GR Rt A ET ur ie 0” 
" EN KETTE RES Terra" ner ee A ukaldl, 
. nn 2 N te Dan Kr Re NN TE eye, ELLE NEN NT TTATREEN ’ } 
Pr j je ag hr a reine. ' v be ih mr Y Mei x Pe : 2 Pt NE M f Y a! N j ’ 
' I u } Y. 
ind . 


TOT 7 Zu N 
\ \ N‘ bee} 





. ı I) r > E 
D . 0 ’ i N N 
Ed eo. i . u \ r - ; r WITT Na 
“A f J )- wa En Veit; f « N Y ü r i ’ i An % 
n - . e; 4 ” N ! } - 


AT 


NA 
ey 
LANDESRANT 


U NER ee see. - 
SAARGEBIFTES, 2 


Stenographischer Bericht 
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über die an et den 20.Juni 1929 im Neuen 
Sitzungssaale des Rathauses der Stadt Saarbrücken 
stattgefundene Vollversammlung des Landesrates. 





Vorsitzender Scheuer: Meine Herren! Ich eröffne die Sitzung ( 9 Uhr 
40 Minuten). 


Die Resieruneskommi ssion ist vertreten durch Herrn: 

Su ea 2 2510n 151 vertreten durch Herm: 
Winisterial-Direktor Kuchenbecker, als Staa 

Von den | 


tskommissar. 
iteliedern fehlen entschuldiet die Herren: 


Kommerzienrat Dr.h.c.Hermann Röchling (DSV)-Völklingen; 
Diehl (DSV)-Holz; Kiefer (4)-Suarbrücken; Reichard 
(DNVP)-Saarbrücken. 
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liegt Ihnen vor. Sie lautet: 


Begutachtung des Verordnungsentwurfes betr.: 
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Regelung des hohnungswesens. 
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Vorsitzender: Vor Eintritt in di lagesordnung erteile ich 
ilerrn Abgeordneten Daub (KP) das Wort zur Abgabe einer 
Erklärung. 

Abg.Daub (KP): lieine Herren! Die Kommunistische 


| Fraktion des 
Landesrutes hat folgende 


ED u En en nn 


abzugeben: 


"Die Abgeordneten Reinhard und lieiß sind wegen 
Verstoß gegen das Programm sowie Statut der Kommuni- 
stischen Internationale aus der Kommunistischen Per- 
tei Deutschlands ausgeschlossen. 

Sie scheiden Somit aus der Kommunistischen 
landesratsfraktion aus. " 





Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Reinhard! 


Abg.Reinhard (KP): Meine Herren! Im huftruge des Abgeordneten 
"eiß und meiner Person habe ich folgende 


——— nn EEE EEE EEE ER EEE EEE EEE ER EEE a u 
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abzugeben: 


“ Unser Ausschluß zus der Kommunistischen Partei 
15t lediglich erfolgt, weil wir nit der Talschen ultra-| 
linken Politik, wie sıe in der Gevierkschaftsfrage und 
in der Ablehnung der Einheitsfronttaktik auf den VI. 
Neltkongreß und dem IV. R.G.J. Kongreß festzelsgt wur- 
de, nicht einverstanden sind. 

Diese Beschlüsse wurden gefaßt unter einer 
vollständig falschen Einschätzung der Lage und müs- 
sen bei ihrer Durchführung naturgemäß die Kommunisti- 
sche Partei in eine Sekte verwandeln. 

| Hand in Hand mit dieser falschen Politik der 
Partei wurde die inner arteiliche Demokratie immer 
mehr ausgeschaltet. Alle Genossen, die os wagten, 
ihre Weinung zu sagen, wurden aus der Partei ver- | 
drängt. So Sind im Reiche in allen Bczirken viele | 
hunderte ausgeschlossen worden. Untor den Ausge- 4 
schlossenen befinden sich Genossen, die jahrelang 
in den Gefängnissen und Zuchthäusern der Bourgeoisie 
geschmachtet haben. Bine große Zahl der Gründer des 
partakusbundes, die schon vor und während des Krie- 
ges die Fahne der Aevolution hochhielten, wurden 
ebenfalls aus der Partei verdrängt, 

Wenn die Ausgeschlossenen sich heute zusan- ! 
mengeschlossen haben, um ihren Kampf für eine rich- 4 
tıigc kommunistische Politik durchzuführen, dann be- 
grüßen wir dieses, da kein anderer Weg übrig bleibt, 
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er die Kommunistische Partei vor dem Untergang zu ret- 
en. 

Wir haben monatelang innerhalb der Partei Dis- 
apa gehalten bis zur Selbstverleugnung. In keinem 
Falle war man imstande, uns nachzuweisen, daß wir die 
Beschlüsse der Partei nicht durchgeführt hätten. \enn 
man uns trotzdem ausgeschlossen hat, dann zeigt dieses, 
daß die heutige Parteibürokratie sich nur noch unit sol- 
chen \uaßnahnmen halten kann. Die Eröffnung einer wirk- 
lichen Diskussion über die strittigen Fragen würde 
ohne weiteres die liquidierung der falschen Politik und 
die Beseitigung ihrer Träger nach sich ziehen. # 

Wir sind bereit, die von uns geforderten ian- 
date und alle unserc übrigen Funktionen unter der Be- 
dingung abzugeben, daß alle die Genossen, die wegen 
ihres Kampfes gegen die ultralinke Politik aus der 
Deutschen Sektion ausgeschlossen wurden, wieder aufge- 
nommen werden und daß eine wirkliches Diskussion über 
die strittigen Fragen eröffnet wird. ir haben unsert 
Mandate von der Partei erhalten als die Politik, die 
wir heute vertreten, noch maßgebend war. Solange die 
Parteileitung, die von uns gestellte Forderung nicht 
anerkennt, werden wir die l\ändate im Interesse der är- 
beitenden Bevölkerung und zur Gesundung der Kommunisti- 
schen Partei noch weiter ausüben. 

Wir haben unsere Auffassungen über den kapita- 
listischen Staat und die bürgerliche Demokratie nicht 
geändert, wir haben unsere Auffassungen über die Sozi- 
aldemokratische Partei und den Klassenkampf nicht geän- 


te,glattfrisierte, durchaus legale" Partei zu werden. 
Deshalb wird weder die Bourgeoisie noch der Neformismus 
aus unserem Vorgehen einen Nutzen ziehen können. Gegen 
die ultralinke politische Linie kämpfend, lassen wir 
nicht einen Moment jene Aufgaben aus den Augen,welche 
den Kommunisten durch die Kommunistische Internationale 


und ihr Frograum aufgetragen worden sind. Die Sowjetunion 
bleibt für uns die erste proletarische Festung der delt, 


welche wir mit allen Witteln schützen und verteidigen 
werden." 


Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Daub! 


Abg.Daub (KP): Meine Herren! Nur noch einige Ausführungen auf die 


Erklärung der Abgeordneten Reinhard und Weiß! Wir legen 
keinen Wert darauf, mit diesen Herren uns hier lange zu 
unterhalten. Die revolutionäre Ärbeiterschaft ist über 
diese Angelegenheit bereits zur Tagesordnung übergegangen. 
Die Kommunistische Partei hat alles versucht, die Herren 
von ihrer falschen Auffassung abzubringen. Nicht deswe- 
gen wurden sie ausgeschlossen,weil sie änderer lWeinung wa- 
ren, sondern wegen eroben Verstößen gegen das Programm so- 
wie Statut der Kommunistischen Internationale erfolgte der 
Ausschluß. 


(Zuruf aus dem Zentrun: Trotzki !) 


Den Herren wurde folgende Erklärung vorgelegt, in welcher 


Mr wir hatten und haben keine Absicht, eine „gemäßig- 
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das Minimum dessen verlangt wurde, was wir von eincn Funktio- 


8 RETTET ERERRTTGTPEP TATEN TEUER" ren NEAR TERN Dreier 
) EN N 131 27.100, BEE ae 1 ZU AR I IE 27). en n . et I 


Y ei Kr Tun 
un et N ET Ei a 


- 228 - 


när verlangen müssen: 


1, 


Ö. 
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Ich Unterzeichneter erkläre: 


daß ich die Disziplin der Partei, wic durch dic 
Thesen und Statuten der Komintern und K.F.D. fest- 
gelegt, ohne Vorbchalts und ohne Finschränkungen 
ancrkenne und einhalte. 


die vorbehaltlosce Zustimmung zun Programm der 
Kommunistischen Internationalc. 


daß ich anerkenne alle Beschlüsse der Komintern, 
des 6. „eltkongresses des 4. R.G.I.Kongresses,des 
4%. der K,F.D. sowie der B.L. Saargebiet. lch 
verpflichte mich, dieselbe ohne Vorbehalte durch- 
zuführen und zu vertreten. 


daß ich anerkenne, daß Fraktionstätiekeit inner- 
halb der Partei, sowie Auftreten als Beferenten 
und Korreferenten gegen die Beschlüsse des 6.\elt- 
kongresses, lierausgabe eigener Zeitungen, Vertrieb 
von schmähschriften gegen die Komintern, nit der 
Disziplin, den Grundsätzen und der iütgliedschaft 
unvereinbar ist. Ich erkläre ausdrücklich, daß 
ich nich eher derartiger Handlungen enthalte 
und verpflichte mich, diejenigen mit der Partei 
gemeinsam, welche fraktionell auftreten und 
Schmähschriften gegen die Partei vertreiben. 


daß ich verurteile das bisherige Vertreiben von 
ochmähvorschriften sowie parteifeindlichen Zei - 
tungen in der Zelle Völklinger Hütte_und Zelle 
Grube Velsen sowie Iudweiler und erkläre, daß ich 
abrücke von diesen parteifeindlichen Handlungen. 


Ich verpflichte mich ferner, sämtliche mir von 
der Partei übertragenen Funktionen auf Verlangen 
nıederzulegen. 


Das ist ein Minimum dessen, was die Partei von ihren Funk- 
tıonären verlangen kann. Dies haben Neinhard usw. abgelehnt 
und darauf folgte der Ausschluß. wehr haben wir als Frak- 
tıon nicht dazu zu sagen. 


Vorsitzender: Das \iort hat Herr Abgeordneter Keinhard! 


Abg.Reinhard (KP): Im Namen meines Genossen Weiß und meiner WWunig- 


keit habe ich zu erklären, daß wir es weiter ablehnen, vor 
diesem Forum über diese Frage zu diskutieren. ir werden 
vor der Arbeiterschaft unsere “einung vertreten und nach 
wie vor unsere Pflicht tun. 
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Vorsitzender: "ir treten dann in die Beratung der Vorlage ein. 
Das Nort zur Abrabe es Aommissionsberichtes erzeile ic) 
dem Berichterstätter ‚Herrn Abeeorüneten Angel! 


Abg. Angel (2): 


1) Ist die der Regierungsvor- 
za beigegebene Statistik 
auf das Ergebnis der Vloh- 


2) 


sıon über 


lautet: 


Mi. T N 
Meine Herran! D 


Der Bericht der 
die Beratung der tr 


7 4 E) 3 . und er o Ko mmi S- 
Vorlage be | 


lichnungswesens 
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Die 2. und 5. Kommission, denen der Entwurf betr. 


Negelung des Wohnungswesens zur Beratung überwiesen wurde, 


haben sich in 


LE 


ihren Sitzungen vom 30.5., SEN L.,10.VI ums 


mit der Vorlage befaßt. 
Der 


Begründung zur Vorlage war ein Vorschlag 


des Überbürsermeisters der Stadt Saarbrücken beigegeben, 


in die !iohnungsverordnung eine 
wonach den 
ausweis-Verfahrens anheim 
lag der Begründung eine Statistik über 


\ 


4 


a I'd 


bei. Diese 


taatskommissars auf 


baut, 


‚ gab der Kommission. | 
an lie KRegierungskommission zu riel 
teilweise beantwortet wurden. 


| ıng_€ „estimmung aufzunehmen, 
Gemeinden die Einführung des Nietberechtigunges- 


gegeben werden soli. Desgleichen 


- 


Zahl der erfomierlichen Wohnungen; 

zahl Zer neuerbauten ohnungen;_ 

dahl der darin untergebrachten Personen 

Statistik, di 
den 
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Vveranlassuy 


r Wohnungsänter auf- 
ng, lolgends Anfrasen 
die bisjetzt nur 
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Antwort: 
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Diese Statistik beruht auf 
den Angaben der Wohnungsämter. 


nungszählung oder auf An- 
gaben der \ichnunssänter 


aufgebaut? 


a) Wieviel Haushaltungen 
im Verhältnis zum ohnraun 
waren 1914 vorhanden? 


b) Wie 
nis 192 


Wieviel Re 
wurden sei 


letzten Wohnunesveror nung 


erstellt? 


ıst dieses Verhält- 
3 gewesen" 


elgrungsbauten 
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Hierüber ist statistisches Na- 
serial in der Abteilung des 
Innern nicht vorhanden. 


Aus dem gleichen Grunde ist 
auch diese Frase zu beantwor- 
ER 

ten. 


; Kinfükrung der in Sasrbrücken 73 Wohnungen 
“ Neunkirchen 25 | 
! r - \ 
St. Wendel 12 





in »aarbrücken 16 Mohnungen 


Ta a, a \ TEN IR TE TR 
ST N A LT ET Tr 





















a1ya40g ayasıyd ».BDous,s USF2NA41G4005 47 


ga ProZ 











7Vv 








u 


jan San ENTER SUR BUN  TESSETUITTET ORTE IERSRINRR DIE RZ WPÄERNUE Ansgar)” U Aa A 1a a2 a Arc ah 


Pe rue - h ‘ 
. - Br i N >, 
i nt a Aurich ic bs 









Pin 
a 2 
N 
N 
Frage: Antwort: w 
wa ER Tee ee 
1923: <: 
in Saarbrücken 10 !!ohnungen Y 
" Homburg 2 R- 
zusammen 154 \iohnungen 3 
Bis zum Frühjahr 1930 werden wei- 
tere 150 Y'ohnungen neu erstellt. 

Ei De L, 
A)ieviel alte Wohnungen 35 Wohnungen sind wieder bezogen a 
wurden durch den Bezu worden und 91 Wohnungen wurden ® 
dieser "!ohnungen frei: dem Wohnungsamt zur Verfügung 3 

gestellt. o 
& 
5)Ist von der Regierungs- Über diese Frage kann noch keine Y 
kommission zu erwarten, Auskunft gegeben werden,da sich = 
daß Zuschüsse gegeben die Regierungskommission mit der a) 
werden zwecks Verbilli- Frage noch beschäftigt. I> 
gung der Zinsen für ww; 
aukapital? ” 
6)Auf welchen Zeitraum er- I 
strecken sich die in_der nn 
Vorlage beigegebenen Sta- 
tistik aufgeführten Zah- &) 
len in bezug auf Neubau- 2 
mieten? + 
"re 
7)"ijeviel "ohnungen sind im SL 
ganzen zurzeit vorhanden” 
" 


8)"jeviel l\ohnungen waren 
vor dem Kriege im »aarge- 
biet vorhanden”? 


9)Wieviel Wohnungen sind im 
Besitz von Einzelmietern? 


lO)Wie groß ist die Wohndich- 
te,d.h.wieviel Personen 
wohnen durchschnittlich 
in einer Wohnung 


a) vor dem Kriege ? 


b) heute ? 
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Dann stellte die Kommission folgenden einstimmigen 
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"Die 3. und 5.Kommission des landesrates ersuchen die 
Be ran en Rage 59:08 dringend, in der nächsten Vollversammlung 
erklären zu lassen, ob und inwieweit sie imstande ist,l\üttel 
Be Serbilli gung der Zinsen für Baukapital zur Verfügung zu 
stellen. 









Dessleichen ersuchen die Kommissionen die Hegierungs- 


kommission, die Arbeiten der l\ohnungszählung zu beschleunigen, 
damit recht bald das Ergebnis veröffentlicht werden kann. 
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Auf die Einzelheiten der Vorlage einzugehen kann 
ich mir ta Foagen, da die von der Kommission in 2. Lesung 
gefaßten Beschlüsse in dem Kommissionsprotokoll enthalten 
sind, das dem Ihnen schriftlich vorliegenden Bericht als 
Anlage I beigefügt ist» _ 

as von der Kommission von der Handwerkskammer 
und dem Handwerkerbund geforderte Gutachten zu Artikel 3, 
Ziffer 8 der Vorlage_betr. gewerbliche Räume liegt dem 
Bericht als Anlage II bei. 
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Anlage |! 4 
LANDESRAT III. Wahlperiode / 23.Sitzung. 2 
ze "5 "Bitzungsperiode 109 1 — ME 
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über die am llontag,den 17. Juni’ 1929 in Zimmer 123 
des Rathauses der Stadt Saarbrücken stattgefunde- 
nen Sitzung der 3.und 5. Kommission des landesrates. 


Die Regierungeskommission ist vertreten durch die Herren: 


Min.-Direktor Kuchenbecker, als Staatskommissar; 


Ministerialrat (Custor, als Fachreferent. 


Von den Mitgliedern sind anwesend die Herren: 


Becker (Z)-Saarbrücken, Angel (Z)-St.Wendel; Petri Ei 
Neunkirchen; Heckler (KP)-Niebelskirchen; Schmelzer(DSV)- 
Saarbrücken; Schmoll (DWP)-Saarbrücken; Backes Ohr.D2)- 
Püttlingen; Martin (Z)-in Vertretung für Levacher; Hoff- 
mann (SP)-Saarbrücken in Vertretung für Dr.Sender; 
Reinhard (KP) in Vertretung für Daub (KP)-Saarbrücken. 


Von den Mitgliedern fehlen entschuldist die Herren: 


rer 
Kiefer (4)-Saarbrücken; Reichard (Dntl.VP)-Saarbrücken; 
Dr.Röchling (DSV)-Völklingen; Paln (Z)-Saarbrücken. 
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Il. Lesung des Verordnungsentwurfes betr.: 





Regelung des "ohnungswesens, 


Der Vorsitzende der Kommission,Abg.Schmoll (DP)-eröffnete 
um 15 Uhr 30 Minuten die Sitzung. 


Rs wird zunächst eine ee vorgenommen. Im 
Protokoll vom 8. Juli Seite 4 steht bei dem Zusatzantrag des 
Abg.Fetri(SP) Dieser Zusatz wird eiastinmig angenommen". Dies 
trifft nicht zÜ, es soll da heißen: „Die Parteien behalten sich 


W 






ihre Stellungnahne vor. 
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2 
Die Beratung der Vorlage in 2.Lesung ergab folgendes: + 
Va 
Die Einkeitung der Kegierungsvorlage wird einstimmig angenommen. 2 





2 


Artikel ] der Verordnung vom 27. Juli 1926 (Amtsbl.S.182) wird 


7 


einstimmig angenommen. 
$ 1 der RKegierungsvorlage: 
Zu Abs. 1 beantragt Abg.Schmoll (DWP) folgende Fassung: 


"Die beltungsdauer der Verordnung vom 27.Juli 1926 
betreffend Abänderung der Bestimmungen über das \/oh- 
nungswesen und die Geltungsdauer der Verordnung vom 
16.lezember 1927 betreffend Kegelung des \ohnungs- 
wesens wird letztmalig bis zum 30.Juni 1930 verlän- 
gert. 


Kommunisten und Sozialdemokraten stimmen für die 
Fassung der Regierungsvorlage. 

Die übrigen Parteien stimmen auch gegen den An- 
trag. 





Zu Abs.2 wird Streichung beantragt. 


Zentrum irtschaftspartei ‚Deutsch-vsaarl.-Volks- 
partei, Chrl.Soz. artei stimmen der Streichung zu. 


Kommunisten und Sozialdemokraten stimnen für Bei- 
behaltung des Absatz 2 


SIY249T E) y>5ı wi »4bousa,T Us 


Artikel 3 der Verordnung vom 27.Juli 1926: 


Ziffer l wird einstimmig gestrichen. 
Ziffer 2 Abs.1l wird einstimmig angenommen. 
Ziffer 2 Abs.2 : Kommunisten und Sozialdemokraten 


DRBREFABER Streichung ,die übrigen Farteien sind 
für Beibehaltung des Abs.2. 


Ba: 


Ziffer 2,Abs.3 wird einstimmig angenommen. 


Ziffer 3: Die Kommunisten stimmen gegen diese Ziffer. 


Or 





Die Sozialdemokraten beantragen folgende Fassung: 





"religiöse oder lWohltätigkeitsanstalten, soweit 
ei T 


sie nicht als "ohnräume hergerichtet sınd. 


Die übrigen Parteien sind für Beibehaltung der 
bisherigen Fassung. 


Artikel 3 
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Artikel 3,Ziffer 4,Abs.l: "alle nach dem l.Januar 1920 fertig- 
gestellten Neubauten." 


wird einstimmig angenommen. 


Artikel 3,2iffer 4,Abs.2:" Diese Befreiung erstreckt sich auf 
alle durch nach dem gleichen Zeitpunkt fer- 
hie en Erweiterungsbauten, wie Anbau, 
Aufbau und Ausbau eines Stockwerkes und der- 
gleichen gewonnenen Räume." 


Dieser Absatz wird von der Mehrheit angenomnen. 
Abg.Petri (SP) schlägt folgenden Zusatz vor: 


"soweit sie mit ihren Mietsätzen nicht über 
der Linie der Verzinsung und Amortisation 
der Kapitalanlage liegen." 


Für diesen Zusatz timmen Kommunisten und Sozialdemo- 
kraten. Die übrigen rer sınd dagegen. 


Artikel 3,Ziffer 4,Abs.3: Hierzu schlägt Abg.Schmoll (DWP) fol- 
gende Fassung vor: 


"Soweit Häuser mit Zuschüssen von Gemeinden 
errichtet wurden, deren unter einer 
Auflage erfolgte, tritt eine Belreiung hin- 
sichtlich der Bestimmungen des leils V dieser 
Verordnung ein, wenn die Zuschußempfänger die 
erhaltenen Zuschüsse zurückzahlen." 
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Diese Neufassung wird einstimmig angenommen. 
Artikel 3, Ziffer 4,Absatz 4: 


"Soweit Wohnungen, in den mit Zuschüssen der 
Gemeinde errichteten Häusern für Beamte und 
elite im öffentlichen Dienst, sowie 
Offiziere und Unteroffiziere der Gkarnison- 
truppen beschlagnahmt worden sind, ist für 
die Kündigung der Wohnungen die Genehmigun 
der Gemeindeaufsichtsbehörde erforderlich. 


Dieser Absatz 4 wird einstimmig gestrichen. 


Artikel 3,Ziffer 5: „Räume, die ein mie keer ME zum 3l.Juli 
1926 selbst benutzt und nach diesem Zeitpunk- 
| te freiwillig zu Wohnzwecken weiter vermletet 
hat und zwar auch dann, wenn die Räume dadurch 
frei werden, daß der Hauseigentümer in von ihm 
neuerbaute Räume umgezogen ist." 
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Diese Ziffer wird einstimmig angenommen. 
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Artikel 3, Ziffer 6,Abs.]1: a (DWP) stellt den Antrag, 
diesen Absatz wie olgt zu fassen: 


"Häuser,deren Eigentümer nach dem 1.August 1926 in- 
nerhalb derselben Gemeinde durch einen Anbau,Aufbau, 
Umbau oder Ausbau neuen liohnraum geschaffen hat,der 
mindestens ein Viertel des bisherigen !iohnraumes_be- 
trägt,sofern der Eigentümer des Hauses sich der Ge- 
meinde gegenüber verpflichtet...... usw," 


Zentrun Deutsch-Saarl. Volks 





artei ‚\irtschaftsvartei 
leser Fassung zu. 


Sozialdemokraten stimmen für Fassung der Kegierungs- 
vorlage. 


Kommunisten stimmen für Fassung der Kesierungsvor- 
age mıt der Abänderung: 





"sin Viertel" in "die Hälfte" 
Artikel 3 Ziffer 6 Abs.2: 


"Wohnungen, die amtlich als baufällig und unbewohn- 
bar bezeichnet worden sind, und vom Hauseigentüner 


auf eigene Kosten wieder hergestellt worden sind." 


wird einstimmig angenommen. 
Artikel 3 Ziffer 6 ÄAbs.3: 
"Die Tatsache, daß ein Haus oder ein Raum von der 


Zwangswirtschaft befreit ist, wird durch eine Be- 
scheinigung der Gemeindebehörde nachgewiesen." 





wird einstimmig angenommen. 


\rtikel 3 Ziffer 6 Abs.4: Hierzu beantragt Abg.Martin(Z) folgende 
Fassung: 


"Räumungsurteile gegen Nieter, die bis zum 31l.Juli 

1926 Räume inne gehabt haben, die nach vorstehenden 
Bestimmungen der Zwangswirtschaft nicht mehr unter- 
liegen, können erst nach 3 lionaten vollstreckt wer- 


den, sofern nicht vorher eine Ersatzwohnung zuge- 
wiesen ıst, 


Zentrum,Deutsch-Saarl. Volkspartei, Chrl.©oz.Partei 
stimmen dieser Fassung zu. 


Kommunisten und Sozialdemokraten lehnen diese 
Fassung ab. 


Die Wirtschaftspartei stimmt dem Vorschlag zu, 
wenn folgender Zusatz gemacht wird: 


. "Für den Schaden, der dem Hausbesitzer durch 
die Hinausschiebung der Räumung entsteht ‚haftet 
die Gemeinde." 
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Artikel 3 Ziffer 6 Abs.5: ($ 2 der Regierungsvorlage) 
Hierzu beantragt Abg.Schmelzer(DSV) folgende Fassung: 


7 * . . . nr R 2 Aus 
Einigen sich Hausbesitzer und Mieter nicht über 


den Mietzins der aus der Zwangswirtschaft freige- 


Für diese Formulierung stimmen Zentrum, 
Deutsch-Saarl. Volkspartei und Chrl.sSoz.Partei. 


mn 14 0 1 ee nn 


Die Wirtschaftspartei stimmt mit der Abänderung 
zu, sta . „rzedensmiete zu setzen „leU % der 
Frıedensmi@te. 





Kommunisten und Sozialdemokraten stimmen für die 
Fassung der Regierungsvorlage. 


Artikel 3 Ziffer 7 


"Diensträume, welche nach dem Dienstvertrag als 
Bestandteil der Entlohnung gelten." 


wird zugestimmt. 


Artikel 3 Ziffer 8 Abs.]: 
"Räume,die zu gewerblichen Zwecken benutzt werden, 
mit Ausnahme Jer Räume, welche den Zwecken des 
Kleingewerbes dienen, und der mit Yohnräunen ver- 
bundenen gewerblichen Räume, soweit der "/ohncha- 
rakter überwiegt." 


Hierzu beantragt Abg.Schmelzer(DSV)Jeinen Zusatz: 
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‚ "Als Kleingewerbe gilt der Betrieb, welcher 
wat nehrials ern sur Tanken Gewerbesteuer 
Beahlt," 


Abg.Schmoll (DWP)beantragt zu Abs.1l folgende Fassung: 


"Räume, die zu gewerblichen Zwecken benutzt 
werden. 


Die Abstimmung über diese Frage bleibt noch offen, 
1S dıe Handwerkskammer ıhre vvwellungnahme ‚um 
welche sie ersucht wurde, eingesandt hat. 
Artikel 3,Ziffer 8,Abs.2,3 und 4: Hierzu wird Streichung bean- 
tragt. 
Die Abstimmung bleibt noch offen,bis Abs.l 
geklärt iat. 


Za Artikel 3 stellt ÄAbg.Schmoll (DWP) folgenden Antrag: 








IE ne: 


"Die Bestimmungen der vorliegenden Verordnung 
Iinden keine Anwencung auf: 


"Wohnungen mit mehr als 4 Zimmer." 








Dieser Äntrag wird gegen die Stimme der Mirtschafis- 
partei abgslehnt. 
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Artikel 3, Ziffer 8,Abs.5: 


"Die in Artikel 3,Ziffer 8,Abs.1l bezeichneten Räune 
unterliegen ::4:::.: usw." 


Hierzu beantragt Abg.Schmoll folgende Fassung: 


"Die Kündigungsfrist beträgt, sofern nicht eine kür- 
zere Frist vereinbart worden ist,drei Monate." 


Die Abstimmung hierüber bleibt offen bis Abs.] ge- 
art 187, 


Artikel 3,Ziffer 9 (32 der Regierungsvorlage): 
Abg.Schmoll (DWP) schlägt folgende Sätze vor: 


In der Stadt Saarbrücken 1000, -Mark 
" Gemeinden über 20 000 Einwohner Be 
" Gemeinden unter?20 000 " > 6 





Kommunisten und Sozialdemokraten lehnen diesen Vor- 
schlag ab. 


Ferner wird in der Ziffer 9 gestrichen: 


"sobald der augenblickliche liohnungsinhaber 


die a a ara hat. Die Wohnungen ..... usw. 


bis zum schluß. 





Kommunisten und Sozialdemokraten lehnen die Streichung 
ab. 


Artikel 4,Abs.1: "Jeder Hauseigentümer und .....». usw." 
Abg.Schmoll (DWP) beantragt, die Worte 
"oder Untemieters" 


zu Streichen. 
Für die Streichune sind säntliche Parteien mit Aus- 
nahme der Kommunisten und Soziaidemokraten. 

Artikel 4,Abs.2,3 und 4 werden angenomnen. 


Zu Artikel 4,Abs.5 wird Streichung beantragt. 
Für die Streichung sind sämtliche Parteien mit Aus- 
nahme der Kommunisten und Sozialdemokraten. 


Artikel 5 wird einstimmig angenommen. 


Artikel 6 
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Artikel 6: Hierzu beantragt Abg.Schnoll (DWP) den Artikel zu 
streichen. 


Für die Streichune sind sämtliche Parteien mit Aus- 
nahme der Kommunisten und Sozialdemokraten. 


Artikel 7: Die in diesem Artikel vorkommenden "orte: 

"Offiziere und Unteroffiziere der Garnisontruppen" 
werden einstimmig gestrichen. Diese Streichung gilt 
für alle Artikel und Faragraphen, in welchen dis»ser 
Passus vorkomnt. 


Abg.Petri(SP) stellt den Antrag,anstatt "5 „Regierungs- 
vertreter" - "3 Regierungsvertreter" zu Setzen. 


Dieser Antrag wird einstimmig angenommen. 
irtikel 8: wird einstimmie angenommen. 
rtikel 9,Abs.1l wird einstimmig angenommen. 


Artikel 9,Abs.2: Hierzu wird ein Zusatz beantragt, welcher lautet: 


"In der Liste der '!ohnungssuchenden sind zu unter- 
scheiden: 


1) !iohnungssuchende ohne !iohnung; 
2) Nohnungssuchende mit unzureichender \ohnung; 


3) Wohnungssuchende, die lediglich einen Viohnungs- 
wechsel anstreben. 


rxrı 
fi 


Die Einsichtnahme in die Listen des lohnungsamtes ist 
jedermann zugängig zu machen. 


Dieser Zusatz wird einstimmig angenomven. 
Artikel 9,Abs.4,Satz 2( $ 3 der Regierungsvorlage): 
Hierzu beantragt Abg.Schmelzer(DSV) folgende Fassung: 


"Die Zahl der vorbehaltenen Wohnungen darf 10 % 


nicht übersteigen." 
Dieser Antrag wird einstimmig angenomnen. 
Artikel 9,Abs.5 wird einstimmig angenommen. 
Artikel 9,Abs.6: "Für die Gemeinden .......usw. 
wird einstimmig gestrichen. 
Artikel BURN Satz 1 wird gestrichen. Der Absatz beginnt jetzt 


"Freigewordene Wohnungen, die aufgrund der vor- 
stehenden Bestimmungen «.........U8W. 


Die Streichung erfolgt einstimmig. 
Artikel 9,Abs.8 und 9 werden einstimmig angenommen. 
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tikel 9,Abs.10: Abg.Schmoll (DWP) beantragt folgende Fassung: 


tet der Vermieter die freigewordenen Räume für 
sich oder seine Angehörigen, so kann er nicht gezwungen 
werden, an andere Nohnungssuchende zu vermieten. 

Als Angehörige sind anzusehen Verwandte und Ver- 
schwägerte auf-und absteigender Linie,Adoptiv=und 
Pflegeeltern und = kinder, Ehegatten,Geschwister und 
deren Ehegatten, und Verlobte." 


Zentrum Deutsch-Saarl. Volkspartei und iirtschaftspartei 
stimmen zu. 


Kommunisten und Sozialdemokraten stimmen für bisherige 
Fassung. 


Die Chrl. Soz.Partei behält sich Stellungnahme vor. 


rtikel 10:Zu Abs.1l schlägt Abg.Schmoll (DWP) folgende Fassung 
vor: 


"Der im Einverständnis von Hausbesitzer und lieter 
erfolgte Wohnungstausch bedarf keiner Genehmigung." 


Dieser Fassunze stimmen sämtliche Parteien mit Ausnahme 
der Kommunisten und Sozialdemokraten zu. 

Kommunisten und Sozialdemokraten sind für den bisheri- 
gen Nortlaut. 


rtikel 10,Abs.2 wird gestrichen. 
Für die Streichung sind Zentrum ‚Deutsch-Saarl. 
Volkspartei ‚Deutsche Mirtschaftspartei. 
Kommunisten und Sozialdemokraten sind für die Beibe- 
haltung des Abs.2. 


Chrl.Soz.Partei behält sich Stellungnahme vor. 
irtikel l10,Absatz 3 wird einstimmig angenommen. 
ırtikel l10,Absatz 4 wird gestrichen. 


Für die Streichung sind sämtliche Parteien mit Aus- 
nahme der Kommunisten und Sozialdemokraten. 


rtikel 1O,Absatz 5 wird gegen die Stimmen der Sozialdemokraten 
und Kommunisten gestrichen. 


S4Y29gT ayasıydm,Dousss Uy2n4G400O5 H 7 


3 PwoZ 


4 


rtikel ll,Absatz 1:" Von dem Bürgermeisteramt können ..... usw. 
wird einstimmig angenommen. 


Bekel ILl,Zitfer 1: "unbenutzte Wohnungen „.:+cers00c cn 0 000 usw." 


wird einstimmig angenommen. 
Bee} Ii,Zitfer 2: "angemeldete Räume,.:scrsrccreccnrnen en usw." 





. wird einstimmig angenommen. 
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Artikel 11, Ziffer 3:"Räüme ‚welche rerfügbar............usw." 


wird Streichung beantragt. 
Für die Streichung stimmen die Vertreter des Zentruns, 


der Deutsch-»aarl.Volkspartei, der Wirtschaftspartei, 
der Chrl.Soz.Partei. 


Die Vertreter der Kommunisten und Sozialdemokra- 
ten stimmen dagegen. 


Zu Artikel 11, Ziffer 4 wird Streichung beantragt. 


Die Streichung erfolst gegen die »stimmen der Kommu- 
nısten und »ozıaldemokraten. 
Artikel 11, Ziffer 5 wird einstimmig angenommen. 


Artikel ll, Ziffer 5,Abs.2:" Die Beschlagnahme der unter Ziff.3, 
und 5 bezeichneten ........usw." 


erhält durch die Streichung der Ziffern 3 und 4 fol- 
gende Fassung: 





"Die Beschlagnahme der unter Ziffer 5 bezeichneten 
usw. 


Diese Anderung erfolgt mit allen —_ die stimmen 
der Kommunisten und »ozialdemokraten. 


artikel 12 wird einstimmig angenommen. 
Artikel 13,Abs.1 - 4 werden einstimmig angenommen. 
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Zu Abs, 55 DirevGsneinde I8t in diesen 4.3.2), 82" 
wird Streichung beantragt. 


Die Streichung erfolet mit allen Stimme 


| n gegen die 
der Kommunisten una sozıaldemokraten. 





Artikel 14 wird einstimmig angenommen. 





Artikel 15 wird einstimmig angenommen. 





Artikel 16 Abs.1l und ? werden einstimmig angenommen. 
Artikel 16 Abs.3($ 4 der Regierungsvorlage) 


g X PwoZ 





Antrag der Kommission, hinter "Ersatzwohnung” zuge- 
wiesen ist, anzufügen: 


"und zwar rückwirkend vom Tage der Klageerhebung." 


Zentrum, Deutsch-Saarl. Volks artei und Chr] .Soz. Partei | 
stimmen diesem Zusatz zu. 


Kommunisten und Sozialdemokraten sind für die Fassung 
der Resierunssvorlage. 







Die Wirtschaftspartei stimmt nachträglich zu. 
Ferner 
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Ferner schlägt das Zentrum noch folgende Fassung vor: 
"Die Gemeinde hat die rückständige Miete zu zahlen." 


Artikel 16 Abs.4 wird einstimmig angenommen. 
In Artikel 17 wird „l3 und" gestrichen. 


Für diese Streichune sind sämtliche Parteien mit Aus- 
nahme der Kommunisten und sozıaldemokraten. 
Artikel 17a (95 der Regierungsvorlage) 


Die Sozialdemokraten beantragen folgende Fassung: 


"Die Mohnungszuteilungskommission ist verpflichtet, 
Nietberechtigungskarten auszugeben: 





1) an Familien, die keine eigene Wohnung haben, 


2) an kinderreiche Familien, deren Wohnungen unzu- 
reichend sind, 


3) an Familien, die zur Räumung verurteilt sind, 


4) an Familien, die wegen Baufälligkeit des Hauses 
ihre \!ohnung räumen müssen, 


5) an Familien, die von der amtlichen Tuberkulosen- 
fürsorge als dringlich bezeichnet sind. 


Für diesen Antrag stimmen die Sozialdemokraten allein. 


on ross 17 


Die Kommunisten sind gegen die Einführung der llietberech- 
tigungskarten und stimmen daher für Streichung des 3 5 
der Regierungsvorlage. 


Die übrigen Parteien stimmen für die Regierungsvorlage. 
Das Wort "berechtigt" wird in "verpflichtet"umgeändert. 


Die Artikel 18 bis 21 werden ohne Änderungen einstimmig angenommen. 


Artikel 22 Abs.1l bis 7 werden ohne Änderungen einstimmig angenomen. 


W ProZ 


Artikel 22 Abs.8 wird einstimmig gestrichen. 


Artikel 23,Abs.1l und 2 werden einstimmig angenommen. 


Or 





Artikel 23,Abs.3 wird gegen die Stimmen der Kommunisten und Sozi- 
aldemokraten gestrichen. 
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Artikel 24,Abs.l wird einstimmig angenommen. 
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Artikel 24,Abs.2 erhält folgende Fassung: 


Der am 1.Juli 1914 gezahlte larkbetrag wird umgerech- 
net derart, daß ] Mark einem Frankenbetrag gleichgesetzt 
wird, der wie folgt festgesetzt wird: 


im Franken 


am l.Juli 1929 ist 1 Nark 
dd Ben N .-- 
ge % 


1.Juli 1990 " 1 
En. Re 5. ee NEE 


Zentrum, Deutsch-Saarl.Volkspartei und Chrl.Soz.Partei 
stimmen dieser Fassung zu. 


nn 
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Sozialdemokraten und Kommunisten stimmen für bisherige 
Fassung. 


Abg.Schmoll (DWP) beantragt folgende Fassung: 
Ar RRTRE festgesetzt wird: 
am l.Juli 1929 ist 1 Mark 
ee. an 


a -L 
an..." 


Su. Pers, 
R-..5 


HR 
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Für diese Fassung stimmt der Antragsteller allein. 
Artikel 25 wird einstimmig angenommen. 
Zu Artikel 28 wird Streichung beantragt. 


Die Streichung erfolgt gegen die Stimmen der Kommunisten 
und Sozialdemokraten. 


Die Artikel 29 bis 45 werden einstimnig angenomunen. 
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‚Artikel 46,Abs.l wird einstimmig angenommen. 


Artikel 46,Abs.2. Hierzu beantragt Abg.Schmoll (DWP)folgende 
assung: 


“ Entscheidungen,der in ÄAbs.1 bezeichneten Gerichte, 
ie auf Räumung von Wohnungen lauten, sind sofort 
vollstreckbar. 


W Prog 


Der. Vorschlag des Zentrums lautet: 





Oo 


"Entscheidungen, der in Abs.1l hezeichneten Gerichte, 
dıe auf Räumung von Wohnungen lauten, sind erst nach 


9 Wonaten vollstreckbar, sofern nicht vorher eine 
Ersatzwohnung zugewiesen ist." 





Diesem Zentrumsantrag stimmen zu Zentrum und Deutsch-Saar- 
ländische Volkspartei. 


Kommunisten und Sozialdemokraten stimmen für bisherige 
Fassung. 


Chrl.Soz.Partei behält sich Stellungnahne vor. 


Die Wirtschaftspartei stimmt dem Vorschlag nachträglich 
zu,wenn folgender Zusatz gemacht wird: Ri 
| Zur 
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"Für den Schaden,der dem Hausbesitzer durch die Hinausschie- 
bung der Räumung entsteht, haftet die Gemeinde." 


Die Artikel 47 und 48 werden einstimmig angenommen. 
Die Artikel 49,50,51 und 53 werden einstimig angenommen. 
Zu Artikel 52 beantragen die Sozialdemokraten folgendes: 


. “Die Bestimmungen der vorstehenden Verordnung finden 
bei Mietern, deren Einkommen jährlich mehr als 36 D00,.-Frs, 
beträgt, keine Anwendung. Soweit solche Mieter noch eine 
den Bestimmungen der Verordnung unterworfene \ohnung be- 
wohnen, sind sie gehalten, dieselbe bis spätestens l.April 
1930 zu räumen. Die geräumte Wohnung bleibt dem l!ohnungs- 
markt im Sinne der Verordnung erhalten. In Zweifelsfällen 
hat das Finanzamt auf Ersuchen der Yohnungszuteilungskon- 
mission die Höhe des Einkommens zu ermitteln, welche die, 

rhebungen anstellt und die notwendigen Maßnahmen ergreift. 
In besonderen Fällen kann die ohnungszuteilungskommission. 
die Frist bis 1.Oktober 1930 verlängern. Gegen die Entschei- 
ung der "ohnungszuteilungskomission ist die Beschwerde 
nach Artikel 19 zulässig. 





Sämtliche Parteien behalten sich zu diesem Antra 
ihre Stellungnahme vor. 


Damit ist die 2,.Lesung beendet. | 
Schluß der Sitzung 18 Uhr. 


Saarbrücken,den 17. Juni 1929. 
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Der Vorsitzende der Kommission: Der Schriftführer: 
gez. sSCHMOLL, gez. HELMESD, 
M.d.L. Stenograph des Landesrates. 
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Anlage Il 
Abschrift . 


HANDWERKERBUND des SAARGEBIETES. 
Geschäftsstelle: Saarbrücken 1,Städt. Saalbau,3.Et.r. 
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saarbrücken,den 19. Juni 1929. 


das Büro des landesrates des »aargebietes 


ss Fh ri ken. 


Neues Landgericht. 


Entsprechend dem Ersuchen der zuständigen Kommission 
des [andesrätes gestatten wir uns,Ihnen,im kinvernehmen mit 
der Handwerkskammer, folgende Stellungnahme zu der Frage der 
Abänderung des Artikels 3,Z2iffer 8 der Tohnungsverordnung er- 
gebenst zu unterbreiten. 

Der Handwerkerbund des Saargebietes, der den systema- 
tischen Abbau der Wohnungszwangswirtschaft seit Jahr und Tag 
gefordert hat, ist mit einem weiteren Abbau der Bestimmungen 
über den Nietpreis-und Kündigungsschutz für kleingewerbliche 
Mieter einverstanden,wenn bei der Neuregelung des Wohnungs- 
wesens gleichzeitig gemäß den in unserer Resolution vom 8.Juni 
ds.Js.unterbreiteten syn zn, auch eine Lockerung der Zwangs- 
wirtschaft für !\ohnräume erfolgt. 

Unter dieser be a Fe der llandwerkerbund 
vor,den Wortlaut des Artikels 3,Ziffer 5 der geltenden \ioh- 
nungsverordnung durch folgende Fassung zu ersetzen: 


"8) Räume, die zu gewerblichen Zwecken benutzt werden, 
mit Ausnahme der Räume, die Teile einer Viohnung bilden oder 
wegen ihres wirtschaftlichen Zusamnenhangs nit Wohnräumen 

mit diesen zusammen vermietet werden. | 

‚Mietverträge über gewerbliche Räume, die nach Ar- 
tikel 3,2iffer 8,Absatz 1 den Bestimmungen der Tiohnungsver- 
Eeraung nicht mehr unterliegen, können, falls die friedens- 
miete bezw. der Friedensmietwert der betreifenden Räume 
M 1000.-im Jahre nicht übersteigt, vom Vermieter, wenn der 
Mieter widerspricht, nur mit Zustimmung des Nieteinigungs- 
amtes gekündigt werden. ME: 

| Die Kündigungsfrist für die im vorstehenden Absatz 
bezeichneten Räume beträgt, faäls eine kürzere Kündigungsfrist 
nicht vereinbart worden ist, mindestens 3 Monate und kann auf 
begründeten Antrag des Mieters durch das Mieteinigungsant auf 
höchstens 6 Monate verlängert werden. | | i 

| as Mieteinigungsant hat für Räume der in Artikel 3, 
Ziffer 8,Absatz 2 bezeichneten Art die gran eAgung zur Kündi- 
une nur dann zu versagen, wenn die Kündigung die Existenz des 

eters ernsthaft bedroht." 
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. Wenn diesem Vorschlag stattgegeben wird, so bedeu- 
tet dies, daß der allgemeine \ietpreis-und Kündigungsschutz 
der Wohnungsverordnung in Zukunft nur noch den gewerblichen 
Räumen zu Gute kommt, die mit \iohnräumen räumlich oder 
wirtschaftlich verbunden: sind. | 
‚. für die übrigen kleingewerblichen Räume würde, so- 
fern ihr Friedensmietwert \Mark 1000.-nicht übersteigt,nach 
unserem Vorschlag lediglich ein abgeschwächter Kündigungs- 
schutz für den Fall der Existenzgefährdung aufrecht erhal- 
ten, während lee, auch für diese Kategorie 
von kleingewerblichen Räumen völlig freigegeben würde. 
le sonstigen gewerblichen Räume aber würden nit 
dem Inkrafttreten der neuen Fassung gänzlich aus der Zwangs- 
wirtschaft ausscheiden. “ ERY 
Im Zusammenhang mit der Anderung des Artikels 3, 
Ziffer & würde ee der Artikel 23,Absatz 2 
folgende Fassung erhalten: 


"Bei gewerblichen Räumen, die leile einer Wohnung 
bilden oder wegen ihres wirtschaftlichen Zusammenhangs nit 
"ohnräumen mit diesen zusammen vermietet werden,wird der 
Metpreis,wenn eine freie Vereinbarung nicht zustande kommt, 
auf das sechsfache der Friedensmiete bezw. des Friedens- 
mietwertes festgesetzt." 


Zar Begründung dieses Vorschlages gestatten wir 
uns, zum Schlusse noch darauf hinzuweisen, daß csinerseits, 
namentlich in den Städten und größeren Gemeinden des »aar- 

ebietes, immer noch cin gewisser Wangel an kleingewerb- 

ichen Räumen besteht und daß andererseits,denjenigen _ 
Kleingewerbetreibenden, denen nach unserem Vorschlag wei- 
terhin ein gewisser Schutz gewährt würde, aus sozialen und 
wirtschaftlichen Gründen, zum mindesten für eine Übergangs- 
zeit von 1 - 1 1/2 Jahren diesen schutz noch nicht entbeh- 
ren können. 


Hochachtungsvoll ! 
Der Handwerkerbund des »aargebietes. 
rev | 
I.V.gez. Unterschrift. 1.V.gez. Unterschrift. 


Vorsitzender Syndikus. 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Staatskommissar Kuchenbecker! 


Staatskommissar Kuchenbecker: Meine Herren! Es sind eine ganze 


Reihe Fragen: an mich gerichtet worden seitens der deut- 
schen Wirtschaftspartei, die in der letzten Sitzung 
noch nicht beantwortet wurden. Sie betreffen im \esent- 
iu die Fragen, die auch die Zentrumspartei gestellt 
at. 
Über die Frage, wieviel Wohnungen im ganzen 
im naargebiet vorhanden sind,kann natürlich eine er- 
schöpfende Auskunft nur gegeben werden,wenn die Noh- 
nungszählung zum Abschlu pelanet ist. Die Arbeiten 
sind beschleunigt worden. Das Naterial ist aber sehr 
umfangreich. Es ist BuR.40n, daß ein BERen pinudes Er- 
penis Anfang Juli vorliegt. Es liegen jetzt bereits _ 
eilergebnisse vor, und drei abschließende Teilergebnis- 
se aus vaarbrücken-Stadt, Kreis Saarbrücken-land ‚Kreis 
Ottweiler. Falls sich die Herren dafür interessieren, 
bin ich ermächtigt,hierüber Auskunft zu geben. 


Die Stadt Saarbrücken hat bei 125 02V Einwoh- 
nern 31 078 Wohnungen. Die Wohndichte beträgt 4,0 
d.h. auf eine TR RUNg kommen durchschnittlich 4,03 Per- 
sonen. Die Zahl der Haushaltungen beträgt 32 971. Die 
Gesamtzahl der wohnungssuchenden Haushaltungen,d.h. 
zweite und weitere Haushaltungen und Familien ohne 
eigenes Heim, beträgt 2 556, - nicht etwa Personen,son- 
dern Haushaltungen -. 


Für_saarbrücken-Land Basrip: bei 199 551 Ein- 
wohnern die Zahl der Wohnungen 48 376. Die liohndichte 
4,13. Die Zahl der Haushaltungen insgesamt 49 875. Die 
Zahl der Haushaltungen ohne eigene liohnung 2 6838. 

Für den Kreis Uttweiler en: bei 140 108° 
Einwohnern die Zahl der \lohnungen 32 AI2. Die liohnäich- 
te 4,32. Die Zahl der Haushaltungen 33 159. Die Zahl 
der zweiten und weiteren Haushaltungen und Familien oh- 
ne eigenes Heim 1 504. 


Für die übrigen Kreise und Bezirke konnten die 
Berechnungen noch nicht abgeschlossen werden. Die Gesamt- 
zahlen für diese Kreise we Bezirke kann ich Ihnen daher 
noch nicht mitteilen,sondern nur Teilergebnisse von ein- 
zelnen Bürgermeistereien. Es ist daher zweckmäßig,zu war- 
ten, bis die vollständigen Ergebnisse vorliegen. 


‚... lch darf hieran noch anschließen die Auskunft 
auf eine Anl rage, die der Herr Zentrumsabgeordnete Martin 
angekündigt hat, die Frage nach dem stande der schullei- 
terwahlen. Es handelt sich um eine ron We Lche 
eine Neuregelung der Schulleiterwahl betrifft. Nach Aus- 

nft des Herrn Ministers für Justiz,Kultus und Schulwe- 
sen wird die Regierungskommission sich mit dieser Verord- 
nung in einer ihrer allernächsten Sitzungen beschäftigen. 
RTar;, ‚ Weiter wurde die !'rage an mich gerichtet,ob und 
inwieweit die lee skommission in der Lage ist,Bau- 
kapital zu bewilligen,kann noch nicht beantwortet werden, 
weil ein Teil der Herren Mitglieder der Regierungskon- 
mission noch nicht von der Reise zurückgekehrt ist. 


(Zuruf der Kommunisten: Die scheinen alles mitge- 
holt zu haben ! - Lachen - 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Martin! 


Abg. „artin (Z): Meine Herren! Es ist bedauerlich, daß die Re- 
gierungskommission ihren Entwurf zur Rege ung des \loh- 
nungswesens so außerordentlich dh vorgelegt hat. Die 
laufzeit der EN en Verordnung endet mit dem 30. 
Juni: Es blieb deshalb dem Landesrat sehr wenig Zeit, 
sich eingehend mit der Vorlage zu befassen. Es ist sehr 
oft in den Kommissionssitzungen einiges durchgepeitscht 
worden, was längerer Überlegung bedurft hätte. Zum Bei- 
spiel ıst auch ein sozialdemokratischer Antrag in der 
letzten Sitzung gar nicht recht zur MOBEPEDENEE gekon- 
men, weil keine Zeit mehr da war. Er hat eine lendenz 
enthalten, der wir sehr gut hätten zustimmen können. 
Und bedauerlich ist es auch, daß das Ergebnis der "oh- 

nungszählung, das uns eben zum leil durch den Herrn 

„taatskommissar übermittelt worden ist, nicht vorgelegen 

hat. Es wäre außerordentlich wichtig gewesen, wenn wir 

diese Zahlen vorher gehabt hätten. 

x Und nun,meine llerren, weshalb sind wir in der 

Wohnungsvorlage bis jetzt nicht weiter gekommen” Ich 

habe im Namen meiner Fraktion einmal klar zu stellen, 

was eigentlich der tiefste Grund ist. Es ist immer mehr 
durchgesickert, daß derjenige, der sich am schärfsten 
gegen die rg ge der "ohnungszwangswirtschaft ausge- 

Sprochen hat, die französische Grubenverwaltung war. 

Sle fürchtete nämlich ein Heraufgehen der Indexzahl,und 

damit höhere Löhne. Gerade die PIRarSrunntung Aut auch 

gleichermaßen interessiert an den Löhnen der iletall- 
arbeiter, denn wenn die Schwerindustrie niedrige Löhne 
zahlt,konnte sie höhere Preise anlegen für Kohlen,und 
umgekehrt.Hätte die Schwerindustrie die Löhne erhöht, 
dann hätte dic Bergverwaltung ihre Kohlenpreise senken 
müssen. Und so war es kein !tunder,daß die Franzosen 

sich mit aller Gewalt gegen die Aufhebung der Zwangs- 

wirtschaft gestemmt haben. Dedauerlich ist es, daß die 

egierungskömmission sich nun hat verleiten oe! 
S 
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sechs Jahre lang diesem Drängen nachzugeben. Berei 
vor Jahren haben wir hier Sao ein Gutachten fast ein- 
stimmig, kann ich sagen, abgegeben. Hätte die Hegierung 
dem stattgegeben, dann wären wir heute jedenfalls aus 
dem Argsten heraus. Aber es ist nichts goschehen. 


Die Beseitigung der Zwangswirtschaft 


3 Prog 


ist eine grundsätzliche Forderung der Zentrumsfraktion. 
Es ist für unser Kechtsempfinden unerträglich, daß au 
die Dauer nur ein Teil der !irtschaft die Kosten tragen 
soll für andere Teile. So schlimm wie in Vien ist es 
allerdings bei und nicht. Es ist mir dieser lage ein 
. Zeitungsartikel überreicht worden, der wirklich ver- 
dient,auch hier bekannt gegeben zu werden. 





Oo 





(Zuruf des Abg.Petri: In !ien oder in Österreich?) 
In Wien in Österreich. 


(Zuruf des Abg.Petri: Ich habe gedacht, in ganz 
Usterreich! 


Nein, nur in ‘ien. Da hat ein Hausbesitzer über seinen 
Hause eine Inschrift anbringen lassen, und diese In- 
schrift lautet folgendermaßen: 


7v 


Dieses, 
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"Dieses Haus, ,‚Burgstraße 20,trägt dem Hausbesitzer an 
Grundmietzins 1 2/10 Schilling, dem Hausbesorger an 
Reinigungsgeld 534 Schilling, der Gemeinde an !ohn- 
steuer, Stiegenbeleuchtung, kanal-und !lassergebühren | 
1630 Schilling. 7 Mietparteien aber von ihren 8 Unter- 
mietern 7590 Schilling. Gesetzgeber, cenke darüber 


nach! 
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Also, so schlimm ist es bei uns nicht. Ss war aber doch 
unser Bestreben in den Kommissionsverhandlungen, einmal 
die scharfen Bestimmungen der "ohnungszwangswirtschaft 
zu beseitigen und diese starren Bindungen zu mildern. 
Und zum anderen, die Mieten allmählich zu erhöhen, sodaß 
bis zu einem bestimmten Termin die Friedensmiete, wenn 
auch nicht die wirkliche, aber die nominelle friedens- 
miete, erreicht wird. Die bürgerlichen Parteien im lan- 
desrat fanden sich bald einmütig zusammen. Von den 30 
Abgeordneten kann man sagen, daß zwei Drittel sich auf 
den gleichen Verhandlungsboden gestellt haben. Die (ut- 
achten dieser Fraktionen weichen nicht stark voneinander 
ab, und selbst die Sozialdemokratie erkannte an, daß der 
kleine Hausbesitzer auf Grund der geringen lüiete nicht 
in der Lage ist, seinen Besitz zu erhalten. Sie sind 
weiter der Meinung, daß das Verhältnis der Neubaunieten 
zu den Altmieten nıcht mehr länger aufrecht erhalten 
werden kann, und haben deshalb auch eine Heihe Verbesse- 
rungen: dıe vorgeschlagen worden sind,angenommen. Nun 
sind dıe linksparteien der Meinung, daß eine schnelle 
Beseitigung der Zwangswirtschaft nicht möglich ist. Mir 
sind der gleichen Auffassung, nur über das Tempo läßt 
sich natürlich streiten. Hätte ‚die Regierung 1926,als 
wir ein einmütiges Votum gefaßt haben, uns stattgegeben, 
dann würden wir heute fast vor- dem Ende der Zwangswirt- 
schaft stehen. Für viele von uns ist die Vorbedingun. 
des Abbaues der fÜohnungszwangswirtschaft und der liet- 
eriperhähune immer noch die Lohnerhöhun. Die Preis- 

rage natürlich die: Wer fängt an? Die Hegierungskommis- 
sion mit der Erhöhung der llieten, oder aber umgskehrt 
die Industrie mit der Lohnerhöhung ? Die Industrie sagt 
sich: die Löhne brauchen nicht STRSI zu werden,denn 
die Mieten sind niedrig. Die Linksparteien sagen: die 
Löhne sind zu niedrig, die Miete kann nicht erhöht wer- 
den. Wir sind der Meinung, wenn die Regierung den Anfang 
macht, unserem Antrag zustimmt und nacheinander_zu be- 
stimmten Zeiten die Miete erhöht, daß dann die Industrie 
nachfolgen kann. Nicht nur A4err Höchling, auch andere 
Wirtschaftsvertreter haben uns erklärt, daß die Erhö- 
hung des lohnes um den Betrag,der die Steigerung der 
Miete ausmacht, ertragen werden kann. »le haben uns nur 
gebeten, wir möchten bestimmte Termine festlegen ‚damit 
sie sich einrichten könnten. Aus diesem Grunde ‚neine | 
Herren, haben wir eine ganze Reihe Vorschläge gemacht. : 

Fangen wir mit Nummer 1 an. In der alten Vor- | 

lage spuken immer noch die Offiziere und Unteroffiziere 

der Garnisontruppen. Wir haben sie überhaupt nicht nehr 
und hoffen, daß auch die Bahnschutztrupven bald über- 
Tlüssig werden. Deshalb mußte natürlich alles,was sich 

darauf bezieht, verschwinden. 

Zweitens. Die Regierung hat vorgeschlagen,daß 

künftig den Gemeinden die Einführune der \Mietberechti- 
gungskarte freigestellt sein solle. Sämtliche Farteien, ; 
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mit Ausnahme der Kommunisten,verlangen statt dessen, 

daß die Gemeinden verpflichtet werden sollen, die 
Bentasreck Si nunbakar se einzuführen durch Urtsstatut. 

Das Für und Nider ist reichlich erwogen worden. Nach 
Mitteilungen, die uns aus deutschen »tädten zugegangen 
sind, hat sich die Mietberechtigungskarte sehr wohl 
bewährt. Es ist uns aus den Kreisen der lüeter eine 
Zuschrift EuRSEenE»n, der wir entnehmen, daß sie sich 

in einzelnen Städten, z.B. in Aachen,nicht bewährt habe. 
Eine Anfrage von uns hat ergeben, daß das nicht stimmt. 
Man hat in Aachen z.B. überhaupt keine Klage nach der 
Einführung vernommen. Und wenn der preußische liohlfahrts- 
minister In einem Rundschreiben an die ARELOTUDGS rä- 
sidenten darauf gedrungen hat,überall,wo die Wietbe- 
rechtigungskarte noch nicht eingeführt ist,sie zur 
et zu bringen, so bestärkt uns das in dem 
Glauben, daß wir es hier mit keinem Experiment, sondern 
mit einer ausprobierten Verbesserung zu tun haben. 

Ferner haben wir durch die Festlegung eines halbjähr- 
lich steigenden NMultiplikators zu erreichen versucht, 

die berühmte Kommission, in der allein 5 von der Hegıe- 
rungskommission ernannte lNitglieder tätig sind ,auszu- | 
schalten. Ich habe im Auftrage meiner Fraktion einen | 
einen interessanten Fall zur Et zu bringen: Von | 
den ernannten Mitgliedern der Kommission war ein lüt- 

gr an den Zwangsmieten höchstpersönlich interessiert. 

D 





s bezahle für 7 Zimmer, 2 Mansarden,1l Küche und Bad 
32,50 Frs., während die Friedensmiete, die auf seine 
Veranlassung herabgesetzt worden war, 200 Mark betragen 

hatte. Schon aus diesem \Ürunde ziehen wir es vor,den 
Multiplikator von uns aus festzusetzen, damit nıcht 

die Mitglieder der Kommission allen möglichen kinflüste- 
rungen ausgesetzt sind. Der Sozialdemokratische Antrag, 
noch einen Artikel 52 anzuschließen, nach dem alle 
Wohnungsinhaber,deren Einkommen 36 0U0 Franken über- 
schreitet, die zwangsbewirtschaftete lohnung räumen 
sollen, können wir nicht annehmen, obwohl wir die Ten- 
denz dieses Antrages begrüßen. '\ir hatten keine Zeit 
mehr, diesen Antrag so zu ändern, daß er für uns an- 
nehmbar gewesen wäre. Würde nämlich der Vorschlag ange- 
nommen, dann müßten mehrere tausend Wohnungen geräumt 
werden. Diese Wohnungen würden noch der Zwangswirtschaft 
unterstehen, und es wären nicht genug Familien da, diese 
Wohnungen zu besetzen. Der Vorschlag schien uns daher 
unannehmbar. Wenn aber nach unserem Vorschlag, je nach 
der Größe der Ortschaft, Wohnungen in Saarbrücken mit 
über 1 000 Mark Friedensmiete ausgenommen werden( in 
Ortschaften über 20 000 Einwohner diese Friedensmiete 
auf 600 Mark und bei den Urtschaften unter 20 000 Ein- 
wohnern auf 400 Mark als Grenze festgesetz; wird,dann 
glauben wir, daß schon ein erheblicher leil der lioh- 
Dangen außerhalb der Zwangswirtschaft rd wird. 

Um die. lockerung und den allmählichen Abbau der Zwangs- 
wirtschaft in die Wege zu leiten, haben wir an alle 
Stellen Verbesserungsvorschläge gemacht. Ich will diese 
kurz skizzieren: 
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1) Die Geltungsdauer der neuen Wohnungsverord- 
nung wird von uns letztmalig (ich betone aus- 
drücklich letztmalig) bis zum S0.Juni 19830 
verlängert. 


2) 
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2) Die Häuser, die mit Zuschuß der Gemeinden er- 
richtet worden sind, sollen künftig sofort von 
der Zwangswirtschaft befreit werden,wenn die 
Zuschüsse zurückgezahlt sind. 


3) In Zukunft sollen Räumunssurteile nach 3 lionaten 
unter allen Umständen vollstreckt werden können. 


4) Die aus der Zwangswirtschaft befreiten \ohnungen 
sollen künftig einen Nietbetrag zahlen, der min- 
destens die Friedensmiete erreicht. 


5) Von der Zwangswirtschaft befreit wünschen wir 
alle gr in vaarbrücken, die am l.Juni 1914 
mindestens IOVOV Mark Friedensmiete gebracht haben, 
die in Urtschaften über 20 000 Einwohner 600 Mark 
und in Ortschaften unter 20 000 Einwohnern 400 
Mark gebracht haben. 


6) Die Zwangswirtschaft dieser Wohnungen soll sofort 
aufhören, nicht erst,sobald der augenblickliche 
Wohnungsinhaber diese Wohnung geräunt hat. 


7) Der !iohnungsinhaber soll künftig unter fünf statt 
unter drei NMietern die Auswahl haben. 


8) Auch wünschen wir jedem Hausbesitzer das Recht 
esichert, seine Verwandten auf-und absteigender 
inie und seine Verschwägerte vorzugsweise berück- 

sichtigen zu dürfen. 


9) Der "ohnungstausch soll in Zukunft nicht mehr 
BR VOBEUGAENDE, sondern nur noch der Anzeige 
edürfen. 


10) Auch der "unsch der Beschlagnahme leerstehender 
Wohnräume soll künftig eingeschränkt werden. 


11) Auch die Kommission zur Festsetzung des Niet- 
zinsmultiplikators soll überflüssig werden,wenn 
die une Hr nee ph auf unseren Vorschlag 
der Br Festsetzung eines Multiplikators lautet, 
eingeht. 


Ab 1.Juli ds.Js.soll der wultiplikator auf 4,5 fest- 
esetzt werden,alle halbes Jahr um 1/2 steigend, und am 
‚Juli 1931 soll er die Zahl 6 erreicht haben. Die Frie- 

densmieten sollen dann erreicht sein. BEE 

Mir geben uns der Hoffnung hin, daß,wenn die ee 

rungskoamission diese Vorschläge annimnt,wir dann bald 
aus der unheilvollen lage, in der wir uns jetzt befinden, 
herauskommen. Bee! 

Im übrigen darf ich noch darauf hinweisen, daß auch 
jetzt noch alles getan werden muß, um neue Wohnräume zu 
schaffen. "ir bedauern es außerordentlich, daß die Saar- 
anleihe nicht zustande gekommen ist. Denn gerade der wich- 
tigste Teil des Geldes sollte dazu dienen, neue !Iohnräume 
zu erstellen. Das läge auch im Interesse des Baumarktes, 
der diesen inter außerordentlich gelitten hat. 

Meine Herren! "ir wissen genau, daß unser Gutachten 


nunmehr 
te: ST RE E j - “ . h ' ki e ER 


er AR E77) (u DT a TR Ay Kr 
RR DI: Ehe, a s 
. IE ns 4, rl 

a Sie A IR re SA N 


SAY F) yasıyd 2450U34T VOP2NATIOOS H 7 















N Proz 





Oo 


7Vv 





\e " Ns TEnärze, 4b ia ’ re - 
ht 2 Sons eier ET > Yan Sl KENT NETTE EZ j 
| PR nn ei ae Br RS u en 3.030 31.-ee e 
. } R a) I as euren IE P, 227,9 N N RE Ar a Ray, El f 
» Baier ' . ; mu Tr w 1 h un it [x 4 nr s h ! t fi 1 j 
R an A Er nt Ep, 1 Sin irabe, Art r 
DER BR Ve; 15754 Sofalkalaie” TÜRE > 
Er “N "Po EIER; x . 






ST ) 
J 


- Zöl - 


nunmehr, wenn es Gesetz wird, nicht alle Unebenheiten 
beseitigt. ir wissen, daß sehr viele Ungerechtigkeiten 
bestehen bleiben. Aber es ist doch ein rn gemacht, 
und wir glauben, daß,wenn die Negierung auf das Gutachten 
et ah dies im Interesse des ganzen vaargebie- 
es liegt. | 
Nach unserer Meinung bedarf es der Aufhebung der 
\ohnungszwangswirtschaft nur noch in Saarbrücken in Neun- 
kirchen,in Völklingen,in Sulzbach Dudweiler,Friedrichsthal 
und .n anderen Orten. Sonst könnte sie ohne weiteres 
beseitigt werden. Es ergeht deshalb auch eine Mahnurg an 
alle Gemeinden, schon jetzt in ernste Prüfung darüber eın- 
zutreten, ob nıcht schon da und dort die Zwangswirtschaft 
beseitigt werden kann. _ 
Zum Schluß darf ich noch zwei Wünsche zum Ausdruck 
bringen: 
Erstens wünschen wir, daß die Hegierun erhöhte ; 
Mittel bereitstellt zur Erstellung neuer Schulhausneubauten. } 
Dafür scheint mir in der Vergangenheit zu wenie dee wor- | 
den zu sein. Was früher einmal in war, muß heute auch 
noch möglich sein. Auf dem Lande draußen gibt es schul- 
häuser, die ihren Zwecken nicht mehr genügen. 
Ferner wünschen wir, daß auch Lehrer,zumal sıe 
jetzt Staatsbeamte geworden sind, das kecht haben sollen, 
in Staatsbauten untergebracht zu werden. Die Kegierungs- 
kommission fordert ja von ihnen die Kesidenzpflicht, dann 
muR sie auch in Notfällen den Wünschen der Lehrer gerecht 


werden. 





(Bravo-Rufe des Zentruns ) 
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orsitzender: Das ort hat Herr Abgeordneter Fetri! 


\bg.Petri(SP): Meine Herren! Der Zweck der Verordnung über das 
Wohnungswesen soll sein, die Mieter zu schützen, die durch 
das fehlende Angebot auf dem ohnungsmarkt bedroht sind, 
obdachlos zu werden, und die kleine Möglichkeit haben, sich 
ein Haus zu erstellen. Weiter soll sie den Mietern,welche 
obdachlos sind oder ungenügende l'ohnräume haben, zu einer \ 
Wi eg Ferner soll sie den Mietpreis den wirt- E 
schaftlichen Verhältnissen anpassen und außerdem die Rege- # 
Jung der Streitfragen durch \leteinigungsämter veranlassen. 4 
Daß diese gesetzlichen Bestimmungen auch für die Zukunft 4 
im vaargebiet noch notwendig sind, beweisen uns die amt- ' 
lichen Zahlen über den Nohnungsmangel. In den sieben land- 
kreisen im vaargebiet und der Stadt Saarbrücken ist in 60 
Gemeinden die Viohnungszwangswirtschaft noch nicht aufgehoben. 
Diese 60 Gemeinden zählen 482 615 Einwohner. Darunter sind 
11 903 EORRUREBEUSE EHEN Familien mit 40 732 Personen. Das 
sind 8% der Gesamtbevölkerung dieser Gemeinden. Uhne eige- 
ne \iohnung sind 6 942 Familien mit 23 859 Personen. Das 
sind 4,9 % der Be dieser Gemeinden. Zu der Zahl 1 
der Familien ohne eigene ehnune kommt eine große Anzahl j 
der Familien, die in ganz primitiven \iohnräumen ihr Dasein 
fristen. Hunderte von Familien wohnen in elenden Dach-und \ 
Kellerräumen, andere in are ng Häusern und Holzbaracken, 9 
in denen es ım inter »tein und Bein zusammen gefroren hat. 

Aus den Photographien, die ich hiermit dem Hause vorlege, 
ist zu ersehen, wie erbärmlich viele Familien wohnen. { 
Lebensfreude und Begeisterung über die Wohlfahrt des Landes 
kann in diesen Wohnstätten nicht gedeihen. Diese Beispiele, 
die aus den Photographien zu ersehen sind, müßten ein An- 
sporn für alle Instanzen sein, der Beseitigung des Wohnungs- 
esendes mehr Aufmerksamkeit zu widmen. | 
aß wir im Saargebiet jetzt, fast elf Jahre nach 4 
dem inc mit der lösung des ohnungsproblems noch nicht 
weitergekommen sind, liegt_an den verschiedensten Ursachen. # 
Erstens hat die in a re re nicht genug 
etan, um den Baumarkt zu beleben. Die Beschaffung von ver- 
illigtem Baukapital nach dem Einschlafen des Wohnungsbau- Ä 
verbandes hätte eine weitere Sorge der Negierung sein müssen. ! 
sehr geeignet dafür wären die Reserven der Landeskasse ‚die i 
man zu £ %» Zinsen bei einer französischen Bank angelegt hat- 
te. Schon vor Jahren hat der Landesrat die Regierung ein- ! 
stimmig ersucht, Zuschüsse für Zinsverbilligung zu gewähren. 
Bis jetzt ist dem noch nicht Rechnun getragen worden. 
Wir wiederholen unseren Antrag und fordern Bereit- 
stellung von verbilligtem Baukapital, jedoch mit der Naß- 
gabe, daß dasselbe den Kommunen bezw. den Siedlungsgesell- 
schaften zugeführt wird. | 
Die _ 6942 fehlenden Wohnungen können nur durch die 
Belebung des Baumarktes und der Ers EI RDE von Häusern ge- 
V 
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schaffen werden. Daß in der Nachkriegszeit nicht mehr gebaut 
wurde, lag aber auch daran, daß durch die, A er 
das lohnungswesen eine grote Anzahl von Nietern Kündigungs- 

' und Mietschutz erhalten hat, die nach ihrem Einkommen unc 
Vermögen sehr leicht ein Haus erstellen konnten. Diese Mie- 
ter zu schützen,bestand in der Vergangenheit und besteht 
auch in der Zukunft keine eng In der Neuverord- 
nung müßte damit endlich Schluß gemacht werden. Diese llie- 
ter müssen sich dazu bequemen, entweder selbst zu bauen, 
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oder als Mieter in Neubauwohnungen zu ziehen. Bis jetzt | 
werden die Neubauwohnungen fast restlos von Arbeitern und 
kleinen Beamten bewohnt, mit ihren kärglichen Einkommen ı 
müssen dieselben die hohen Mieten zahlen, die in vielen 4 
Fällen 30 - 50 % ihres lohnes ausmachen. Hier muß nach | 
dem Rechten gesehen werden. Die Eigentümer von Neubauten 4 
können nicht aus der Not eine Tugend machen und da ihnen | 
keine Beschränkungen auferlegt waren, die Mieten über- 
treiben und die armen Mieter so belasten, daß sie für die 
Verzinsung und Amortisation aufkommen müssen, während der 
Eigentümer frei wohnt. Wir haben in der neuen Vorlage den 
Zusatz beantragt, daß auch die Häuser an- und aufbauten, 
die nach dem 1. Januar 1920 ausgeführt wurden, unter die 
Verordnung fallen, wenn die Hausbesitzer mit ihren Niet- 
sätzen über der Höhe der Verzinsung und Amortisation des 
Baukapitals blieben. Selbstverständlich kann die Berech- 
nung derselben nur nach dem Verhältnis des Wohnraumes,den 
der Mieter inne hat, BREUER Es ist nicht unsere Absicht, 
den Eigentümern von Neubauten unerträgliche Beschränkungen 
aufzuerlegen, jedoch muß vermieden werden, die \Miete zu 
überspannen. Leben und lebenlassen ist ein Gebot der Moral 
und der Menschlichkeit. In der Vorlage ist vorgesehen ‚die 
Wohnungen mit 1 500 Nark Jahresmiete aus der Verordnung ! 
herauszunehmen. Einzelne Parteien wollen diesen Satz noch 
ermäßigen. Dieser Methode können wir uns nicht anschließen, 
weil wir uns keine Verbesserung davon versprechen. Der # 
reiche Hausbesitzer erhält von dem reichen Mieter wohl Y 
eine Goldmarkmiete, im übrigen wird sich keine weitere 
Veränderung auf dem Wohnungsmarkt bemerkbar machen. _ 

Wir haben den Antrag eingebracht, von dem wir uns 
mehr Erfolg Hd neh ae Derselbe sieht vor, daß dem finan- 
ziell ehe en Mieter und zwar solchen, die mehr als 
36000 Franken Jahreseinkommen haben, der Wohnungsschutz 
entzogen wird, aber die Wohnung nach wie vor der Verord- 
nung unterstellt bleibt.Von dem Herrn Vorredner wurde da- 
rauf hingewiesen, daß für diesen Antrag die Zeit zu kurz 
gewesen sel, um ihn genüg.nd durchzusprechen und ihn aus- 
zulegen. Es wurde weiter befürchtet, daR, wenn diesem 
Antrage stattgegeben würde, vielleicht in allerkürzester N 
Zeit eine grole Anzahl Wohnungen leerstehen würden. Wenn | 
diese Befürchtung in die Tatsache eintreten würde ‚dann ü 
meine Herren, dann wären wir ja am Ende der Nohnungs- 4 
zwangswirtschaft. Das ist ja der Zweck dieses Antrages. 
Dann ist ja alles in guter Ordnung im Wohnungswesen. 


(Zaruf des Abg.Martin: Die werden nicht untergebracht, : 
die herausmüssen! ) 
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Herr Martin, diese Befürchtung ist grundlos, weil es ja 
der Wohnungszuteilungskommission überlassen bleibt, dıe 
Frist zu verlängern. Wir wollen nicht haben, daß jemand 
obdachlos wird, auch wenn er über 36 O00 Franken verdient. 
Wir wollen nur einen Zwang ausüben auf die wirtschaftlich 
eut estellten liieter, daß sie sich bereit erklären ‚Neu- 
au 
Mi 





en zu erstellen,um darin zu wohnen, damit nicht die 
Leter zwangsläufig in die !iohnungen hineinziehen müssen, 
| die auf Grund eines Räumungsurteils aus ihren Wohnungen 
hinausziehen müssen, und das sind in der Regel die sten 4% 
der Armen. Durch diese Maßnahmen werden diese ilieter,wel- a 
che ein höheres Einkommen haben, vor die Zwangslage gestellt, 
_> 











selbst 





BARS 


selbst zu bauen oder Neubauwohnungen zu beziehen. Bis 
jetzt haben in der Nachkriegszeit nur Arbeiter,kleine 
eamte, Kommunen, viedlungsgesellschaften, Genossen- 
schaften und im letzten Jahre auch die Regierungskon- 
mission an Es ist gewissermaßen eine Pflicht, da? 
die mit höherem Einkommen Bedachten von der Baulust an- 
ehaucht werden. Die Einbringung von Mietberechtigungs- 
arten unterstützen wir jedoch nur in beschränkten Nafte. 
Die allgemeine Ausgabe würde dazu führen,da” die Fani- 
lien mit großer Kinderzahl zurückgedrängt werden. Des- 
halb sind wir dafür, daß die seht sunsskarten 
nur nach folgenden Richtlinien und zwar in den dringend- 
sten Fällen ausgegeben werden. 


1) an Familien,die keine Wohnung haben, 


2) an kinderreiche Familien, deren \ohnung unzu- 
reichend ist; | 


3) an zur Räumung verurteilter Familien; 


4) an solche, die wegen Baufälligkeit ihre \!oh- 
nung räumen müssen; 


an Fauilien, die von der amtlichen Tuberkulosen- 
fürsorge als dringlich bezeichret sind. 


O1 
nn 


Zur Steigerung des \Wietpreises müssen wir unsere Zustin- 
mung versagen. Ir verkennen nicht, daß viele kleine 
Hausbesitzer in einer peinlichen Notlage sind,die durch 
die jetzt beginnende Aufwertung noch schlimmer wird. 
Jedoch wie ist die Lage der wieter,die in der 
Industrie ‚Eisenbahn ‚Handel und im Kleingewerbe ihre Ar- 
‚beit haben, deren Lohn-und Einkommensniveau zu niedrig 
ist ? Löhne von 25 und 30 Franken pro Tag sind noch über- 
all sehr stark vertreten. Die Aussichten auf Erhöhung 
der löhne sind nicht rosig. Ihren Forderuugen auf Erhö- 
hung der Löhne steht die ablehnende Haltung der Arbeit- 
geber im allgemeinen gegenüber. Die leuerungszahl hat 
sich bereits ohne die \ieten aufwärts bewegt. \ienn die 
Neubauten und Zinsen für Neubauten eingesetzt werden, 
ist die Teuerungszahl noch viel höher, wie es bis jetzt 
in Erscheinung getreten ist. Einer Mietpreiserhöhung 
zuzustimmen, solange kein Entgegenkommen von seiter der 
Arbeitgeber zu erwarten ist, ,und die _löhne nicht erhöht 
werden, ist für uns ausgeschlossen. Ts darf nicht verkannt 
werden, daß die heutigen Mieten in ihrem realen Verhält- 
nis höher in Erscheinung treten, als der ilhltiplikator 
von 3,5 ergibt. Nüssen Ras zu diesen Mieten von Mietern 
Aufwendungen übernommen werden, die bei den Friedens- 
mieten niemals eingerechnet waren. Die NMietpreisbildung 
wird sich von sclbst regulieren. Deshalb haben wir unser 
Hauptaugenmerk auf die !rsteilung von Neubauten gerichtst, 
und aus dieser Konsequenz heraus leiten wir folgenden 


Antrag zu Artikel 52, 
welcher besagt: N: 
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"Die Bestimmungen der vorstehenden Verordnung 
finden bei \ietern,deren Einkommen jährlich mehr 
als 36 000.-Franken beträgt,keine Anwendung. S0- 
weit solche \ieter noch eine den Bestimmungen der 
Zero iunuse unterworfene Wohnung bewohnen, sind 
sie gehalten,dieselbe bis spätestens l.Aprıil 1930 
zu räumen. Die geräumte \iohnung bleibt dem \ioh- 
nungsmarkt im Sinne der Verordnung erhalten. In 
Zweifelsfällen hat das Finanzamt auf Ersuchen 
der Wohnungszuteilungskommission die Höhe des 
Einkommens zu ermitteln, welche die Erhebungen 
anstellt und die notwendigen Maßnahmen ergreift. 
In besonderen Fällen kann die Wohnungszuteilungs- 
kommission die Frist bis l.Oktober 1930 verlängern. 
Gegen die Entscheidung der are - 
kommission ist die Beschwerde nach Artikel IP 
zulässig." 


Durch diesen OnTraR hoffen wir, daß der ohnungesmangel 
in beschleunietem lempo behoben werden kann,und dann 
erst ist der Zeitpunkt gekommen, die Zwaneswirtschaft 
abzubauen. Bis dahin ist ss aber unsere Pfilicht,den 
wirtschaftlich schwachen Mietern gesetzlichen schutz 
zu gewähren. 


(Bravo-Rufe der Sozialdcmokraten! ) 


Vorsitzender: Durch die Teilung der Kommunistischen Fraktion ist 
eine ag des „tärkeverhältnisses der Fraktionen 
eingetreten. Es kommt zuerst die Fraktion, die aus 3 lit- 

liedern besteht, dann die Fraktion der Deutsch-Saarlän- 

ischen Volkspartei, dann die Kommunistische Fraktion(Op- 

osition). Daher kam es, daß Herr Abgeordneter Petri ,als 

itglied der zweitstärksten Fraktion nach dem Zentrum das 
Wort erhielt. 
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(Zuruf des Abg.Daub: Das entspricht aber nicht der 
Stärke der Wählerschaft.) 


(Zuruf des Ab.Hoffmann(SP): Vielleicht seid Ihr noch 
hinter Reinhard! 


(Zuruf des Abg.Hey(KP): Und Ihr hinter Schmoll!) 
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Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Heckler! 


ne — 
ee re 


Abg.Heckler (KP): Meine Herren! Zum vierten ılale begutachtet der 

andesrat die "ohnungsvorlage. wenn wir diese 4 Etappen 
einer Betrachtung unterziehen, so erkennt man das Be- 
streben der Negierungskommission, sowie der sie stützen- 
den Parteien, die ‘'ohnuneszwangswirtschaft so schnell 
als möglich zu DRBBISSERE, Im Jahre 1924 waren alle 
Parteien mit Ausnahme der Deutsch-Saarländischen Volks- 
partei der Ansicht, daß solange dieses krasse Wohnungs- 
elend bestände, an einen Abbau der Zwangswirtschaft nicht 

edacht werden könnte. Im Jahre 1926 sehen wir, daß alle 
arteien, die bürgerlichen Parteien mit den Sozialdemo- 
kraten, einstimmig das Gutachten abgaben,welches besagt, 
daß im Jahre 1929 die l'ohnungszwangswirtschaft beseitigt 
werden sollte. Im Jahre 1927 rückte die Sozialdemokra- 
tische Partei von ihrem im Jahre 1926 eingenommenen 
BranSpankt ab, weil sie erfahren hatte, daß die lüeter, 
die ihrer Partei angehören, gewaltig Sturm dagegen ge- 
laufen sind. 
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(Zuruf des Abg.Hoffmann: Das glauben Sie ‚Herr Heckler‘ 


Schon die Vorlage 1927 brachte eine Lockerung der Zwangs- # 
wirtschaft mit sich. Damals hatte die Hegierungskoumission” 
die Wohnungen mit über 2000.-Nark Friedensmiete von der 
Zwangswirtschaft befreit. Die Auswirkungen sind dahin zu 
werten,daß für diejenigen, die tatsächlich eine fohnung 
brauchen, nicht ein einziges Zimner mehr erstellt wurde. 
Die neue Vorlage wurde unter dem kotto beraten: „Zurück 
zur freien Wirtschaft". Wir untersuchen, ob diese Forde- 
rung irgendwie berechtigt ist. In der Begründung zur Vor- 
lage teilt die hegierungskommission mit, daß von 290 _Ge- 
meinden in 230 die Zwangswirtschaft aufgehoben ist. Diese 
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230 Gemeinden haben eine Einwohnerzahl von 287 415. Die ii 
Gemeinden, in denen die Zwangswirtschaft noch besteht “ BJ 
haben eine Seelenzahl von 482 615. Also das sind ZU5 200 N 
Einwohner mehr wie diejenigen der Gemeinden, die nicht 3 
mehr der Zwangswirtschaft unterliegen. Dabeı ist zu be- Q_ 
rücksichtigen, daß sehr viele Gemeinden darunter sind, 
in denen praktisch niemals eine eine Vohnungsnot bestand. 
nd wie die Beschlüsse in den Gemeinderatssitzungen zu- " Z 
stande kommen, darüber können wir berichten. Von oben a ° 
herunter wird von Zentrunsseite befohlen und die "Schäf- '% 
chen" haben zu gehorchen. A Op 


(Zurufe des Abg.Nartin: Aber nicht in Wiebelskirchen! N 


In Wiebelskirchen gehorchen sie auch! “ 
| wir stellen fest, daß dem Antrag der Bürger- IM 
lichen auf Lockerung bezw. Beseitigung der Zwangwirt- 
schaft jede Berechtigung fehlt, denn in großen Industric- "N 
erheenis besteht die Wohnungsnot nach wie vor. Aus der ve 
tatistik der an bh tie ag bezügl. der hohnungs- °% 
suchenden ist zu entnehmen, daß wir 1927 = 9 548 Wohnungs- 
suchende hatten und heute 11 903 haben. Diese Zahlen Bi 


nötige Quittung geben. Gehen Sie hinaus, die Konspıng/veh- Ei ıDp 
"oa 
genau, n 





a ver eu a. an ne Ser 
ya ET EEE RETTEN ER I 
am > - "oh - N U EEE 0 N NA Er Be Lt NN 


ae Fr N EN EEE > 
= Dar 5 (ae \ ’ [zZ 
£ u P ’ 






u . u } [ Ir Re 
r j Fi er) e, - A. ? „, . k; Pa ”. L, 
ah , 2 ‚ 0 " 4 ’ % ö i - imwe-- 
} a, DZ 14 = . . ". f % t Br 
’ - nr 
xt EN: 


- 257 - 


A 
genau, so finden wir,daß das Wohnungselend immer größer 
wird. Zu verschiedenen Malen haben wir uns als Kommunisten’ 
der Mühe unterzogen ‚\\ohnungen zu besichtigen. Die Bilder, % 
die wir gesehen haben, spotten jeder Beschreibung. Die ui 
Menschen wohnen in unwürdigen Wohnungen, in löchern,ja, 
ich wage zu behaupten, daß die Pferde der Landjäger viel %% 
besser untergebracht sind, als diese menschen. Die Pferde 
müssen ja auch gut gepflegt werden, weil man sie bracht, 9% 
um Demonstranten niederzureiten. Mi 
. „Die ansteckenden Krankheiten finden in diesen 
Kohnlöchern ihre beste Verbreitung. Vielfach kann man 
Teststellen, daß Menschen Kelle rräume bewohnen. Vor Jah- 
ren hat man im Reiche und im Saargebiet die sogenannte © 
„Reichsgesundheitswoche" veranstaltet. Auf der einen Sei- "% 
te will man das Ungeziefer vernichten und auf der anderen 
neite beläßt man gewissermaßen Brutstätten. Ich möchte 
einen Fall herausgreifen, das ist der Dragonerstall. Die 
Verhältnisse, die dort herrschen,spotten jeder Beschrei- 
bung und meine Herren, Sie sind es doch, die von der \o- 
ral der Familie sprechen,gehen Sie dort hin und sehen m 
Sie sich die Verhältnisse einmal an. Ich kann Ihnen sagen, 
daß Ihre Ansicht über das Familienleben in gehen | 
muß,sie gehen aber dort nicht hin. In Neunkirchen haben 
wir dieselben Fälle. Auf der Spieser Höhe und auf der 
Flak ist es vorgekommen, daß während diesem strengen Win- 
ter junge Menschen erfroren sind. Überall können wir die- 
se Verhältnisse feststellen. In "iebelskirchen ist das- 
selbe Bild. Alle Gemeinden des Saargebietes haben eine 
Verschönerung erfahren, die „Baracken" genannt. Betrach- 
ten Qle sich diese einmal von innen, so werden Sie zu 
der RER SUzUDE kommen, daß es ein Verbrechen ist,einen 
Antrag auf Aufhebung der Zwangswirtschaft zu stellen. 
Wenn wir auf der einen Seite großes Elend feststellen, 
müssen wir uns fragen, sieht es denn überall so aus” 
Im Wohnungsviertel am Petersberg und linterberg sind 
10 - a green En für 3 Personen an der Tagesord- 
nung. Es ist ausgeschlossen, daß wir unsere Stimme dazu 
hergeben können, daß die ER end- 
wie beseitigt werden soll. Vor dem Kriege haben die Aapı- 
talisten ganze Straßenzüge erstellt, weil ihnen die Wög- 
lichkeit epei war, die Zinsen auf die ıiete umzulegen. 
Seit dem ey legen die Kapitalisten ihr Geld in Aktien "% 
an, weil durch die hohen Zinsen die Erträgnisse besser Ma 
eworden sind. Wer baut heute ? Wir können feststellen, 
aß im naargebiet Genossenschaften bestehen, welche \ioh- 
nungen erstellen und diese sind zum größten Tcil Arbeiter.” 
Diese Leute verdienen durchschnittlich 750 - 800 Franken, 
wovon sie 250 bis 300 Frinken monatlich bezahlen. 
Nun zur Vorlage selbst: 
Im $ 1 hat Herr Schmoll den Antrag gestellt, 


die veltungsdauer der Verordnung wim letztmalie bis zum 
30.Juni 1930 verlängert, Auch das Zentrum hat sich diesem 
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Eunn® angeschlossen. Ich mache auf die ZUNEEN aulmerk- 
sam, die dädurch entstehen können und bitte »ie, sich 
dies zu überlegen. 

Artikel 3: „Die Pets chuäie der Bergwerks- 
direktion usw." Es ist unbedingt notwendig, daß diese der 
/wengswirtschaft angegliedert werden. !enn wir die Ver- 
hältnisse der vergangenen Jahre einer Betrachtung unter- 
ziehen, so sehen wir. ds?, wenn dis Bergwerksdirektion 





2 zZ n a Te Ce . h ur = ’ 
se ng RR Ni zn un; ar or DE hen N 2 nn ea N Te rain, 
! Ai u ? a th © NIT k 
> D - \ LENTTe DEN 


- 258 - 


Entlassungen vornimmt, auch die Kündigung der Werkswoh- 
nung ausgesprochen wird. Wenn ein Inhaber einer \\erks- 
WPORUNE in Pension gebt, wird ihm sofort die Kündigung 
der Wohnung er it. 

Zu Ziffer 3 verlangen wir, daß unbedingt die 
Pfarrhäuser in die Zwangswirtschaft eingegliedert werden 
sollen. Es ist dies eine alte Forderung von uns und zwar 
aus berechtigten Gründen. Die Pfarrer sind nicht mit 
oder 4 Zimmern zufrieden, sondern verlangen 10 bis 12 
Zimmer,manche sogar 16 Zimmer. Bei diesen Beuten kennt 
man keine Wohnungsnot. Es ist nicht mehr wie früher, wie 
es in der Bibel steht: „Christus wußte nicht wo er sein 
Haupt hinlegen sollte." | 

| u Ziffer 6 haben wir beantragt, daß anstatt ein 
Viertel des erstellten Wohnraumes unbedingt die Hälfte 
gesetzt werden soll, und zwar aus folgendem Grunde: Wir 
müssen. feststellen, daß, wenn ein Vermieter heute dazu 
übergeht und erstellt eine REN ich will annehmen, 
er hat 4 oder 5 Zimmer, und erstellt ein Zimmer mehr,so 
ist das gesamte Haus aus der l\ohnungszwangswirtschaft be- 
freit. Es bringt das Unzuträglichkeiten mit sich für die- 
jenigen, die ohne ihre eigene Schuld in eine Neubauwoh- 
nung gedrängt werden sollen. Das ist ein Unrecht. Es müß- 
et unbedingt anstatt ein Viertel gesagt werden: die 
älfte. 
) Was die Stellung der Ersatzwohnung angeht, so 
muß ich folgendes sagen: Heute werden Urteile gefällt an 
Meteinigungsamt, wo auf die ee einer Ersatzwohnung 
keine Rücksicht mehr genommen wird. Es werden Urteile ge- 
fällt,in denen gesagt wird, daß bis zu dem und dem Termin 
der Mieter ausziehen muß. is ist also et he 
der Fassus „Stellung einer Ersatzwohnung” weiter in den 
Gesetz bleibt und auf der anderen Seite schärfer wie bisher 
durchgeführt wird. Ich will einen Fall erklären, und zwar 
einen treffenden Fall aus Völklingen: Ein \iann namens 
Hanauer, ein Viehhändler, ist dort durch ein Räumungsurteil 
ass ie worden, aus der Wohnung auszuziehen. Nan hat die 
emeindearbeiter geschickt, hat ihm Türen und Fenster aus- 
geaRn t. Die Mutter war 82 Jahre alt; sie ist infolge der 
erhältnisse, die dort eingetreten sind,gestorben. Die Ge- 
schwister sind krank geworden. Heute klagt der Mann noch 
und hat heute kein Recht erhalten vor der saarländischen 
Justiz. Es ist eine Unverschämtheit,einem Manne eine solche 
Sache zuzumuten und ihm Türen und Fenster auszuhängen, um 
ihnauf diese Weise aus der RERRINE zu drängen. Es ist not- 
wendig, daß .dieser Passus Ber Ma 2 
Zu Ziffer 8,Absatz 1 beantragen die bürgerlichen 
Parteien, daß die gewerblichen Wohnräume aus der Nohnungs- 
zwangswirtschaft verschwinden sollen,d.h.daß ihnen der ilie- 
terschutz entzogen werden soll. Wir müssen heute feststel- 
len, daß die Auswirkung diejenige sein wird, daß sich das 
nur eig auf den Produktenmarkt auswirkt. Es ist eine 
Selbstverständlichkeit, daß RORHenLg®, der im Besitze irgend 
eines Gewerbes ist, versucht,wenn ihm eine höhere Miete ab- 
gefordert wird, diese höhere Miete auf die Erzeugnisse zu 
schlagen, die er zu verkaufen hat. Die Folge davon ist eine 
allgemeine Preissteigerung. _ | 

Was die Regierung in der Ziffer 9 vorsieht,so be- 

deutet die Vorlage eine Durchlöcherung der Zwangswirtschaft. 


Mr 
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Wir sehen, daß die Regierung vorgeschlagen hat, daß alle 
Wohnungen über 1500 Mark Friedensmiete aus der ohnungs- 
a herausgenommen werden sollen. Das Zentrum "N 
und die bürgerlichen Parteien gingen über diesen Betra n. 
noch herunter und beantragten, daß “Wohnungen über 1000 Nark Er 
in der Stadt Saarbrücken, über 600 Mark in größeren Urt- 
schaften über 20 000 Einwohnern, und in kleineren Urtschaf- 
ten unter 20 000 Einwohnern in den Landgemeinden die !!oh- 
nungen über 400 Mark aus der Wohnungszwangswirtschaft be- 
freit werden sollen. Wenn man die Tendenz dieses Artikels 
einer Betrachtung unterzieht, dann müssen wir folgendes 
feststellen: Es wird noch nicht eine einzige liohnung für 
diejenigen erstellt, die wirklich eine Wohnung bedürfen. 
Halo, dis heute in diesen !!ohnungen sind, werden gezwungen 
sein, abzuwandern, und die l'ohnungszwangswirtschaft wird 
dadurch tatsächlich vergrößert. Viele, die vornehmlich 
diese Wohnungen inne haben, wandern dann zur »tadt oder 
zum NORRBRSERT und werden sich dort eintragen,daß sie 
eine neuenf\iohnung benötigen. 

| Zu Artikel 9,Absatz 4: Das Beschlagnahmerecht der 
Regierungskommission lehnen wir ab, denn wir sehen unter 
keinen Umständen ein, inwiefern heute noch die Berechtigung 
existieren soll, daß der Regierung noch 10 % des gesamten 
Wohnraumes zur Verfügung gestellt werden sollen. 

Zu Artikel 17. der von der Ausgabe sogenannter 
Mietberechtigungskarten handelt: Hierzu hat uns der Mieter- 
schutzverband des Saargebietes eine Zuschrift zugeben lassen. 
Und mit demselben Hecht, wie seinerzeit in der Kommissions- 
sitzung erklärt wurde, und zwar von Herrn Schmoll und von 
Herrn Becker, daß dieses llaterial des Äleterschutzverbandes 
des »aargebietes gar nicht stimme, mit demselben Kecht könn- 
te man behaupten, daß auch das Naterial des Hausbesitzer- 
verbandes nicht stimmt. 
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(Zurufe der Kommunisten: Sehr richtie!) 


(Zuruf des Abg.Schmoll: Nur, daß man es beweisen will, 


und wir haben es bewiesen!) 


Der Vorsitzende des Mieterschutzverbandes schreibt über die 
Lockerung der Wohnungszwangswirtschaft in Dortmund folgendes: 
"Die Lockerung der !'ohnungszwangswirtschaft in Dortmund ist 
ein vollständiger Fehlschlag. In Dortmund habe man bei Be- 
ginn der Lockerung der \lohnungszwangswirtschaft 1200 "oh- 
nungssuchenden die besondere VorGringlichkeitskarte ausge- 
händigst. Zuerst habe sich diese Lockerung als eine Ent- 
lastung fühlbar gemacht. Diese Iintlastung sei ander, wie 
sich herausstellte, nur darauf zurückzuführen, daß diese 
1200 Wohnungssuchenden versucht haben, die Ireigewordenen 
Wohnungen zu mieten. Nachdem nun diese Menschen wochenlang 
von einem Vermieter zum anderen gelaufen sind, ZLiuten sie 
jetzt zum "Wohnungsamt wieder zurück und erheben Klage darü- 
er, daß sie nun überhaupt keine Wohnung mehr bekämen. Die 
Vermieter verlanzten in vielen Fällen Abfinäungssumnen oder 
höhere Mieten in mehr oder weniger verhüllter Forn. Kinder- 
reiche Familien würden nur aufgenommen, wenn sie besondere 
Beziehungen zu dem Vermieter hätten. Im Hegelfall aber wür- 
den schon Familien mit 1 bis 2 Kindern nicht berücksichtigt. 
Besondere Schwierigkeiten macht die Unterbringung der Übdach- 
losen. Die Polizeiverwaltung hat bereits 80 obdachlose 
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Familien Au er und des allgemeinen Landrechts in den beste- 
henden freistehenden Wohnungen unterbringen müssen. Die Ver- 
mieter haben aber die Wohnungen schon vemietet. Es ergeben 
sich im Regelfalle Klagen im Verwaltungsstreitverfahren. 
Es entstehen dadurch ungeheuere \Mehrarbeiten für die Ge- 
meindebehörden und das Nohnungsamt. Auch sonst seien keine 
"ohnungen den T!ohnungssuchenden zur Verfügung gestellt wor- 
en, sondern das Gegenteil ist eingetreten, weil die Ver- 
mieter größere \iohnungen für sich und ihre Angehörigen bean- 
spruchen und somit größtenteils eine Verringerung der zur 
Verfügung stehenden Wohnungen stattgefunden hat. 


Diesen Standpunkt des Wieterschutzverbandes inner- 
halb des Saargebietes akzeptieren wir vollständig,weil wir 
aus der Praxis heraus wissen, daß es tatsächlich keinen 
Wert hat,wenn wir uas heute die Mietberechtigungskarte ein- 
führen. Wir wissen, daß man Beziehungen haben muß zu irgend 
welchen Stellen. Wir wissen auf der anderen Seite, daß eine 
sogenannte Korruptionswirtschaft in verschiedenen Antern 
besteht und unter allen Umständen nur a bevorzugt 


werden, die ein gutes Vetterchen in irgend einer »stelle 
haben. 


(Zurufe der Kommunisten: Sehr gut !) 


Zu Artikel 24, einem der bedeutungsvollsten ÄArtikel,hat das 
Zentrum und nachher auch dis bürgerlichen Parteien den Än- 
u gestellt, daß am 1.7.1929 I Jark = 4,50 Franken umzu- 
rechnen ist,sodaß am 1.1.1931 1 ilark = 6.-Franken unzurech- 
nen ist. Nas bedeutet eigentlich dieser Antrag praktisch? 
Die Absicht im Artikel, daß wir am 1.1.1931 = 6 an !'rie- 
densmiete hätten. Und so müssen wir uns fragen,ist die Tirt- 
Brent kalnge des Saargebietes em tig so gestaltet, daß 
dieser An rag auch nur einen »chein von Berechtigung hat? 
Wir wissen, daß im März 1927 im Ber Saargebiet ein all- 
sneiner Lohnabbcou von 10 % dürchgeführt wurde, ährend 
ieser Zeit hat sich die Lage der ÄArbeiterschaft nicht ge- 
bessert, sondern sie hat sich im Gegenteil noch verschlech- 
tert. Wenn nun behauptet wird, daß,wenn auf der einen seite 
der Mietpreis erhöht würde, daß dann auf der anderen »eite 
eine Lohnerhöhung zu verzeichnen sei, so kann ich Ihnen 
nur das eine sagen, daß der Arbeiterschaft damit nicht ge- 
dient ist. Die ganze Vorlage stützt sich auf die Indexzahl. 
Der frühere Staatskommissar Dr.Heim hat einmal im Laufe 
einer Unterhaltung bezüglich der Indexzahlen innerhalb des 
Saargebietes gesagt: Fs ist ein großer Schwindel, wie die 
Indexzahl aufgestellt wird im Saargebiet." Wenn ich mir 
diese Aussage betrachte und auf der anderen »eite die An- 
sicht der bürgerlichen Parteien, daß nit der Erhöhung der 
\leten eine AERRIRG SOF Indexzahl verbunden wäre, so sage 
ich: Meine Herren, Sie sind auf dem Holzwege." Gehen Sie 
ruhi& dazu über und erhöhen Sie die einzelnen Quoten, die 
Arbeiterschaft wird Ihnen schon sagen, was auf der BIRR TOR 
Seite are wird. In der letzten Sıtzung hat Herr Schnel- 
zer gesag ‚daß der Herr Röchling gewillt wäre, eine lohn- 
erhöhung vorzunehmen, wenn auf der anderen Seite eine lliet- 
erhöhung folgen würde,. Praktisch gesagt wäre das folgendes, 
daß man versuchen würde, eine lohnerhöhung durchzuführen, 
aber nicht für alle Arbeiterkategorien, sondern diese 
Lohnerhöhung käme nur den Hausbesitzern zugute ‚weil auf 
der anderen Seite die Lohnerhöhung doch selbstverständlich 
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in den höheren Nieten verschwinden würde. Das wäre die 
praktische Auswirkung. 


(Zuruf des Abg.Schmelzer: Sie haben das nicht ganz 
| | kapiert!) 

Ihrer Ansicht nach, das gebe ich zu. Auf der anderen Seite 
wird immer noch behauptet, daß im Saargebiet der Mietpreis 
Ba wuL HL naTıper sei wie in Deutschland. Auch hier hat 
uns der \Mieterschutzverband eine klare Aufstellung gegeben. 
Daraus ist zu entnehmen, daß drüben der Mietpreis in Nirk- 
lichkeit nicht höher ist, wie im Saargebiet. 

Wir können unter keinen Umständen der NG Eaus ZU- 
stimmen, wenn als Auswirkung einer Lohnerhöhung die Niet- 
ig meh | durchgeführt wird. Wir sind der Neinung,daß 
im DSaargebiet eine Lohnerhöhung erfolgen muß,aber daß die- 
se Lohnerhöhung nicht zu einer re erung,sondern 
zu einer besseren wirtschaftlichen Stellung der Arbeiter- 
schaft führen muß. 


Ich gebe daher im Auftrage meiner Fraktion folgen- 
des schriftliche 


EUTRÜBERN 
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ab: 


‚Die Kommunistische Landesratsfraktion lehnt die 
Vorlage der Kegierungskommission ab, weil.sie in ih- 
rer Auswirkung eine weitere Lockerung der Zwangswirt- 
schaft mit sich bringt. 


Wir verlangen: 


1) Die vollständige Niederherstellung der Wohnungs- 


zwangswirtschaft für alle Wohnungen innerhal! 
des »aargebietes; 


2) die sofortige Beschlagnahme aller leerstehenden 
Villen und Gebäude, die für Wohnungszwecke Ver- 
wendung finden können; 


3) die vollständige . Kommunalisierung des gesamten 
Wohnungsbaues; 


4) die Verteilung des vorhandenen \ohnraumes je nach 
der Größe der Familien und der Bedürftigkeit; 


5) daß Staatszuschüsse und kommunale Zuschüsse an 
die kleinen Hausbesitzer gegeben werden, damit 
sie imstande sind, ihre vernachlässigten kleinen 
Häuser wieder zu reparieren und herzustellen; 


6) daß die Regierungskommission sofort den einzel- 
nen Kommunen Mittel überweist zur Verbilligung 


der Zinsen bei zu erstellenden Kleinwohnungs- 
bauten." 
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Meine Herren! "ir wissen ganz genau, daß die Kegierungskon- 
mission nicht gewillt ist, unsere Forderungen, wie wir sie 
hier in dem ante verankert haben, durchzuführen. Trotz- 
dem wissen wir aber, daß wir als Kommunisten verpflichtet 
sind, die Interessen der Ärnsten der Armen zu wahren. ir 
wıssen, daß innerhalb der kapimlistischen Gesellschaftsord- 


nung Ep lohnungsnot niemals restlos beseitigt werden kann. 


Erst dann, wenn eine Arbeiter-und Bauernre ierung besteht, 


werden wir imstande sein, die Angelegenheit zur Zufrieden- 
heit der Arbeiter zu regeln. 


(Bravo-Rufe der Kommunisten! ) 
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‚orsitzender:b Das \!ort hat Herr Abgeordneter Schmelzer ! 


\bg.Schmelzer (DSV): ileine Herren! Die Regierungskommission hat 
ihrer Vorlage eine Begründung beigegeben und an die 
Spitze dieser Degründung zwei Fragen gestellt,die sie 
beide mit "nein" beantwortet hat. Die erste Frage: lst 
es möglich, die "ohnungszwangswirtschaft aufzuheben?", 
war ganz überflüssig, weil das ja niemand verlangt hat. 
Wir sind mit der Reglerungskommission vollständig einig 
darüber, daß es zur Zeit unmöglich ist. Die Regierungs- 
kommission befindet sich da in der Gesellschaft 





des kon- 
munistischen Sprechers, der vorhin auch gewissermaßen \ 
als ein«Don Juan" so getan hat, als ob hier irgend je- | 
mand wäre, der die vollständige Aufhebung der Zwangs- 
wirtschaft verlangte. "ir wissen ja selbst genau,dsß das |) 
nicht möglich ist. N 
; Die Regierungskommission stellt dann die | 
zweite Frage und sagt, ob es möglich wäre, ein oder | 
mehrere Termine Po igeksen an denen die Zwangeswirt- a 
schaft außer Kraft treten soll. Wenn sie damit ae teil- 09 
weise Außerkraftsetzung meint, dann sagen wir unbedingt 4 
«Ja » Die Resierungskommission schlägt ja selbst -offen- | 
bar widerwillie- ebenfalls einen Abbau vor, und sie hat 
auch Abbaumaßnahmen terminmäßig vorgenommen. ir erin- Ba 
nern nur an die Freigabe der Häuser, bei denen durch u: 
Aus-,Auf-oder Umbau neue "'ohnräume geschaffen worden I 
sind. Mir erinnern an die Freigabe der gewerblichen Rau- 19 
me. “ir erinnern an den Vorschlag der Regierungskommis- WM 
sion, den heutigen Vorschlag, die ilohnungen über 1500 Ei: 
Mark Friedensmiete frsizu 3 Auch der Vorschlag zur | 
Einführung der Nietberechtigungskärten ist gewisser- | 
maßen ein Vorschlag zum Abbau der Zwaneswirtschaft. | 
"ir streiten uns mit der Regierungskon- I 
mission ja auch nur wegen des Ausmaßes ir des lempos ii 
| \ 
| 
| 
! 
\ 
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dieses Abbaues. Darin bestehen zwischen uns Wleinungsrver- 
schiedenheiten. Aber die Frage stellung der Kegierungs- 
kommission ist übrigens auch sonst falsch. Die Regie- 
rungskommission macht keinen Unterschied zwischen Kün- 
dıgungsschutz und Preisschutz. | 
“as den Kündigungsschutz anlangt, so kann 
man mit ihr der meinung sein, jaß ein zu schnelles Ten- 
> nicht berechtigt ist. Die Statistik der Negierungs- 


commission, die scheinbar durchaus einwandfrei und ob- IK 
ne ist, beurteilen wir äußerst skeptisch. Die Zahlen, Wis 
ie der Herr Staatskomnissar vorhin vorgetragen hat, Bo 


nennen u.a. in der Stadt Saarbrücken 2500 Haushaltungen, 
die ohne liohnungen sind. Es ist aber auch damit einbe- 
griffen auch derjenige, der mit Verwandten zusammenwohnt |. 
in einer ohnung,beispielsweise verheiratete Kinder mit in 
den Eltern. Da es darauf an, wie eroß der Hawm ist, \ 
der den beiden Familien zur Verfügung steht. Das war 
auch vor dem Kriege so und wird In elen Zeiten so sein, 
daß Verwandte zusämmenwohnen. Das ist falsch, wenn man 1 
die Zahlen auf diese Art und Weise ermittelt. Wir haben im 
Zahlen, die feststellen, daß in der Stadt Saarbrücken a 
noch ungefähr 1200 Iohnungen fehlen. Wenn die Hegierungs- 7% 
kommission gewisse Maßnahmen treffen würde, wäre u Ye 
lich, diese 1200 Wohnungen zu beschaffen. Wir bezweifeln ii 
sehr diese Zahl von 7000 Wohnungssuchenden ohne !lohnungen.. 
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Die Regierungskomnission sucht weiter zu begründen, 
terminmäßige a Are irgendwelcher Abbaumaßnahnmen 
hängen ab von der Bautätigkeit und von der Geldmittelbe- 


«g400S 7 7 


schaffung überhaupt von der wirtschaftlichen Lage. Da muß 
man sich die Frage vorlegen, hat die En raneE ommission 
ihrerseits alles getan, um die Bautätigkeit genügend zu 6: 
fördern. Die Frage kann man nur mit „nein" beantworten. An 


Außer der vollständig verfehlten Wohnungsbauverbandsaktion 
hat die Regierungskommission sich darauf beschränkt ‚\loh- 
nungen für ihre Beamten zu bauen. Es liegt eine gewisse 
Verpflichtung der Regierungskommission vor, für ihre Bean- 
ten zu sorgen und iohnungen zu bauen, aber wenn sie außer- 
dem noch auch unter den anderen !\ohnungen, die frei werden 
nicht nur diejenigen, welche frei werden und die der Hegie- 
rungskommission bereits zugefallen sind, sondern unter 
all den anderen eine Quote von 20 % verlangt, so ist das 
ein Übergriff, der nicht zu verantworten ist. In der saar- 
anleihe, der gesamte Landesrat hat wohl zugestimmt,ich 
laube auch die Kommunisten haben damals zugestimmt. Wenn 
as nicht der Fall sein sollte,kann man sagen, last der 
er Landesrat hat zugestimnt, sieht man 50 Millionen 
ranken für Bauzwecke vor. Wir wissen, daß diese Saar- 
anleihe aus Gründen, die ich nicht anführen will, noch 
nicht zustande gekommen ist. Fir wissen aber auch, daß die 
Regierungskommission vorzugsweise bei französischen Banken 
Fonds angelegt hat in Höhe von 200 Millionen Franken. Die 
politischen Parteien haben darauf hingewiesen, daß sie 
über derartige Geldmittel verfügt und haben ihr nahegelegt, 
aus diesem Fonds Baugelder bereitzustellen. Es wäre dies 
nur ein Bruchteil um die Bauaktion in Fluß zu bringen. 
Die Regierungskommission hat keine, oder eine nur unzu- 
reichende Antwort gegeben und so geht die Bauzeit 1929 
allmählich vorbei. Nenn aber auch nur noch ein ilonat ge- 
wartet wird, ist das Jahr verloren. Dabei gibt es ın die- 
ser Hochkonjunkturszeit arbeitslose Bauarbeiter, die auf 
Arbeit warten. Aber die Kegierungskommission ist nicht nur 
für sich allein untätig, sie hindert auch andere, z.B. 
die »otadt Saarbrücken Sven, Baukapital aufzunehmen. Sie 
wissen, daß die Regierungskommission nach monatelangen 
Zögern das Anleihebegehren der Stadt vaarbrücken nicht 
genehmigt hat. Sie begründet diese Nichtgenehmigung mit 
ihrer großen Verantwortlichkeit, da sie prüfen muß, ob 
die Bewohner der Stadt Saarbrücken die Delastung tragen 
können, die sich aus dieser Anleihe ergeben würden. le 
Betonung dieser Verantwortlichkeit wäre, wenn sie für uns 
nicht so unangenehme Folgewirkung hätte, an sich zu lachen. 
Man bedenke die SERASTOESS/FUNE, die Stadtverordneten prü- 
fen eingehender als landfremde BER TODEN EnDR eingehen- 
der schon deshalb, weil Sie selbst mirbezahlen müssen. »ie 
kamen nach sorgfälti er Prüfung zu dem Schluß, wir brauchen | 
die Anleihe, die Lasten,die daraus hervorgehen, sind noch 
zu ertragen wenn sie auch schwer sind. Nun werden sie ge- 
hindert an der Aufnahme der Anleihe von Leuten, die sicher 
nicht die Sorge um das liohlergehen des »aargebıetes hier- 
hergeführt hat, deren ARTHEUROT UNE, wenn sie überhaupt 
eine solche empfinden sollten, in längstens fünf Jahren 
erloschen ist. Für sie ist ihre Tätigkeit im »aargebiet 
doch nur eine Episode, während wir für unsere unsere Kin- 
der und Kindeskinder sorgen müssen. Es ist Pflicht der 
Regierungskommission als gesetzgebende Körperschaft die 
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Wohnungsnot zu bekämpfen und den Hausbesitzern das Ver- 
fügungsrecht über ihr Eigentum wieder zurückzugeben. Wenn 
das abhängig ist von der u von Geldmitteln,dann 
hat die heglerung dafür zu sorgen, daß diese Geldmittel 
aufgebracht werden, das ist ihre Verantwortung. Die Re- 
gierung stellt die Frage, ist es möglich, den lüietpreis 
zu erhöhen und sie antwortet darauf. Es ıst eine plötz- 
liche und starke Erhöhung nicht tunlich. Dazu wäre zu 
sagen, daß eine plötzliche und starke DRIN ja, noch 
nirgends gefordert wurde, aber die Regierungskomnission 
vergißt doch, daß sie weder ee 30 stark etwas 
getan hat, denn seit Jahren hat die Ban FEFELESAN. die 
gleiche Höhe, die sie augenblicklich noch hat. lan ent- 
schuldigte dies zuerst mit der Schwankung des französi- 
schen Franken und jetzt entschuldigt man es mit der Mirt- 
schaftslage. Glaubt die a eh ommission, daß unter 
ihrer Herrschaft die Wirtschaftslage je wieder besser 
wird und was muß eintreten, wenn der lietpreiskoeffizient 
von 3.55 wieder überboten werden kann. Unsere Auffassung 
ist die, daß das, was in Deutschland schon seit Jahren 
möglich war, unter schlechter Wirtschaftslage, das muß 
auch hier bei uns möglich sein. Der wahre Grund ist auch 
ein ganz anderer und wurde heute schon d von dem Zentrum 
vorgetragen. Es ist die Rücksicht auf die Bergwerksdirek- 
tion und die Industrie, die Sorge, daß eine Lchnerhöh 
diese Kreise treffen könnte, Es ist die Rücksicht auf die 
Beamten, die diese Vererdnung ausarbeiten, die selbst 
Nutznießen dieser billigen \leten sind. Die Regierungs- 
kommission sagt nun in ihrer Begründung, sie hätte die 
Absicht, ein Entgegenkommen im Abbau zu zeigen und sie 
nennt das ein Iintgegenkonmmen die Freigabe der Wohnungen 
über 1500 Mark Friedensmiete, wenn sie frei werden. »ie 
ee au Jahre 1927, daß die Freigabe der !iohnungen über 
2000 Nark eine fühlbare Erleichterung bedeute. Wir haben 
dies damals bezweifelt,und wie recht wir hatten, geht aus 
der Begründung der Heglerungskommission zur Vorlage her- 
vor, in der es heißt, daß von der Freigabe der iiohnungen 


über 2000 liark Friedensmiete 13 Wohnungen betroffen wurden. 


Also eine Freigabe von 13 liohnungen bezeichnet die Hegie- 
rungskommission als ein Entegenkommen. Nun gibt die Kegie- 
r an, daß, wenn die Iohnungen über 1500 Mark Friedens- 
miete freigegeben würden, 300 "!ohnungen von dieser Bestin- 
mung betroffen würden. Das wäre richtig, wenn diese 300 
Wohnungen vollständig freigegeben würden aus Kündigungs- 
und Mietpreisschutz. Die Regierung bestimmt aber, daß 
Tohnraum nur dann Ereipeenben wird, wenn der jetzige lüie- 
ter die iohnung verläßt. Die Nutznießer dieser Zwangsbe- 
stimmungen werden sich hüten, auszuziehen, und das Ist 

für sie der Hauptzweck der Übung. Die Kegieruneskomnis- 
sion hat offenbar nicht den Ehrgeiz, die Peseitigung der 
Zwangswirtschaft zu bewirken, und wenn sie der Ansicht 
ist, daß ihrem deutschen Nachfolger die \eisterung dieser 
Frage besser gelingen wird, dann sind wir mit ihr der 
gleichen lleinung. 


Etwas Gutes bringt die Vorlage, was aller- 
dings nicht Originalgewächs der Negierungskommission ist, 
sondern ein Vorschlag der Stadt Saarkrücken ,d.i. die Ein- 
führung der Nietberechtigungskarte. Die Stadt Saarbrücken 
hat diesen Vorschlag eingereicht und belegt denselben mit 
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amtlichem Material-, nicht mit NMaterial,dessen Richtigkeit | 
nieht nachzuprüfen 1st. Eine Vereinigung kritisierte die al 
Einführung der Nietberechtigungskarte und sagt, diese ha- 1 
be sich in einigen Städten nicht bewährt. Es wurde schon | 
ausgeführt, daß das in Aachen nicht zutrifft, was diese Bi 
Vereinigung geschrieben hat. Die stadt »aarbrücken führt ii 
2U Städte an, in denen nur gute Erfahrungen gemacht worden | 
sind. Sie hat sich die llühe gemacht und den Leiter des a 
Wohnungsamtes in verschiedene städte entsandt, um sich 4 
ersönlich bestätigen zu lassen, daß die Angaben stimmen. 
Die Denkschrift ist uns zugegangen und was uns dafür be- 
stimmt, soll ein Grund für uns Sein, das sınd die Angaben, ©% 
die immer wieder unterstrichen, amtliche Angaben sind. er 
Überall, wo die Berechtigungskaärte eingeführt wurde ‚hat 
sich ein Bee Verhältnis zwischen \ieter und Vermieter 
herausgestellt. Die Unterbringung der kinderreichen und 
kranken Familien bereitete keine größeren Schwierigkeiten 
als vor der Einführung der Berechtigungskarte. Die Denk- 
schrift weist weiter darauf hin, daß ein großer Teil von 
Beamten erspart wird, und das müßte für uns ein Grund mehr 
sein, der Einführung dieser Karte zuzustimmen. Es werden 
auch Einschränkungen gemacht, wer diese Karte bekommen 
soll. Die Sozialdemokratie hat bis auf zwei Funkte zuge- 
stimmt, daß versetzte Beamte, die eine Dienstwohnung haben, 
nicht darunter fallen sollen und alle ohnungssuchende, , die 7% 
länger als fünf Jahre vorgemerkt sind. Es wurde bemängelt, | 





daß dem Landesrat zur Beratung zu wenig Zeit zur Verfü- ei 
ng stand, weil die Geltungsdauer der Verordnung am, “| 
‚Juli abläuft. Wenn man richtig überlegt,daß derjenigen 90 
der schen fünf Jahre eine "Iohnung sucht, keine Karte tbe- 
El 


kommen soll, so ist das ein großes Unrecht. Ich glaube, 
wenn man länger darüber hätte beraten können, hätte sich 
auch diesem Punkt die Sozialdemokratie angeschlossen. 


(Zuruf des Abe.Petri: Ts gibt ja Tauschnöglichkeit!) 
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rominenten NMitgliedes der Sozialdemokratischen Partei. ve 
s hesteht keine Gefahr, daß der llann etwas Unrichtiges Er 
schreibt. Ich will den Namen nicht nennen, weil ich 


1" a 
Die Sozialdemokratie ist uns vorausgegangen. "ährend die a 
»ürgerlichen Parteien der Hegierungsvorlage zustimmten, al BJ 
die den Gemeinden das Recht gibt, die NMietberechtigungs- Bi) 
karte einzuführen, hat die Sczialdemokratische Fraktion 1) 
beantragt, daß eine Verpflichtung der Gemeinden eingeführt "7 
werden soll. !lir begrüßen das gern. Im ükrigen befinden m ES 
wir uns im Einklang bis auf diese zwei Punkte. Und nun Be 
möchte ich, nachdem ich die Einstellung der Regierungs- | » 
kommission kritisiert habe, folgendes sagen: Es scheint Ein 
mir dabei ein großer Irrtum vorzuliegen, wenn man die | 
gi ohnng vornimmt, die nicht richtig ist, daß man den en 
Hausbesitzer als reichen Mann und den \ieter als armen 0 Op 
Mann setzt. Es ist häufig umgekehrt, daß der Hausbesitzer © 
der arme Mann und der Mieter der reiche ist. Das kommt | 
durch die Umschichtung der Bevölkerung, die in der Nach- 
kriegszeit atattdefunden hat. a 
Hal 
Ich hebe hier einen Brief. Der Sshreiber die- a 
ses Briefes ist ein Pensionär und ein Verwandter eines Ki 
| 4 





en Ri 
Mann keiner Verfolgung aussetzen möchte. Er schreibt, daß 
die Kommunistische Gemeinderatsfraktion eine Bürgerver- Be 
sammlung einberufen hätte und daß es ein Unrecht sei, er a | 
laut ED 
‘a Rn 
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erglaubt von Ihnen (zu den Kommunisten gewandt) auch noch, 
daß Sie mit unter recht handeln können. So naiv ist der 
Mann. Er hat sich auch nicht direkt än mich gewandt,sondern 
an die Partei. 


( Lachen der Kommunisten) 
Ich weiß nicht, weshalb Sie lachen! 
(Zuruf der Kommunisten: Weil wir uns freuen!) 


Der Mann schreibt,- ich will den Brief so vorlesen, wie er 
geschrieben ist-: 


"Ich beziehe monatlich von 8 Familien von 2 Zimmer 
und Keller 53.-Franken, von 2 Zimmer mit Keller 58.-Franken, 
von 3 Nansarden mit Keller 53.-Franken zusammen 160.-Franken. 
Da habe ich im März den Dachdecker gehabt, der 1120 Franken 
kostete. In der üaschküche habe ich einen alten Herd stehen, 
den die liieter auch benutzen, der ist auseinander gefallen. 
Ich habe einen neuen „aschkessel gekauft, denselben ein- 
mauern lassen, was mich 460 Franken kostete. Im obersten 
Stockwerk mußte ich für Reparatur des Daches 320 Franken 
und für 3 Fenster 35) Franken bezahlen. Jetzt will ich Ih- 
nen Aufklärung über meine Hausbewohner. Der erste 
verdient 14 - 1500 Franken mit Kinderzulage. Er hat sich 
an “eihnachten einen sprechapparat für 4UD Franken gekauft. 
der zweite Mieter verdient lDVV bis 1200 Franken, der drit- 
te liieter ebenfalls 1000 bis 1200 Franken. Die Leute können 
ruhig monatlich 35 bis 40 Franken mehr bezahlen, dann habe 
ich monatlich 105 - 120 Franken mehr,und dann kann ich mein 
Haus in Ordnung halten.” 
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Meine Herren! Ich habe gesagt, das ist ein 
Schulbeispiel. 


(Zuruf des Abe.\ieiß: Sie vertreten diese Leute be- 
stimnt nicht 


Der Mann ist nicht Mitglied meiner Partei. Wenn »ie den 
Mann vertreten wollen, dann treten Sie dafür ein, daS der 
lann etwas bekomnt. Es ist übrigens zwecklos ‚sich mit Ih- 
nen in eine Diskussion einzulassen. 





(Zuruf des Abg.Hey: Mit Ihnen ist es zwecklos,da 
haben Sie Hecht!) 


Es ist auch nicht richtig, daß die Stellungnahme zugunsten 
der Altwohnunesinhaber gleichzeitig ein Eintreten für die 
Irbsiterachaft bedeutet. Der Prozentsatz der Nutznießer 
der "ohnuneszwaneswirtschaft wird_jeden Tag geringer, und 
zwar dadurch, da” jeden Tag mehr Leute Neubauwohnungen bezie- 
hen müssen, die eine \iete verlangen, die nicht deshalb so 
hoch ist, weil die Unternehmer, wie es vorhin hingestellt 
wurde,einen ungeheueren Frofit einsteckten. Dann müßten Ri 
die ohnungen von gemeinnützigen Gesellschaften, von Ge- a 
nossenschalten usw., die zum Teil auch von Ihrer Färbung a 
sind, \ieten beziehen, die nicht in der Höhe liegen. Das Sa 
ist nicht der- Fali. Es ist ein großes Unrecht gegen die 
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Besitzer alter Häuser, wie Sie aus diesen Darstellungen er- 
sehen, und besonders auch gegen die Neubaubewohner. Und das 
Unrecht wird immer pro@er und ärger. Eine Erhöhung der liüie- 
ten und eine Freigabe des liietpreisschutzes ist auch deswe- 
gen nötig, um den Hausbesitzer zu setzen,sein Haus ordnungs- 
gemäß instand zu halten, und um der Arbeitslosigkeit zu 
steuern. Die rag ist außerordentlich dringlich. Ich kann 
sagen, daß nach litteilung der Arbeitsnachweisstelle in der 
Stadt Saarbrücken in den qualifizierten Berufen, die sich 
auch mit der Reparatur der Häuser beschäftigen, durchweg 
100 Arbeitslose anzutreffen sind. Und ein solcher Zustand 
besteht im Juni in der Hochsaison. Das war noch nie der 
Fall und hat einzig und allein seinen Grund in der Aufrecht- 
erhaltung dieser Dinge, für die Die sich einsetzen. ir ha- 
ben gar kein Verständnis dafür 


(Zuruf des Abg,Reinhard: Die Neubauten stehen doch 
nicht in der Zwangswirtschaft! 


Es handelt sich um Reparaturen der Altwohnungen, dort gibt 
es auch Arbeit. n 

(Zuruf des Abg.Reinhard: Dort werden Zuschüsse verlangt!) 

Bemühen Sie sich, wenn Sie ehrlich sind, den Gründen nachzu- 
ehen. Fragen Sie in den Gewerkschaften nach,woher diese 
rbeitslosigkeit kommt. 

(Zuruf des Abg.Weiß: Das System,das Sie unterstützen!) 
Fragen Sie mal Arbeiter, für die Sie eintreten, durch was 
diese Zustände verursacht werden. 
£ (unverständlicher Zuruf des Äbg.Daub! ) 

Über wirtschaftliche Dinge mit Ihnen,Herr Daub, zu sprechen, 
hat keinen Zweck. Sie dürfen sich kein Urteil über wirt- 
schaftliche Dinge anmaßen. Naulfechterei ist nicht gleich- 
zusetzen mit wirtschaftlicher Betätigung. 
- Glocke des Vorsitzenden- | | 

Es ist mir ganz unerfindlich, wie man sich einsetzen kann 
für So weiche Beibehaltung der ng Ehe Re für Noh- 
nungen in der Freislage über 1000 Mark Friedensmiete. Der 
Inhaber einer \ahnung in der Stadt Saarbrücken von 1000 Nark 
Friedensmiete ist dsch sicher kein Arbeiter oder ein Minder- 
bemittelter. Das wagt doch niemand zu behaupten, daß das der 
Fall ist. Zum mindesten bedürfen aber die Inhaber dieser 
Wohnungen keines l\ietpreisschutzes mehr. Selbst wenn man 
der llieinung ist, man Sollte ihnen den en a e- 
währen, dann ist es abwegig, nun auch den wchlhabenden Leu- 
ten den Nietpreisschutz gewähren zu wollen. Dieser unser 
Standpunkt dürfte übrigens auch der »tandpunkt des über- 
wiegenden leiles der Bevölkerung sein. Es wurde vorhin er- 
wähnt, daß der ROSDESDERNE auch einmal der Gedankengang 
fast des gesamten Landesrats mit Ausnahme der Kommunisten 
war, als im Jahre 1926 von uns allen, außer dieser Fraktion, 
ER APHN der Zwangswirtschaft nach jeder Richtung rerlangt 
wurde. | 

Unsere Stellungnahme zu den einzelnen Punkten geht 
sus dem OL SBLonEberL 2 t hervor, zum Teil aus dem, was der 
Vertreter der Zentrumsfraktion vorhin vorgetragen hat. Er 
hat dargelegt, daß die bürgerlichen Parteien sich ja über 
Abänderungen im großen und ganzen einig seien in ihren 
Forderungen und Wünschen, daß es nur noeh Kleinigkeiten 
sind, in denen die Gutachten abweichen. 

Tas die Verlängerung der Geltungsdauer der Verord- 
nung um 6 \onate anlangt- in der Hast der Beratung ist das 


vielleicht 
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vielleicht übersehen worden, ich finde es im Entmurf nicht. 
"ir vertreten die Meinung, daß mit dem Erlaß dieser Veron- | 
nung, die sich auf ein Jahr beschränkt, auch die Verordnung 1 
erlediet sein soll. Wir könnten der Regierungskommission 

nur dann zustimmen, daß man die Verordnung etwas verlängert 
wenn sie zugestehen würde, daß zu dieser Verlängerung das 
Gutachten oder die Zustimmung des Landesrates wieder ein- j 
zuholen ist. Sonst kann man von vornherein schon ausrechnen, 
daß die Geltungsdauer dieser Vorlage nicht bis zu dem Termin 
dauert, der hier cingesetzt ist, sondern um weitere 6 Monate. % 
Die Regierungskommission hat noch nie die Entschlußkraft } 
aufgebracht, rechtzeitig eine Vorlage einzubringen. [s ist 
sehr bezeichnend, was ein Beamter uns seinerzeit gesagt hat, 
als meine Fraktion wiederholt verlangt hat, die neue Vorlage 
hier zu machen. Er hat geantwortet: bis jetzt hat niemand 
etwas davon gesagt, wir haben deshalb angenommen, man sei 
mit dieser Verordnung zufrieden. Also, nur wenn sie gedrängt 
und getreten wird, bequemt sie sich dazu, irgend etwas an 
latkraft aufzubringen. Wir möchten den Zustand niht weiter 
verlängern. 


, 





Einen weiteren Punkt möchte ich anführen, der | 
ebenfalls in der Kommission nicht beraten werden konnte. h 
Wenn ich ihn in die Form eines Antrages kleide, bitte ich 1 
die, dje mit uns gegangen sind, un Entschuldigung. Es war i 
keine Zeit mehr, es vorzutragen. Wir beantragen, daß in den 
Fällen, in denen ein Haus durch Aufstockung oder ähnliches ; 
aus der Zwangswirtschaft herausgenommen ist, die Gemeinde 
nur dann zur Zahlung des entstehenden lietausfalls ver- 
pflicohtet wird, wenn der Mieter zur Räumung der !/ohnung ver- 
urteilt wird, aber nicht auszieht und die neue liete nicht 
zahlt. Die Vorlage der Hegierungskommission, die ja die ge- Ü# 
steigerte lietzahlung in diesen Häusern gutheißt, die nur E 
einen klaren Hechtsetendpunkt schaffen will, geht davon aus, # 
daß dem Hausbesitzer etwas mehr an Miete zufließen soll als #9 
früher. Wenn der Hausbesitzer nicht in der Lage ist, eine } 
Ersatzwohung zu stellen,dann hat er von dieser Vergünstigung % 
ar nichts, dann läuft der alte Vertrag ee Hay wei- # 
er. In den meisten Fällen ist der Hausbesitzer nicht in der 
Lage, eine Ersatzwohnung zu stellen, und es ist ein Sebot der 9% 
Gerechtigkeit, wenn man die vache auf diejenigen Hausbe- 7 
sitzer erweitert, die davon betroffen werden, d.h. daß in . 
solchen Fällen die Gemeinde den NMietausfall übernimmt. Ich | 
glaube, das wird Anerkennung finden! E | 
Was die kleingewerblichen Räume anlangt, so machen 7% 
wir uns den Antrag des Handwerkerbundes, der allen zugegangen 
ist, zuunserem eigenen. ir befürworten die einschränkende ; 
Bestimmung bezüglich der kleingewerblichen Räume. ir ver- j; 
weisen aber darauf, daß der Handwerkerbund selbst in seinem WM 
Vorwort sagt, daß er einem weiteren Abbau _ der Bestimmungen 2 
über den Mietpreis-und Kündigungsschutz kieingewerblicher 
Räume zustimmt, daß er damit einverstanden ist. Er wünscht i 
allerdings auch eine Lockerung der Zwangswirtschaft für 4 
Hohnräume. 
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Ich kann zusammenfassen: Weine Partei=und meine 
Fraktion sind für beschleunigten Abbau der \lohnungszwangs- ni 
wirtschaft, weil der schutz des Privateigentums ein Pro- Er 
ramm unserer Partei ist. Die Gerechtigkeit verlangt es, ‘44 
aß Lasten, die von der Allgemeinheit er werden müs- Re 
sen, nicht mehr länger einer lirtschaftsgruppe, dem Haus- ei 
besitz, aufgebürdet werden dürfen, und weil es ebenfalls 
die Gerechtigkeit verlangt, daß nicht länger mehr eine 


Gruppe von Mietern Nutznießer einer aus dem Kriege stammenden 
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Zwangswirtschaft bleiben, während eine immer größer werden- # 
de Gruppe bei gleichem Einkommen, oft nur durch Zufall,den 
leichen lietbedingungen unterworfen werden, wie sie vor Mn 
jesen Zwangsmaßnahmen bestanden. ir erwarten von der Re- 
gierungskommission, daß sie die vorgetragenen Ansichten Er! 
über die "iehnungszwangswirtschaft gewissenhaft prüft und 3 
die von der Wehrheit des Landesrates getragenen zu den ih- 
rigen macht, um uns damit wenigstens einen leil der »elbst- M 
verwaltung zu geben, die überall in der Kulturwelt eine 
Se lustrerstunitieiksit ist. Es würde ihrem Ansehen nur Ei! 
dienlich sein, wenn sie dieser Selbstverständlichkeit auch % 
allmählich im Saargebiet zu ihrem Hechte verhelfen wollte. W 


u indeeet } H 7 


an 


Vorsitzender: Das \iort hat Herr Abgeordneter Petri! 






Bouarc 27 


Abg.Petri (SP): Ich habe eine Anzahl Photographien vorgelegt. Ich 
Dim, diese bei den Herren Abgeordneten zirkulieren zu 
assen. 
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Hanau in Völklingen betrifft, so hat der Abgeordnete Heck- 
ler nur die unbedingte \iahrheit hier gesagt. Ich kenne den 
Fall aus eigener Erfahrung, weil ich selbst die Sache nit- 
beurbeitet habe. In diesem Falle mußte ein "ohnhaus zur 
IPA einer neuen Kirche «ubgerissen werden. 
| ch wünschte nur, daß diejenigen Vertreter, die 
für die Aufhebung der Zwangswirtschaft gestimmt haben und 
die jetzt wieder bereit sind, dafür zu stimmen, einmal 
für 8 Tage in diesen Viehwagen untergebracht seien, es wür- 
de, ihnen Hören und Sehen vergehen. Dann würden sie be- 
stimmt “inem Entwurf für die Aufhebung der Zwangswirtschaft 
ihre Zustimmung versagen. | .n 
Es ist heute erneut auf Herrn Röchling hingewiesen 
und gesagt worden, die französische \Mrubenverwaltung sei 
diejenige, die die Lockerung der Zwangswirtschuft zu be- 
kämpfen versuche. Lussen Sie doch ein für ullemul diese 
Mär beiseite. Ob deutsches oder französisches Kapital,in 
ihrer Folitik gegen die werktätige POTT RSEIDE Eret es 
keinen Unterschied. Wenn Herr Röchling erklärt hat, daß 
die Wirtschaft eine neue Lohnerhöhung tragen könnte,so 
stellen wir ausdrücklich fest, daß das ein einziges Zuge- 
ständnis seit Jahr und Tag ist, wo ein Unternehmer erklärt, 
j8, er ist in der Lage, höhere Löhne zu zahlen. Tatsäch- 
ich war es bisher noch immer so, daß Köchling sowohl 
wie die französischen Unternehmer im Saargebiet noch bei 
allen Lohnverhandlungen erklärten, die „irtschaft könne 
keine Lohnerhöhung tragen. Warum sagt aber heute Röchling: 
"Ja, es liegt nur an dem französischen Arbeitgeber im 
Saargebiet?" Einmal stehen die Wahlen vor der Türe und das 
andere Nal dürfen Sie nicht vergessen, daß Köchling nicht 
einmal Hausbesitzer, sondern mehreremals Hausbesitzer ist. 
Wenn er für die Erhöhung der Mieten und für die Aufhebung 
der Zwangswirtschaft ist, dann schlägt er zwei Fliegen 
mit einer Klappe. Durch die Beseitigung der Zwangswirt- 
schaft und die daraus folgernde lie BL zieht er 
natürlich erhöhte Nieten ein. Auf der einen »eite gibt 
er den Arbeitern ein paar Centimes mehr und auf der ande- 
ren Seite steckt er sie wieder ein. a 
Die uns seitens der Regierungskommission zuge- 
sandte Statistik und Begründung entspricht keineswegs den 
Tatsachen, da die Zahl der lWohnungssuchenden nach unseren 
Dafürhalten wesentlich höher ist. Aber nicht nur nach unse- 
rem Dafürhalten. "ir wissen ja, daß die bürgerlichen _Par- 
teien den Kommunisten ihre Argumente nicht glauben. Ich 
möchte Ihnen da einen Auszug aus _dem Verwaltungsbericht 
des Herrn Bürgermsisters von Völklingen unterbreiten. 
Dieser Mann schreibt in seinem Jahresbericht, daß cs wegen 
der ungünstigen Wirtschaftslage einer großen Anzahl woh- 
nungssuchender Familien, die in der Hauptsache aus den. 
Familien mit einer großen Kinderzahl bestehen, nicht mög- 
ich ist, eine ihren Verhältnissen entsprechende Neubau- 
wohnung zu mieten oder die Miete aufzubringen. Der tat- 
sächliche \ohnungsbedarf wird niemals. genau festzustellen 
sein, da.nach der gemachten Erfahrung viele Familien in 
unzulänglichen Wohnungen wohnen bezw.ihre Vomerkung in 
die liste der ee ee unterlassen. Aus diesen 
Grunde ist der Bedarf an !!ohnräumen ohne Zweifel höher 
als in den ohnungsnachweisen vermerkt worden ist. Es sind 
wohl amtliche Zahlen, die der Herr Bürgermeister Jansen 
von Völklingen den Abgeordneten der Gemeinde zugestellt hat. 
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Ich beweise, daß die zahl der \Wohnungssuchenden nicht zu- 
rückgegangen sein kann, sondern noch höher ist. In Völk- 
lingen warden im Jahre 1927 noch 106 Neu-und Aufbauten 
vorgenommen mit 159 "iohnräumen, die geschaffen wurden im 
Jahre 1928 nur noch 58 mit 104 \ohnräumen. Aber selbst, 
wenn man die Begründung der Regierung zur der Verordnung 
zur Grundlage holen würde, so soll die Zahl der Wohnungs- 
suchenden am Ende dieses Jahres immer noch 11 900 betragen, 
von den viel ohne "ohnung bleiben. Selbst die Regierung 
muß notgedrungen zugeben, daß aufgrund dieser Tatsache an 
eine generelle KORB FL EaNg der "ohnungszwangswirtschaft 
egenwärtig noch nicht gedacht werden kann. Dieses macht 
je Regierungskomission aber keineswegs aus liebe zu den 
Mietern, sondern im Interesse und Erhaltung der heutigen 
kapitalistischen \irtschaftsordnung. Es kann daher weder 
von einer Pose} biEugE noch von einer Lockerung der !'oh- 
nungszwangswirtschaft gesprochen noch an eine Erhöhung der 
Mieten gedacht werden. Tie es in den Städten und Gemeinden 
sich ausgewirkt hat, wo man eine Lockerung der "ohnungs- 
zwangswirtschaft bereits durchgeführt hat, geht aus dem 
Bericht des Metsrschutzverbandes hervor, der Ihnen sben- 
falls zur Einsicht zur Verfügung gestellt wurde, und zu 
welchem ich kein Wort mehr hinzuzusetzen habc. Wir als 
Kommunisten werden daher die werktätige Bevölkerung des 
naargebietes aufrufen zum Kampf gegen die Lockerung, gegen 
die Beseitigung der Yohnungszwangswirtschaft überhaupt. 
Nenn die Zentrumsvertreter, der Abgeordnete Kiefer, sowie, 
die übrigen Vertreter in der Kommissionssitzung vom 3l.liaı 
namens ihrer Fartei beantragt haben die "ohnungs- 
zwangswirtschaft aufzuheben. Wenn dann ferner der Zentruns- 
abgeordnete Kiefer, Gewerkschaftssekretär seines Zeichens, 
eine fast 100 % ige USTHENERRTRFENDE vorgeschlagen hat,so 
zeigt das, wess Geistes Kinder die Zentrunspartel sind. 
„enn neue Kırchen gebaut werden, von den wir schon genug 
haben, da scheint bei dem 4entrum alles in bester Urdnung 
zu sein. Das Proletariat braucht keine \iohnungen, dis Pro- 
leten Bögen, je letzten Endes in Schweineställen hausen, wie 
es einmal ein Kreistagsvertreter in einer Kreistagssitzung 
des Saarbrücker Kreistages gesagt hat. Die Löhne und H 
Gehälter der Arbeiter, Angestellten und Beamten reichen 
etzt schon nicht aus, um das Lebensnotwendige kaufen zu 
Önnen; sie sind verschuldet, sodaß die Leute buchstäblich 
Zusanmendrechen müssen und somit ist der schärfste Kampf 
gegen weitere Delastungen zu führen. Die Regierungskon- 
mission des Saargebietes als Beschützerin des deutsch-fran- 
zösischen Kapitals hat es bisher nicht für notwendig befun- 
den, auch selbst nur die Tausende und Abertausende, die 
aus der.werktätigen Bevölkerung des Saargebietes ausge- 
reßt wurden, zur Errichtung von !!ohnungen zu verwenden. 
ie direkten und indirekten Steuern, die durch die werk- 
tätige Bevölkerung des Saargebictes aufgebracht werden, 
steigen von Jahr zu Jahr, während die französische Gru- 
benvsrwaltung und die Großindustrie des vaargebietss 
sinen Steuerbetrag zahlt, den man als Almosen bezeichnen 
muß, Wenn die Regierung des Saargebietes im Jahre 1925 
an Zoll eine Einnahme von 37 Millionen hatte, so stieg 
die Einnahme im Jahre 1926 auf 49 ZU0 DVV Franken;im 
Jahre 1927 auf 71 360 000. Nach dem Haushaltplan des 
Saargebietes für das Jahr 1929, den wir hier gehabt haben, 
werden für das Jahr 1928 100 000 000 und für das Jahr‘ 1989 


sogar sage und schreibe 120 000 000 Franken an Zoll ein- 
genommen. Diese riesigen Summen finden ihre Verwendung 
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gegen die werktätige Bevölkerung des vaargebietes und 

zur Unterdrückung der Arbeiterschaft und zur Erhaltung 
des kapitalistischen Staates. So wurden z.B. für das 

EaDL JRR TROFER Polizeidirektion usw. im Jahre 1924 
ausgegeben 14 826 404 Franken, im Jahre 1925 15 887 238 
Franken, im Jahre 1926 17 375 745 Franken, im Jahre 1927 
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N 
22 477 927 Franken, im Jahre 1928 24 555 804 Franken und ' 
im Jahre 1929 sind im Etat sage und schreibe 27 845 189 Bi 
Franken vorgesehen. \ir sehen also, daß für diesen Appa- '# 
rat zur brhaltung des kapitalistischen Staates riesige » B 
Summen ihrs& Verwendung finden, während andererseits lür a5 
dıe notleidende bovölke run des waargebictes nichts übrig rl 
bleibt. it Kecht hat der Narsoränet Ieckler darauf in | 


hingewiesen, daß dicse Leute ausgerüstet werden gegen 

die arbeitende Bevölkerung des Saargebietes. In der Zeit 
der verschärften rg Der ee zwischen Kapital und 
Arbeit werden diese Leute besonders scharf gegen dıe | 007 
werktätige Bevölkerung vorgehen. Dazu gehör By die {4 


Land jägerei und das gesamte Polizeiwesen im Saargebiet, E 
die noch immer, wenn die Arbeiterschaft für bessere Ar- 9] 
beitsbedingungen kämpfte, die Beschützer des Staates waren | 
und die den Arbeitern in den Rücken fielen. Demonstrie- | 
ren die Arbeiter für bessere Lohn und Arbeitsbedingungen, ® 
dann kennt man nur noch eins seitens der Polizei und u 
Landjäger: Die Leutc_werden cinfach auseinandergeschlagen BE 
und niedergeritten. Dafür finden diese Gelder Verwendung. 'e 

aber nicht im Interesse der werktätigen Bevölkerung. “| 
Darüber hinaus finden diese riesigen DOREART Verwendung ni 

zur Bestreitung des Verwaltungsapparates. Die hohen Be- “ 

amten, von denen wir im Sanrecbict auch ziemlich viel Mi 

haben, bekamen nicht nur riesige Summen nachgezahlt,,son- x 
dern ihre Gehälter wurden dazu noch wesentlich erhöht. 0 3 
Auch die Gehälter der Negierungskommission des Saarge- E 
bietes wurden auf über 180.000 erhöht. “Während die Ge- LE 


hälter der oberen Deamten ins unermeßliche gestiegen 
sind, brachte die neue Besoldungsordnung, der auch »ie 
(zu den Bürgerlichen) bis zu den Sozialaemokraten zuge- 
stimmt haben, für die unteren Beamten und Angestellten 
noch weniger als sie vor Binführung dieser Desoldungs- 


ordnung bekamen. Dieses schreiunde Unrecht, welches | 
nach dem Begriff der heutigen kapitalistischen lürt- Im 


schaftsordnung als “echt bezeichnet wird, werden wır 
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als Kommunisten zu beseitigen wissen. N 
4 
(Zurufe: Ihr seid ja keine mehr!) u 
j nl 
Wir erklären, daß wir, falls die Negierungskommission I® 
dazu übergehen sollte, Ihrem Antrage Kechnung zu tragen nr 
und die Zwangswirtschaft aufzuheben, die Arbeiterschaft | 
des Saargebietes zur Selbsthilfe aufrufen werden. IE 
" Ai 
(Zuruf des Abg.Hoffmann (SP): Ihr habt ja keine IB 
Arbeiter mehr hinter Euch! | 
ich werde es ablehnen, diese Streitigkeit, die wir mit ' # 
unseren Genossen haben, vor _Euch auszuiragen. Passen BR 
Sic auf, daß Sie nicht die Rechnung ohne den Wirt machen. E: 
"ir verlangen von der Kegierungskommission, daß unter | 
keinen Bas anden dem Antragc auf Aufhebung der Zwangs- IE 
wirtschaft stattgegeben wird. Wir verlangen insbesondere, | 
daß auch den Antrage des Gemeinderats "ehrden auf Auf- ii 
hebung der Zwangswirtschaft nicht stattgegeben win. ih 
Der_ ıiE 
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Der Gemeinderat hat dem Antrag zugestimmt, obwohl in dem 
Ort die schlimmste Wohnungsnot herrscht. Dort bringen _ 
die Zentrumsvertreter es fertig, daß dem Antrag auf Auf- 
hebung der Zwangswirtschaft zugestinnt wird. 


(Zuruf des Abg,Becker: Das ist doch Selbstverwaltung! ) 


tenn Sie von Selbstverwaltung reden, dann kann ich Ihnen 
sagen,daß Pastor \\iilhelm der einzige Vertreter ist, der 
bestimmt, was in ehrden gemacht werden soll, die anderen 
haben nichts zu sagen. 


‚ Wir verlangen ferner , daß unter keinen Unstän- 
den eine weitere lockerung der 4wangswirtschaft und eine 
Erhöhung der Mieten vorgenommen wird. Wir verlangen Aus- 
bau der Zwangswirtschaft,damit auch die großen Wohnungen 
und die Werkswohnungen unter die Zwangswirtschaft fallen, 
um die Arbeiter vor dem lerror der Unternehmer zu schützen. 
In zahlreichen Fällen haben wir nachgewiesen, daß Arbeit- 
nehmer, die in einem Streik standen, nach dem Streik ent- 
lassen wurden und ihre Wohnung räumen mußten. Hier muß 
die Zwangswirtschaft ausgedehnt werden, um die Arbeiter- 
schaft zu schützen. "ir verlangen ferner, unbeschadet 
unserer grundsätzlichen Auffassung über die Wohnungsnot 
daß die, RE STURESRESRL UBIDR Mittel_zur Verfügung Stellt, 
damit die Kommunen Wohnungen erstellen können, und es den 
Arbeitern ermöglicht wird, Neubaumieten zu bezahlen. 


Die Kommunistische Fraktion (Opposition) gibt 
folgendes 


GUTACHTEN 
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"Die Vorlage der Kegierungskommission wird ab- 
gelehnt, da dieselbe eine weitere lockerung des bis 
Jetzt schon mangelhaften llieterschutzes darstellt 
und eine systematische Erhöhung der Nieten zur Folge 
hat. Die Besitzer der großen Häuser werden zum Scha- 
den der kleinen Hausbesitzer vollständig von der 
Zwangswirtschaft befreit. Die Verordnung der Regic- 
rung richtet sich deshalb nicht nur gegen die letter, 
sondern auch gegen die Desitzcer von TE 

Die Kommunistische Fraktion (Opposition) fordert 
deshalb nach wie vor Ausdehnung der Zwangswirtschaft 
auf die Gruben-und "erkwohnungen,damit die Arbeiter 
vor dem terror der Unternehmer geschützt werden, Auf- 
gerun der Sonderrechte der Regierungskommission, 
Besch re el eroßen Wohnungen und Zuteilung 
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an bedürftige Mieter." 
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Srsitzender: Das \iort hat Herr Abgeordneter Backes! Ef 


bg. Backes (Chrl.SP): Meine Herren! Die beiden Kommissionen, “| 
die 3. und 5. Kommission, die die Vorlage betr. Neu- BE 
regelung des !ohnungswesens beraten haben, haben der N 
Vorlage mit den Änderungen, die der Kommissionsbericht in 
aulweist, zugestimmt. Die Zustimmung geschah nicht et- hl 
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wa um die Kapitalisten zu stärken, sondern um ein Un- a 
recht gut zu machen,das schon 10 Jahre auf den Haus- ie 
besitzern lastet. Die Hausbesitzer müssen wieder zu N 
ihrem Recht kommen und dürfen durch die \ohnungszwanes- u 
wirtschaft nicht weiter entrechtet werden. Wenn die | 


Zwangswirtschaft in etwa gelockert wird, so ist das I | 
nicht mehr wie Recht und Brlicht. denn die Hausbesitzer | 
sind in ihrer \lehrzahl arme Leute, meistens Arbeiter, | 
die sich unter unsäglichen Mühen ıhr Haus erstellt “B 
haben. Wenn von den Linksparteien behauptet wird,daß | 
die Mieten schon so hoch geschraubt worden seien,daß 
sie nicht mehr getragen werden können, so stimmt das 
nicht ganz. Die Mieter von Altwohnungen sind meist gut- 
situierte leute. Die Arbeiterschaft muß heute meistens | 
in Neubauten wohnen und hohe lüieten zahlen. Daraus fol- | 
gert, daß dieses Unrecht beseitigt werden muß. 

Meine Partei steht auf dem Standpunkt, daß "ohn- 
raum geschaffen werden muß und zwar hat erstens die He- 
Be FüngShTum: 80,58 dafür zu sorgen, daß verbilligtis 

aukapıtal zur Verfügung gestellt wird und zweitens hat n; 
die nogierungskomi ssion dafür zu sorgen, daß nicht nur | 
den hohen Beamten !iohnungen gebaut werden, sondern daß 4 
Baukapital den Gemeinden gegeben wird. Durch diese Ver- Er 
ordnung wird in etwa eine Belastung der Gemeinden ent- N 
Stehen, weil Erwerbslose ihre Wiete nicht zahlen können, 
die die Gemeinden zu zahlen haben. Ein Unrecht ist es, 
daß bis nächstes Jahr seitens der Regierung noch 150 
N € | : : 
"ohnungen gebaut werden sollen. Hier könnte man wohi 
eine pe Anzahl streichen, denn das werden wahrschein- 
lich Wohnungen werden, die mehr Geld verschlingen und 
dafür nicht den genügenden !'ohnraum haben, weil viel- 4 
leicht mehr luxuswohnungen entstehen als "ohnraun. 1] 

Dann wird von meiner Partei verlangt - das ist 1:8 
auch von der Kommission verlangt worden -, Jaß Baukapi- 
tal beschafft wird. "ie wir hören, hat die Regierunes- 
kommission einen Neservefonds. Wenn die Saaranleihe 
nicht genehmigt worden ist, dann soll sie ihren Heserve- 5 
fonds anpacken. Wenn gebaut wird, haben auch sämtliche m 
Industrien des De genügend Arbeit. Die Rohstof- " 
fe haben wir und deshalb ist an ohstoffmangel nicht zu H 
denken. Andererseits ist es nicht nur eine Vernachlässi- ie 
gung der Regierungskommission, sondern auch die höheren "a 
eamten sind schuld daran. Die höheren Beamten sollen 
sich selbst "ohnungen bauen. Das war von jeher ein Übel, u 
daß diejenigen Leute, die Geld hatten, nicht gebaut | I 
haben, und diejenigen, die kein Geld hatten, die Arbei- Ri; 
terschaft, sich vom liunde das abgespart haben, um sich Ki 
ein Häuschen zu bauen. Deshalb ist äuch die ohnungsnot N 
in solch erschreckendem laße vorhanden. Dazu kam natür- 
lich auch die Kriegszeit, in welcher nichts gebaut wurde. 
Auch ist die Varschiekung unter der Arbeiterschalt eine | 
andere geworden. Wer vor 10 Jahren vielleicht bedürftig “ 
war, hat heute vielleicht schon einige Söhne in Arbeit ie: 
und ist heute in einem ganz anderen Verhältnis. Selbst- is 
verständlich wird meine Partei mi* .!suden dem soziäal- N 

‘ demokratischen Antrag zustimmen, der darauf hinausgeht, I: 
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daß per jeni e keinen Mieterschutz mehr erhalten soll,der 
36 000 Franken Einkommen hat. Diese Leute haben Geld und 
sollen auch buen. / | Br: j 
Im übrigen ist meine Zustimmung im Kommissions- Ä 
protokoll aufgenommen. y | 
‚"as nun von seiten der Linksparteien gesagt wird, 
daß zuviel Kirchen im Saargebiet gebaut werden, so habe 
ich dazu folgendes zu sagen: Die vielen Kirchen im Saar- 
gebiet sind der Untergang nicht, sondern daß die Kirchen # 
zu wenig besucht werden. “ 


194085 4 7 


2 


OT 


(Zurufe aus dem Zentrum: Sehr richtig!) 4 


Das ist vielleicht viel schlechter. Und nen en,die 
sie noch besuchen, sollen wissen,wofür die Kirc en da 
Sind und das berücksichtigen. Dann wird auch bei der 
Arbeiterschaft die Liebe sein und für die unteren 
Volksschichten gesorgt werden. 






Dar = Bauen 





(Bravo- Rufe des Zentruns! ) 
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Vorsitzender: Das \'ort hat llerr Abgeordneter Schmoll ! 


Abg.Schmoll (D"P): Meine Herren! Die unglückselige \ohnungszwangs- 


wirtschaft, die das \irtschaftsleben der letzten Jahre 
so unheilvoll beeinflußt hat, ist reif zurliquidationen 
Früher war die Zwangswirtschaft lediglich ein Unrecht 
am Hausbesitz. Aber nach und nach ist sie ein ebenso 
großes Unrecht für zahlreiche üieter geworden. Es_ist 
schon auf die Zahlen hingewiesen worden, die die Negie- 
rungskommission angegeben hat in ihrem Bericht, nämlich 
wieviel Einwohner aus der Zwangswirtschaft heraus sind, 
und wieviel Einwohner noch von der Zwangswirtschaft be- 
troffen werden. Die Zahlen sind aber nicht ausgewertet 
worden. !iollen wir uns diese Zahlen näher ansehen. 

Aus der Zwangswirtschaft befreit sind 287 415 
Einwohner und in der Zwangswirtschaft befinden sich 
noch 482 615 Einwohner. Daraus ergibt sich, daß ein 
Drittel der Einwohner des Saargebietes schon nicht mehr 
der Zwangswirtschaft unterworfen ist, also auch ein 
Drittel sämtlicher Wieter. Diese Mieter haben wenigstens 
in Bezug auf den Mietpreis keinen Nutzen mehr von der 
Zwangswirtschaft. Zieht man nun aber in Betracht, daß 
in den Gemeinden, in welchen die Zwangswirtschaft noch 
herrscht, zahlreiche Mieter, ich möchte sagen, mindestens 
<0 Prozent der Mieter, schon in Neubauten wohnen oder 
in Häusern, die aus der Zwangswirtschaft befreit oder 
teilweise befreit sind, d:nn kommt man zu dem Schluß, 
daß fast die Hälfte aller lieter von der Zwangswirtschaft 
keinen Vorteil mehr haben. Rechnet man noch die Hausbe- 
sitzer dazu, die selbstverständlich von der Zwangswirt- 
schaft keinen Nutzen ziehen, so geht man nicht ganz 
fehl, wenn man behauptet, daß fast zwei Drittel der 
Kinwohner des »Daargebietes von der Zwangswirtschaft 

einen Nutzen mehr haben. Und besonders sind es die 
Mieter, die keinen Nutzen mehr haben von der Zwangs- 
wirtschaft, die es nicht einsehen, warum die andere 
meh Ya der Mieter die Vorteile des billigen lüetwohnens 
noch weiter genießen soll. 


(Zuruf des Abg.heinhard: Ich glaube, Sie haben 
das falsche ilanuskript da liegen!) 


( Iachen ) 


Veranlassen Sie die Herren etwas mehr um Ruhe,Herr .Vor- 
sitzender. Die Mieter, die aus der Zwangswirtschaft 
heraus sind, können es eben nicht begreifen, daß die 
übrige Gruppe der Mieter noch durch den Gesetzgeber 
geschützt ist,während sie selbst hohe Mieten zahlen 
müssen. Die gesamte Gruppe der Neubaumieter und der 
ausbesitzer empfindet es außerordentlich nachteilig, 
daß die niedrige Miete beibehalten und dadurch das 
"ohnniveau niedrig gehalten wird. Es sind, wie ich 
a habe, rt zwei Drittel der Binwohner 
des vaargebietes, die von einer Erhöhung der Nieten 
nur profitieren könnten, weil mit der Erhöhung der 
Mieten auch höhere Löhne gezahlt werden. Daher er- 
klärt sich der Umschwung der ileinung, der vielfach 
eingetreten ist in Bezug auf die Kegelung der Wiet- 
preisfrage.. Das System der Wohnungszwangswirtschaft 
ıst nicht mehr zu halten, es sei denn durch die Dik- 
tatur der Regierungskommission. 
Meine 
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Meine Herren! Die Kegierungskomnission hat in ihrer Be- 
BISSaUnE zur Vorlage zwei Fragen aufgeworfen, die schon 
ier behandelt worden sind, nämlich: 


1) Kann die Yohnungszwangeswirtschaft aufgehoben 
werden? 


2) Kann ein Termin festgesetzt werden ? 


Sie verneint beide Fragen und stützt sich auf eine vor- 
2 te Statistik. Weil diese Statistik die Grundlage 
ür .; Vorlage der Hegierungskommission ist, müssen 
wir uns mit ihr etwas näher beschäftigen. Ich wundere 
mich, daß die Fraktionen es so wenig etan haben. Es 
handelt sich um eine Statistik der absiekor. Wie 
die Wohnungsämter arbeiten, sieht wan in ganz hervor- 
ragendem WMaße an der angegebenen Zahl der neuerbauten 
Wahnungen. Hier sehen wir zu unserem allergrößten Er- 
staunen,daß nach den Angaben der iohnungsänter die Zahl 
der neuerbauten l!ohnungen im Saargebiet nur 243 beträgt. 
Das Wohnungsamt Homburg jedoch, das mit am genauesten 
earbeitet haben muß, Bet wenigstens in seinem Bezirk 
61 neue Wohnungen entdeckt. Zieht man diese 161 !!oh- 
nungen von den übrigen im ganzen Saargebiet erstellten 
248 !ohnungen ab, dann kommt man zu dem merkwürdigen 
Resultat, daß im ganzen Saargebiet mit Ausnahme von 
Homburg nur 82 neue 'ohnungen erbaut wurden. Es ist 
wirklich schon allerhand, daß man uns solch eine »ta- 
tistik vorsetzt. Nach dieser Statistik soll die Zahl 
der untergebrachten Personen in diesen Neubauwohnungen 
im ganzen Saargebiet 1107 Personen betragen. Und wie- 
der ist es der Bezirk Homburg, der offenbar am gewis- 
senhaftesten gearbeitet hat. Er gibt wenigstens die 
Zahl der untergebrachten Personen in seinem Bezirk mit 
230 an. Wenn man diese Zahl 930 im Bezirk Homburg von 
der Gesamtzahl der im Saargebiet untergebrachten Per- 
sonen abzieht, dann kommt man zu dem lächerlichen Re- 
sultat von nur 177 Personen, die im ganzen »aargebiet 
mit Ausnahme von Homburg in Neubauwohnungen unterge- 
bracht worden sein sollen. Vergleicht man beide Rubriken 
miteinander, dann kann man auch noch feststellen, daß in 
jeder Neubauwohnung nur zwei Personen wohnen. las man 
re sagen soll, ich weiß es nicht. an sagt, am besten 
garnichts dazu. Es ist ein glatter Unsinn. Aber so 
arbeiten die liohnungsämter, und mit diesem Material be- 
eründet die Regierungskommission ihre Haltung. | 
Wie die Wohnungsämter arbeiten, xönnen wir 
auch an einem ausgezeichneten Beispiel in Saarbrücken 
ersehen. Es ist noch nicht Lunge her, da hatten wir in 
vaarbrücken 12 000 !iohnungssuchende. Das "ohnungsant 
hat darauf geschworen, der Herr Überbürgermeister hat 
seine ganze Autorität für diese Zahl eingesetzt, und 
als dann die Listen des T!ohnungsamtes von der Regie- 
rungskomnission aufgehoben und neue Listen aufgestellt 
worden sind, siehe da, da waren über Nacht 7 000 "oh- 
nungssuchende verschwunden. leute haben wir wieder neue 
Zahlen bekommen, die man leider wegen der Kürze der 
Zeit noch nicht auswerten konnte. Eines kann man aber 
schon sagen, daß die Zahl der für Saarbrücken in der 
Statistik angegebenen "ohnungen wieder nicht stimnt. 


(Zuruf des Abg.Weiß: Sie haben das ja noch nicht 
nachgeprüft: RN 
| ach 


er Bun EEE En: EEE . AED RE ET TE RT eg 
u re ri {rag IE ET, BRITEN ur are, er) we BE TE ET A aa Fr ae en 

\ Ka . Ne 2 At * . a A Fan] er FR STAR A ji ih! ne 52 wj % 

Pa 22 A 7 & werner ' R% ee =, er . Bo; Dr a Eine En) “ ea a w r 1 & — se e- % “ A ar . Ei ER 









um 
En 
un 
D 
RB 
I 
< 
6’ 
3 
® 
5 
IQ 
® 
3 
10 
r 
= 
v 
2 
2 
0 
I 
" 
v 
Y 
| nn 











By 


g 9 PwoZ 
















- 2723 - 


an sind Sie doch still und schwätzen Sie kein 
ech. 


- Glocke des Vorsitzenden - 


Vorsitzender: Herr Abgeordneter Schmoll, ein Abgeordneter 
spricht kein Blech! - Heiterkeit - 


Abg.Schmoll (DWP) fortfahrend: So ist es, Herr Vorsitzender. 


Meine Herren! Nach den Zahlen, die uns jetzt 

Bo@s en worden sind, fehlen noch 2650 iohnungen in Saar- 

rücken. Auf der Liste, mit der die, Negierung ihren 
Entwurf aufbaut, stehen noch 3963. Über Nacht sind also 4 
wieder l400 }ohnungssuchende verschwunden. Das sind Zah- 4 
len, an denen man nicht vorbeikomut. "ir sind der An- 
sicht, daß dieses wWaterial der \ohnungsäuter nicht 
stichhaltig ist. 

"ill man mit der Aufhebung der Zwangswirt- 
schaft überhaupt etwas so lange warten bis die TWohnungs- 
suchenden alle verschwunden sind 7 Gab es denn im Frie- 
den keine !Yohnungsuchende ? Ich glaube, wenn man da 
listen aufgestellt hätte, tausende von !!ohnungssuchenden 
wären im vaargebiet dagewesen. Und was meldet sich heu- 
te nicht alles beim !Yohnungsamt an. Fünf Jahre muß man 
nach dem Vorschlag der Stadt Saarbrücken in der Liste 
eingetragen sein, dann hat man erst ein Anrecht auf _ 
eine Wohnung. Deshalb trägt sich doch jeder ng 
Mensch heute schon in die liste ein, auch wenn er ers 
in 5 Jahren eine ohnung braucht. Aber die vielen jungen w 
Eheleute, die vorerst bei ihren Eltern wohnen, melden FF 
sich, obwohl sie vorderhand keine \ohnung brauchen,doch | 
beim "ohnungsant an. Ich empfehle überhaupt, man soll 
das Standesamt und das "ohnungsamt zusammenlegen. Denn RE 
das "ohnungsamt ist heute ebenso wichtig, wie das Standes- I 
amt. Jedenfalls kann man es verstehen, wenn mancher di- | 
rekt vom Standesamt auf das "/ohnungsamt geht. Und das ie 
tun sehr viele. ir 

Man sehe sich auch nur einmal um was gebaut 
worden ist z.B. von der Stadt Saarbrücken. Ich hätte 
gewünscht, da? uns die Regierungskoumission gesagt hätte, 
wieviel Wohnungen früher im Saargebiet vorhanden waren 
und wieviel Wohnungen heute da sind. lausende von !!ch- 
ee in vaarbrücken entstanden und trotzdem soll 
noch eine krasse "iohnungsnot bestehen. Es ist nun einmal 
so, daß alles, was billig ist, vom Warkt verschwindet, 
beim Wohnraum ist es Bares anders. Es wird eben, Sso- 
lange der !!ohnraum billig ist, viel 'iohnraum unnötig 
absordiert. Andererseits würde man auch mehr !ohnraun 
anbieten, wenn der Hausbesitzer höhere iliete bekäme. 

s kommen also zwei Faktoren zusaumen. Es ist so, da& 
Hausbesitzer vielfach !iohnraum nicht anbieten,den sie 2 
anbieten würden, wenn er entsprechend bezahlt würde 4 
und die übrigen Scherereien mit dem Vermieten nicht da- s 1 
mit verbunden wären. Warum soll sich der Mieter nicht "BE 
über Bedarf !\ohnräume leisten und warum soll der Haus- 
besitzer !/ohnräume abgeben, wenn dafür kein entsprechen- 
des Entgelt bezahlt wird. Man mu2 sich darüber klar 
werden, daß die niedrigen Mieten oder die Nietpreisfest- 
setzung mit der Kaumnot zunächst nichts zu tun hat. Das 
ist etwas absolut Trennbares. Man kann keinen \ohnraun 
schaffen, in dem man die Mieten irgendwie beeinträch- 
ee; Man kann höchstens sagen, die Miete hängt insofern “4 
mit der !iohnraumnot zusammen, als niedrige hlieten 1 
Wohnräume 4 We 


HT SP asT: 73° a ll <—# = ne T 
ET Ten [7 Br i E,5 Er>7 ’Q UNE LER N 
a Te ER 

“ u A E} y 2 x eure 








ya ay>5. yd 24 ouasT us 20454005 H 7 


=> zu nk en De eure - eng e- 
. ee m NT po X 7 oa re gr en oe De an 
< > in us ine des: = — = 


Sein 


Sa 





Sy pwog 


7V 






mn mr 


be ws 4 
- 280 - 


Wohnräume auf dem NMarkte verschwinden lassen. Die Frage 
mul so gestellt werden, kann die saarländische Wirtschaft 
die hohe Niete tragen, eine [rage, die man übrigens bei 
anderen Bedürfnissen nicht zu stellen wagt. Die Frage 

Be wir durchaus. Wir sehen nicht ein,warunm die 
schwerbelastete deutsche "irtschaft Nieten zu 100 und 
120 % tragen kann und die saarländische Wirtschaft soll 
diese Mieten nicht tragen können. \iir befinden uns darin 
in Übereinstimmung mit maßgebenden Kreisen, der Handels- 
kammer, dem »chutzverein für Handel und Gewerbe, dem 
Arbeitgeberverband usw. Wir bejahen also die Frage der 
Tragbarkeit der Mieten bis zu L20 % der Friedensmiete 
und sind deshalb gegen alles andere, was hier vorge- 


schlagen worden ist und wir sind der Ansicht, wenn die 
"irtschaft das tragen kann, 


(Zuruf des a Hört, hört ! Ist das nicht 
eine Unverschämtheit ') 


dann hat es gar keinen Sinn, daß wir erst am l.Januar 1931 
die Friedensmiete bekommen sollen. Ich frage mich,wann 
soll erst dann die freie irtschaft kommen, wenn man erst 
im Jahre 1931 die Friedensmiete dem Hausbesitzer zubil- 
Airen will. Steht man aber auf dem Standpunkt, daß die 
hohen Mieten noch in Jahresfrist tragbar sind, dann ist 
es sinnlos,einen großen Teil der Mieter relatıv hohe llie- 
ten in Neubauten und zwangsfreien ohnungen zahlen zu 
lassen, während wirtschaftlich Gleichgestellte billiger 
wohnen können. Dann ist auch sinnlos, einzelne Gemeinden 
zu Schaffen mit freien \lieten und andere mit Zwangsmieten. 
Dann ist es sinnlos, das Lohn-und Gehaltsniveau im »aar- 
gebiet weiter niedrig zu halten und eine Lohn-und Behalts- 
steigerung wie sie im Reiche mit der Steigerung der lliete 
verbunden war,der saarländischen, schaffenden Bevölkerung 
vorzuenthalten. Aus allen diesen Gründen werden wir dem 
Zentrumsantrag, nach dem die Friedensmiete erst mit dem 
Jahre 1931 erreicht werden soll, nicht zustimmen. Die | 
freie Wirtschaft hat sich überall dort bewährt, wo man sie 
eingeführt hat, auch im Deutschen Keich, wo man die 
Zmangswirtschaft BRlOcHeEN hat. Sie hat sich überaus be- 
währt, vor allen Dingen bei der Freigabe der gewerblichen 
Räume im Deutschen Reiche. Ich kann Ihnen das beweisen 

und zwar durch ganz unparteiisches Material. Der ohl- 
fahrtsminister schreibt in seinem Amtsblatt. 


(Zuruf des Abg.Weiß: Der ist genau so unparteiisch 
wie »ie 


Es ist immerhin eine Stelle, an der man noch ohne weiteres 
vorbeigehen kann. In seinem Amtsblatt, nachdem er erst 
über die Lockerung der Zwangswirtschaft gesprochen hat, 
kommt dann der "ohlfahrtsminister auf die gewerblichen 
Räume wie folgt zu sprechen: 


"Im weiteren Verlauf des Jahres hat sich gezeigt ‚daß 
die Quren dıe der Geschäftsräume eingetre- 
tenen Schwierigkeiten und Reibungen verhältnismäßig 
schnell behoben waren. Die Klagen sind schließlich 
fast völlig verstummt. Überall in den bevorzugten 
ROH TO Den der Großstääte habe sich eine 
wirtschaftliche Umschichtung vollzogen, die durch- 
aus gesund war und zur Folge hatte, daß zahlreiche 
Läden umgebaut wurden." > | 
ann 
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Dann geht er weiter auf die Wohnungsverordnung vom 13.0k- 
tober 1927 ein: | 


. “Da wo die Tiohnungsmangelbestimmungen eingeführt 
sind, sind Mißstimmungen nicht aufgetreten,vielmehr 
eine Verbesserung gegenüber der alten Zwangswirt- 
schaft nicht zu verkennen gewesen. Daß das Verant- 
wortungsgeflühl der "ohnungssuchenden durch die Ver- 
ordnung wieder belebt wurde, wird als_ein ganz we- 
sentlicher Fortschritt angesehen. Im Reiche hat man 
auch schon lange die großen BORBARES von der Zwangs- 
wirtschaft befreit mit einer nach Urtsklassen ge- 
staffelten Jahresmiete. Auch die preußische lockerungs- 
verordnung vom l1.November 1926 hat nach einstimigen 
Berichten nachteilige Folgen nicht gehabt. Es wird 
hervorgehoben, daß infolge der Freigabe der \ohnungs- 
markt außerordentlich belebt worden ist." 


Sie haben insofern Recht, man könnte beinahe meinen, es 
hätte ein Vorsitzender eines Haus-und Grundbesitzervereins 
das geschrieben. Es ist aber eine ige Stelle, 
die unseren Standpunkt völlig billigt und anerkennt. 


In Bezug auf_die Mietberechtigungskarte möchte ich 
der Kommunistischen Partei sagen, daß Sie( z.d.Kommunisten) 
Material heute DOTRUABSEFLTEAR haben, das Sie uns in der 
Kommission nicht zur Verfügung gestellt haben. Ich habe 
Ihnen als ae der Kommission ein ganzes Aktenstück, 
aus dem die stellungnahme von 25 Großstädten ersichtlich 
18%, zur Mrlügung gestellt. Im allgemeinen lobt man das 
Verfahren der lietberechtigungskarte. Ich will Ihnen ganz 
kurz einen Erlaß des !Üohlfahrtsuinisters vom 29.September 
1927 vorlesen, dann begreifen Sie unsere Stellungnahme 
besser. Dieser Erlaß lautet: 


„Petrifft Mietberechtigungskarte. - | 
Nach den Berichten der Bezirks-Wohnungs- 
aufsichtsbeamten hat die Einführung der lüetberech- 
je für die Wohnungsänter eine nicht un- 
wesentliche Entlastung und eine erhebliche Verein- 
fachung des Geschäftsrverkehrs zur Folge gehabt. Ich 
halte es deshalb nach wie vor für erwünscht, daß die 
Gemeindebehörden von dem Kartensystem weitestgehend 
Gebrauch machen, | 

In Übereinstimmung mit dem Beschluß des 
Preußischen Landtages ersuche ich hiermit, allen in 
Enge kommenden Gemeindebehörden die tunlichst baldi- 
ge Einführung der Mietberechtigungskarte dringend 
nahe zu legen." 


Gegenüber solchem Naterial muß die uns zugegangene Denk- 
schriit des Mieterschutzvereins Sr jeht man heute 
die Bilanz der /ohnungszwangswirtschaft, so kommt man zu 
dem Schluß, daß ein Teil der Mieter wohl billig gewohnt 
hat, das ganze Saargebiet hat aber infolge dieser billigen 
Mieten ein niedriges Iohnniveau gehabt. Die Arbeiter haben 
alle weniger bekommen, weil der Lohn im allgemeinen nur 
mit der Indexzahl gestiegen ist und diese ist künstlich 
durch das Rinsetzen der billigen Mietzahl BLeDe gehalten 
worden. Deshalb treten wir dafür ein, daß endlich im Saar- 
gebiet die richtige Miete zur Geltung kommt. Diese 


unheilvolle 
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unheilvolle Zwangswirtschaft, die sich nicht zuletzt zum 
Schaden der Arbeiterschaft ausgewirkt hat, muß verschwin- 
den. Die Gemeinden haben außerdem enome lasten auf sich 
nehmen müssen, die »tadt Saarbrücken z.B. hat viel getan 
und muß es noch tun, und was muß die Kegierungskommission 
noch alles hergeben. Das sind doch alles unsere Gelder, 


denn die Regierungskommission hat kein Geld aus eigener 
Machtvollkommenheit. Diese Jasten, die die Bürgerschaft 
nun auf sich nehmen muß, sind nichts anderes als nichtbe- 


zahlte Nieten. Die liete muß nachgezahlt werden,nur in 
anderer Form. "ir meinen, daß wir möglichst schnell unit 


diesem Systeu aufräumen müssen und bedauern, daß man un- 
serem Antrag, die 


erordnung letztmalig bis zum 30.Juni 
1930 zu verlängern, nicht b8i etreten ıst. Das Zentrum hat 
heute einen Antrag gestellt, den ich in der Kommission 
estellt habe _- das Protoko 


il weist das aus -. Ich behaup- 


ie, daß sich Herr Martin geirrt hat. Ich beantrage zu 9 
S.1: 


" Die Geltungsdauer der Verordnung vom 27. Juli 1926 


betreffend Abänderung der Bestimmungen über das 


Wohnungswesen und die Geltungsdauer der Verord- 
nung vom 16.Dezember 1927 betreffend Kegelun 


des Wohnungswesens wird letztmalig bis zum u 
ni 1930 verlängert." 


Auf das Wort « 


letztmalig" und auf den Termin „30.Juni 1930" 
lege ich den größten Nert. Die Zentrunsfraktion hat heute 


zugestimmt, während sie sich früher ihre Stellungnahne 
vorbehalten hat. Wenn sie sich jetzt auf unseren Stand- 


punkt stellt, so müssen wir aber das Zentrum darauf auf- 
merksam machen, daß 


es unkonsequent ist, die Miettermine 
bis 1931 aufzunelmen. Sie können doch in einer Verordnung, 
die Sie begrenzen, keine solche Bestimmungen aufne 


hnen, 
die über die Geltungsdauer hinauslaufen. 


Wir fassen unseren Standpunkt dahin zusammen,daß 


wir nicht etwa einen Abbau der Zwangswirtschaft verlan 
sondern die 


en, 
nn der Zmengswirtschaft: bis zum 30. J0- 
ni 1930. Wir geben zu diesen au also noch eine Fr1s 

von einem Jahre. Wir sind der weinung, daß die dann ein- 
tretenden Verhältnisse zum Segen der gesamten lirtschalt 


und der Bevölkerung des Saargebietes ausschlagen werden. 


Vorsitzender: 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Staatskommissar Kuchenbecker! 


Staatskommissar Kuchenbecker: Meine Herren! Der Herr Abgeordnete | 
Schmoll hat_die Frage Beamer für welchen Zeitraum die | 
in der dem Landesrat übermittelten Statistik angeführten 
Zahlen der neuerbauten !!ohnungen und der darin unterge- 
brachten Personen zu YorSTenzn sind. Es handelt sich um 
Zahlen aus monatlichen Berichten und zwar sind es die | 
en die am l.April 1929 für den Vormonat gemeldet 
wurden. 

. Es scheint die Auffassung zu bestehen, als sei die ® 
Regierungskommission bei ihren Beschlüssen auf dem Gebie- 9 
te des Wohnungswesens von der Bergwerksdirektion beein- | 
flußt worden. Ich muß dieser Auffassung widersprechen. 

. _ Gegenüber dem Hinweis auf die Beschlüsse der Miet- 
be idenägd fen skommission darf ich bemerken, daß die 

eschlüsse einstimmig gefaßt wurden. 

‚ ferner ist kritisiert worden, die Gelder der 
Regierungskommission seien zu einem Zinssatz von mur 
2% ange eg! worden. Es ist mir bekannt, daß höhere 'E 
Zinssätze für diese Anlagen bestehen. 4 


Say ayasıydmebousgs war2n4g400s H 7 





(Zuruf des Abg.Petri: Wie hoch sind diese Sätze?) 


Von früher her weiß ich, daß der Zinssatz 4 oder 4,5 % u 
betrug. So hoch war er schon vor längerer Zeit. Wie hoch E 
er augenblicklich ist, ist mir nicht genau bekamnt. 
Dann ist auf eine Äußerung meines Amtsvorgängers 
hingewiesen worden; ich darf hierzu bemerken, daß, wenn 


sie erfolgt ist, was ich für unwahrscheinlich halte, sie 
rein privater Natur war. 


FE u ee 


Zur Fr 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schmoll ! 


= 
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Abg.Schmoll (DWP): Meine Herren! Wenn das so ist, daß die Zahlen 
dieser Liste, die ich kritisiert habe, von einem x-belie- 
bigen Monat sein sollen, dann ist das ja sehr interessant. 
Was können uns aber Monatszahlen nützen”? Monatszahlen 
nützen uns garnichts. Ich bleibe deshalb in der Verur- 
teilung dieser Liste auf meinem Krangpunkie stehen. 

Die andere Frage, die Herr Staatskommissar 
berührt hat, habe ich absichtlich nicht angeschnitten. 

a die Frage nun einmal aufgerollt ist, möchte ich kurz 
feststellen, daß die Mietpreisfestsetzungskommission,in 
der das Zentrum einen Vertreter hat, sich in der Zwischen- 
zeit gegen eine Nietpreiserhöhung ausgesprochen hat, und 
dies In einer Zeit, in der das Aufwer gen im Gange 
war und der Hausbesitzer große Lasten auf sich nehmen 
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mußte. Wir haben erwartet, daß ein Vertreter der Bürger- 
lichen aufgestanden wäre und dagegen gestimmt hätte. 








- Bi; 


Vorsitzender: Das !ort hat Herr Abgeomineter Gärtner ! 


Abg.Gärtner (2): Meine Herren! Als Mitglied dieser vielgenann- 
ten Kommission habe ich vor 2 Jahren hier im Hause eine 
Bönaue Darstellung gegeben ‚wie die yenmission gearbei- 

et hat. Es ist sonderbar, daß hei dieser großen und 
schwierigen Sache nun am Ende die Kommission für den 
bestehenden Zustend verantwortlich gemacht wird. Ich 
stelle fest, daß von den gewählten Witeliedern der Kom- 
mission wiederholt der Antra auf Erhöhung des \liet- 
Breiass gestellt wurde. Der letzte Antrag wurde von d 
dem \rtglicd Betz gestellt. In der ee Pe LB 
Sıltzung hat Herr Betz eiragt, warum seinem Antrag ’ 
nicht stattgegeben worden sei. Der Vorsitzende der 
Kommission Rat daraufhin erklärt, die Re 1erungskon- 
mission habe beschlossen, es bei dem bisheriseen 7u- 
stand zu belassen. Es wäre ja Unsinn, alle 12 lage 
eıncn Antrag zu stellen, wo man vorher schon weiß,wel- 
ches Schicksal diesem Antrag beschieden ist. Es ist 
doch Tatsache, daß die Regierungskommission das aus- 
Schlaggebende Recht hat. 


Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Reinhard! 


Abg. Reinhard (KP): Ich stelle u den Ausführungen des Nerrn 
vaatskommissars betreffend das ADhenSLökeitsverhält- 
nis der Regierungskommission von der Berewerksverwal- 
tung fest, daß im Friedensvertrag - im Säarstatut- aus- 
drücklich festgelest wurde, daß die Re jerung zum 
Schutze der Ausbeufune der vaargruben hier eingesetzt j 
wurde. Das heißt auf Be, daß die Regieruneskon- FF 
mission alle ihre Maßnahmen abhängig macht von den In- E 
teressen des französischen Imperialismus. Die Ausfüh- 


rungen des Herrn Staatskommissars muß ich deshalb zu- IE 
rückweisen. FE 
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Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Heckler! 'E 


Abg.Heckler (KP): Als Mitglied der \ietpreisfestsetzungskommis- 
sion möchte ich erklären, daß, Solange ich ihr angehöre, 
ein eirag auf Mietpreiserhöhung noch nicht gestellt 





ö 
P | 
worden is a 
(Zuruf des Abg.Gärtner: Du warst ja erst zweimal. z 
dert! :#- 
| 'E 
Als gewähltes ed che möchte ich mich gegen den Vorwurf EB Oo 
verwahren. Während meiner Dienstzeit in der Kommission n; 


1st kein derartiger Antrag gestellt worden. Ich stelle 
Test, den alle Kommissionsmitglieder, seien es die vom E 
Studienausschuß oder von landesrat, einstimmig der ilei- "E 

nung waren, daß an eine Erhöhung der Wietpreise nicht BE 
gedacht werden könne. A 


Vorsitzender: _ 
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Vorsitzender: Das !iort hat Herr Abgeordneter Schmoll ! 


Abe.Schmoll (DWP): Meine Herren! "ir können nicht untersuchen, 
was ın der Kommission geschehen ist. äber wir sehen, 
daß die beiden Vertreter des landesrates in der \leinun 
nicht einmütig sind. Der eine behauptet, der Äntrag is 
gestellt worden, der andere sagt, der Antrag ist nicht 
gestellt worden. Ich nehme an, daß vielleicht in frühe- 
ren Zeiten einmal ein solcher Äntrug gestellt wurde.Ts 
ist nicht richtig, was Sie sagen, wir könnten nicht er- 
warten, daß alle 8 Tage solche Anträge gestellt werden. 
Aber wenn eine Amtshandlung begangen wird, wenn nämlich 
dis Mietpreisfestsetzungskommission gchört wird,dann kön- 
nen wir doch erwarten, daß Sie für sine NMieterhöhung 
geintreten, und zwar immer eintreten. "enı Die jetzt sa- 
gen, früher bin ich cinmal dafür singstreten und nachher 
nicht, dann muß die Hegierungskommission zu dem Entschluß 
kommen, der ganz logisch ist, dic Vertreter der Devölke- 
rung haben sich überzeugt, daß ihr früherer Antrag nicht 
aufrecht zu erhalten ist. Und das wurde uns auch von 
der hegierungskommission gesagt, als wir vorstellig ge- 
worden sind, warum die Wieten nicht erhöht wurden. Mir 
wurde gesagt, ja, sollen wir denn etwa gegen die Vertreter 
des Landesrates stimmen? 


(Zuruf des Abg.Gärtner: Ich habe das Gegenteil be- 
hauptet, das Segenteil von dem, was »ie jetzt 
gesägt haben!) 


Ich kann Ihnen nur sagen, daß Herr Heimburger mir das 
vor kurzen gesagt hat, als wir bei der Abteilung des In- 
nern vorstellig wurden, weshalb die lileten nicht erhöht 
worden sind. Da sagte er, ihre Vertreter haben das ja 
befürwortet, und wir entfernen uns gar nicht von den 
"“unsche der Vertreter des Landesrates, wenn wir die llie- 
ten nicht erhöht haben ! Das erkläre ıch hier in aller 
Öffentlichkeit, daß Herr lieimburger dieses gesagt hat. 


(Zuruf des Äbg. Reinhard (KP): Herr Schmoll und 
Herr Gärtner, das können Sie in der Kommission 
austragen, aber nicht hier 


Vorsitzender: Die Debatte ist geschlossen. 
Das "ort hat Herr Staatskommissar Kuchenbecker! 


Staatskommissar Kuchenbecker: Ich muß die Ausführungen des Herrn 
Reinhard von vorhin zurückweisen. 


Vorsitzender: Zu der Abstimmung liegen seitens der beiden Kon- 
munistischen Farteien förmliche Gutachten vor 


Vorsitzender: Zu der Vorlage liegen seitens der beiden kon- 
munistischen Fraktionen förmliche Gutachten vor. 

Im übrigen schlage ich vor, die Abstimmung derart 
vorzunehmen, daß wir über den Kommissionsbeschluß abstin- 
men,soweit er ein \uehrheitsgutachten darstellt. 

We z a ac | at | 

Wer für den von der Kommission festgestellten 
Mehrheitsbeschluß ist, wolle die !land erheben. 


Ich 
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Ieh stelle fest, daß die ehrheit für die Kammissionsbe- 
schlüsse stimmt. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schnmoll! 


Abg.Schmoll (DYP): Ich würde vorschlagen, doch die einzelnen 
aragraphen durchzugehen. 


(Zurufe: Nein, das ist nicht nötig!) 


Vorsitzender: Im übrigen werden die Anträge heute hier nur 
Insowelt angenommen, als sie in den Könmissionen von den 
betreffenden Fraktionen gestelet wurden. 


Damit ist die Abstimmung über die Vorlage als 
soche erlediset. 


Während der an Senne dann der Jderr Abge- 
ordnete Schmelzer einen Antrag eingebracht, welcher lautet: 


ir WAR VERD TION. daß in den Fällen,in denen ein 
Haus durch Aufstockung oder Ähnliches aus der Zwangs- 
wirtschaft herausgekommen ist, die Gemeinde dann zur 
Zahlung des entstehenden Mietausfalls verpflichtet 
ist, wenn die Nieter zur Zahlung der neuen lüiete 

und zur Räumung mit Ersatzwohnung verurteilt sind, 
aber die \liete nicht zahlen." 


(Zuruf des Zentruns: Wir stimmen zu !) 
(Zaruf der Kommunisten: ir lehnen ab !) 


Vorsitzender: Dann ist auch dieser Antrag erlediet.- Dann hät- 
ten wir aus der letzten Sitzung noch einige kleinere An- 


EEOESR, über die sich inzwischen eine Verständigung ergeben 
at. 


Ein Antrag lautet: 


“ Die Regierungskommission wird ersucht,bei der 
Zolldirektion darauf hinzuwirken, daß in den Perso- 
nen-und Eilzügen die Zollkontrolle so wie in den 
Schnellzügen vorgenommen wird. 


Beer üm dun & 


Es geht nicht an,daß auf verschiedenen Zoll- 
stationen die Heisenden der Personen-und Eilzüge 
wegen der Zollkontrolle die Züge verlassen müssen. 
Diese Handhabung führt zu roßen lüißständen,da 
die betreffenden hkeisenden im inter der Kälte und 
im sommer der Hitze a] sind. In dem dichten 
Gedränge sind mehrfach Uhnmachtsanfälle vorgekommen. 
Dieser Zustand hat in allen Bevölkerungskreisen eine 
große Mißstimmung erzeugt. Dieselbe ist beseitigt, 
wenn die Zollkontrolle in allen Zügen so vorgenommen 
wird, wie cs jetzt bei den Schnellzügen geschieht." 


Ich stelle die einstimmige Annahme diescs Antrages fest. 


Vorsitzender: 


} BT u he 73 
\ „r Pe [3 a) Fed 
- 2 u 
» JE 
I EL #6; 


Er NE, 4) ne A ee 
N ae EEE 





RSEEWETTFETTZEN 


ga ProZ 








In 
ID 
in 
10 
3 
"N 
in’ 
Im 
ı® 
Ry 
2 
nr 
3 
KL, 
R 
Rı) 
In 
N 
> 
m 
aD 
Y 
'Py 











a: 


Vorsitzender: Das ort hat Herr Abgeordneter Schmoll! 


Abgs.Schmoll (DYP): Ich p 


: Ich protestiere namens meiner Partei gegen 
diese oberflächlic 


e Behandlung der "ohnungsverordnung. 


(Zuruf aus dem Zentrum: Sie ist ja schon erledigt!) 


Die Sache mag erledigt sein oder nicht, für mich ist 
sie auch erledigt. Ich habe aber das Recht, gegen diese 
Art der Behandlung einer so wichtigen Vorlage zu pro- 
testieren. Es war doch früher im Landesrat üblich, fest- 
zustellen, ob die einzelnen Paragraphen abgelehnt oder 


angenommen worden sind. Kine solch Schematische Abstin- 
mung war mır bisher unbekannt. 


(Zuruf aus dem Zentrum: Das haben Sie bei anderen 
Vorlagen noch nie verlangt!) 


Das ist keine Behandlung einer so wichtigen Vorlage! 


Vorsitzender: Ich weise den Ausdruck "oberflächlich" entschie- 


en zurück. 
(Zuruf: Sehr gut !) 


Der Kommissionsbeschluß ist mit einer Sachlichkeit und 
Gründlichkeit ausgearbeitet, daß man sich wirklich fra- 


gen muß, was noch derartige Erörterungen für Zweck haben 
sollten. 


Dann haben wir einen Antrag,welcher lautet: 
" Die Regierungskommission wird ersucht: 


1) Bedürftigen durch Frost oder Unwetter Geschä- 
digten auf Antrag zinslose oder zinsverbilligte 
Darlehen gewähren zu wollen und Ersatz des \er- 
tes der erfrorenen Saaten,soweit das Nette= Ein- 
kommen 25000.-Franken pro Jahr nicht übersteigt. 


2 


4 


Einen ähnlichen Erlaß an die Finanzämter er- 
gehen zu lassen, wie er vom heichsfinanzminister 
am £6.\lärz 1929 herausgegeben worden ist,damit 
die Frost-und "itterungsschäden in steuerlicher 
Hinsicht wohlwollend berücksichtigt werden." 


Abg.Reinhard (KP): Ich stelle den Zusatzantrag, daß hinzu- 
Bar DE: wird: Iirsatz des Wertes der erfrorenen »aaten. Es 
jandelt sich dabei um den erfrorenen "eizen und Klee,der 
ja in erster Linie in Frage kommt, d.h. soweit das Netto- 
einkommen 25 000 Franken pro Jahr nicht übersteigt. 

Vorsitzender: !!ollen Sie das noch schriftlich machen? 

(Zuruf aus dem Zentrum: Wir stimmen zu !) 


Damit,Herr Reinhard, erübrigt sich Ihr förmlicher Antrag. 


Abg.heinhard! 
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Abg, Reinharä (KP): Nein! Das 
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1n8] ei: ist ein Sonderantrag der Kon- 
munistischen Fraktion (Ovnos 


sition). 


Vorsitzender: Der Antrag deckt sich damit und ist infolgedes- 


sen überflüssig. 


.- ‚Daän liegt.noch ei 
raktion (Opposition) vor_h 


= 
I 


n Antrag der Kommunistischen 
Y | 3 vor betr. Existenzninimum zur Ge- 
währung einer !!ochenbeihilfe. 


(Zurufe aus dem Zentrum: In die Kommission! ) 


Abg.Reinhard (KP): Meine Herren! Ich ersuche Sie, über diesen 


Antrag nicht so leicht hinwegzugehen. Der Antrag wurde 
meinerseits in der Letzten Fraktionsführerbesprechung an- 
gekündigt. | 

| Und um_ was dreht es sich ? Um die ÄArmsten der 
Armen, um jene Leute, die auf Grund ihrer Arbeitsstelle 
hier nicht in den Besitz der Wochenbeihilfe gelangen kön- 
nen. Um die Wochenfürsorge zu erhalten, ist er Existenz- 
minimum auf AbVOV Franken festgesetzt. Ich habe hier einen 
ablehnenden Bescheid des Überversicherungsantes,wo aus- 
drücklich darauf hingewiosen wird, daß auf Grund der go- 
setzlichen Destimmunsen und da der Antragsteller in die- 
sem Jahre 5 343 Franken verdient hat, das Versicherungs- 
amt nicht in der lage ist, dem Antrag stattzugeben. Es 


dreht sich um einige tausend Arbeiter und ihre Familien, 
N 


zweiter Linie im S 


rl 


] 
die in erster Linie in Lothringen beschäftigt sind, in 
= : 


sargebiet mit solchen Arbeiten, daß 

sie den Versicherungen der gesetzlichen Bestimmungen 
nicht unterliegen. Äenn Sie heute von Seiten des Zentrums 
darauf bestehen, caß dieser Antrag in die Kommission ver- 
wiesen wisc, dann tragen Sie Jazu bei, daß Leute, denen 
ein Kind geboren wird, sinfach nicht ın den Genus der 
es elangen können, weil das \xistenzminimum so 
lächerlich gering ist. Ich mache darauf aufmerksan,daß 
dieses Nxistenzminimun Letztihin in Jahre 1926 festgslegt 
wurde. Die Entwicklung hat zweifellos unseren Antrag 1n- 
sofern die Perechtigung gegeben, und ich ersuche Sie, 
meine Herren, den Antrag nlcht ın die Kommission zu ver- 
weisen. Es geht ledislich darun, den Armsten der Armen 
etwas zu geben. Unc dieses unterstützen vie, wenn Sie 

die Zustimmung zu meinem Antrags geben. 


Vorsitzender: Ich bin nach der Geschäftsordnung verpflichtet, 


arüber abstimmen zu..lessen. 
Ver für dis Überweisung des Antrages in die Kon- 
mission ist, möge die Aand erheben” 
Die w“ehrheit ist dafür; damit ist der Äntrag in 
die Kommission verwiesen. 


Wir haben nun noch über einen Antrag der Deutsch- 
Saarländischen Volkspartei zu beschließen betr. die 
Enteignung von Grundeigentum zur Behebung der dringend- 
sten nohnungsnot. Der Antrag,der Ihnen vorliegt, lauüst : 
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"Die Verordnung betreffend die Enteignung von 
Ufundsigen tun zum Zwecke der Behebung der dringend- 
sten "ohnungsnot vom 15. Januar 1921 ist insoweit an | 
die neichsye rordnung zur Behebung der dringendsten 
Wohnungsnot vom 15. Januar 1919 anzupassen, daß dies 
Regierung als Enteienungskommissar die Pflicht hat, j 
das zuständige Grundbuchemt nach Tirlaß des Finteig- | 
nungsbeschlusses zu ersuchen, bci dem enteigncten ji 
Grundstück im Grundbuch den Snteienungsvernerk ein- 
zutragen. _ n 1 

Gleichzeitig ist der 3 45 des deutschen Ge- | 
setzes, der die lastenfreie Übertragung des enteig- E 
neten Grundstücks vorsieht, zu übernehnen. j 


n 


Be Bean ge? f 


Unter dem 15.1.21 (Antsbl.S.15) hat die Regie- I 
rungskommission eine Verordnung erlassen betr. die Int- # 
eienung von Grundeigentum zun Zwecke der Sehekung der 5 
dringendsten \ohnungsnot. Diese Verordnung lehnt sich FE 

| inhaltlich eng an die Heichsverordnung zur ro der | 
dringendsten "ohnungsnot vom 15.1.1919 (R.G.Bl.S.69 - 
Ausführungsbestimmungen vom 14.2.21) an, jedoch mit dem 
Unterschied, daß eine für jede Enteignung unerläßliche 
Bea nun ın die Verordnung nicht aufgenommen wurde. 
Gemäß 3 35 des Gesetzes über die Enteignung von Grund- 
eigentum_vom 11.6.74 sowie auch in der DR LINE TREO EITENE 
hat die Dee herung als Enteignungskommissar die Pflicht, 
das zuständige Grundbuchamt nach Erlaß des I en 
beschlusses zu ersuchen, bei dem enteigneten Grundstück 
im Grundbuch den Enteignungsvermerk einzutragen. Gleich- Ei 
talls fehlt die Bestimmung des 3 45, Entgignungsgesetz, '® 
der lastenfreien Übertragung des N Grundstücks. 
Durch das Fehlen dieser unerläßlichen Destimmungen ist es 
bei einer auf Grund der saarländischen Einteignungsver- 
ordnung vorgenommenen Enteignung möglich, auch nach dem 
Enteignungsbeschluß noch das enteignete Grundstück zu 
veräußern, zu belasten,zu verpfänden usw. Durch das Fehlen 
der vorgenannten Bestimmungen ist_ jeder Schiebung Tor und 
Tür geöffnet und ein praktischer Fall hat bereits gezeigt, 
welche weittragenden Folgen infolge der mangelhaften Ent- 
eilgnungsverordnung eintreten können. 

Die Baugenossenschaft der Xriegsopfer enteignete 
auf Grund der saarländischen De ee en, em 
Metzgermeister Schmit t \ehrden wertloses Ödland. 

Schmitt verkaufte zum Schein dieses Land an seinen Sohn 
und ließ eine Sicherungshypothek für den Kaufpreis von 
7000 Dollar einen Ta a dem "nteignungsbeschluß eintragen. 
Das Grundbuchamt mußte diese Eintragung vornehmen, da ein 
Enteignungsvernerk nicht im Grundbuch a en war,auch 
niemand vorhanden war, der auf Grund der Verordnung die 
Kintragung des Enteignungsvrermerkes zu beantragen natte. 
Nenn die Ba ussnossensahe t der Kriegsopfer in diesem Falle 
im Prozeßwege obsiegte, so geschah das nur,weil das »chein- 
geschäft des Schmitt allzu durchsichtig war. ®s können aber 
auch andere Fälle eintreten, die ein Scheingeschäft nicht 
ohne weiteres erkennen lassen." | 
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‚ler dafür ist, daß dieser Antrag in die Kommission verwiesen wird, 
aöge die Hand erheben? - Damit ist der Antrag in die Kommission 


: mE, 


'Terwiesen. 
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Nun liegt noch ein Antrag der Christlich-Sozialen Partei 
vor, welcher lautet: 


"Die Christlich-Soziale Partei stellt von neuem den 
Antrag an den Landesrat, die Regierungskommission des E 
ereebietee zu veranlassen,den Erlaß im Amtsblatt | 
Nr. 51 die Anlage Nr. 4 betreffs Einteilung der Orts- 
klassen des a auch für die Kriegsopfer in 
Kraft treten zu lassen. er! 

‚ Wir erheben von neuem Protest dagegen, weil die 
Regierungskommission es ablehnt, diese ee, 
im Amtsblatt Nr. 5l,welche nur für die Staatsangestell- 
ten zutreffen soll, auch für die Kriegsopfer des Saar- 
gebietes in Kraft treten zu lassen. 

. Den landesrat fordern wir auf im Namen aller _ 
Kriegsopfer fein ge aufs äußerste dafür ein- 
zutreten, alle Ortschaften des Saargebietes wieder 
in die Ortsklassen einzuteilen, so,wie sie vor dem 
l1.Oktober 1928 gestanden haben, da die "irtschafts- 
verhältnisse sich nicht wesentlich verbessert,sondern 
verschlechtert haben. 

‚. Wir betrachten es als eine Vernachlässigung von 
seiten der Regierungskommission bezüglich dieser Naß- 
nahmen den Kriegsopfern ge genliber, da diese in ihrem 
Einkommen ein erheblichen Verlust zu verzeichnen haben. 


— nn Ta 
D - - ° Di 2 > 
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Wer dafür ist, daß der Antrag in die Kommission verwiesen 
wird, möge die Hand erheben? 


‚Ich stelle Ihr Einverständnis fest, daß der Antrag in 
Kommission verwiesen wird. 


Dann, möchte ich Ihnen vorschlagen, daß die Knappschafts- 
vorlage, die dem Landesrat noch zugehen wird heute In die 
Kommission verwiesen wird. Ich stelle fest, daß Sie damit 
einverstanden sind. 


Das Wort hat Herr Abgeordneter Becker ! 


\bg.Becker (2): Ich habe noch eine Anfrage an den Herrn Staatskon- 
missar zu richten: 


" Die Zentrumsfraktion des Landesrates bittet die 
Regierungskommission nach Binsicht des Haushaltplanes 
um Aufklärung über folgende Punkte: 


We hoch sind die im Jahre 1928 vereinnahnmten Zölle? 


NE 


Wje hoch sind die Erhebungskosten der Zollverwaltung‘ 


Welche Zolleinnahmen und Erhebungskosten sind für 
1929 vorgesehen” 


. 


Die en hg et Se wird ferner um Vorlage einer 
Aufstellung über das sen des vaargebietes, 
insbesondere über die flüssigen Nittel, ersucht. 

Nie aus dem Haushaltplan hervorgcht, sind jedes 
Jahr für bestimmte Fonds erhebliche Posten zurückge- 
stellt worden. Allein auf den Fonds für „Ansprüche der 

eamten auf Kuhegehalt und Hintcrbliebenen-Versorgung 
ERzratlen Ir It sent Frs. 56 600 0QUU).- 
vet 1918 inspgesant „ns ar. "236 600 000.- 


Welche 
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Welche Fonds bestehen außer diesem Fonds ? 


Nie werden diese Fonds verwaltet”? 


"o und zu welchem Zinssatz sind die Gelder an elegt” 
Darüber hinaus sind für einmalige und außerordentliche Aus- 
gaben verhältnismäßig hohe Summen in Raten zurückgestellt. 


Wie und wo sind diese Rückstellungen bis zur Ausfüh- 
rung der betr. Objekte angelegt? 


Ich kann natürlich nicht erwarten,nachdem wir diese Anfragen 
erst heute morgen gestellt haben, daß der Herr Staatskon- 
missar_schon heute darüber Auskunft 0%, | 
Ich möchte hinzufügen, daß sämtliche Fraktionen mich 
ermächtigt haben, diese Anfragen als Anfragen des gesamten 
Landesrates an dic gi erungs ommıssion zu richten. Tir er- 
warten möglichst bald eine eantwortung der Anfragen. 


(Zuruf des Staatskommissars Kuchenbecker: Ich werde 
ie Anfragen an die zuständige Stelle weiterleiten!) 


Vorsitzender: Die Tagesordnun ‚ist erledigt, das ort wird nicht 
mehr gewünscht. Ich schließe die zung. 


Schluß der Sitzung 12 Uhr 45 Minuten. 
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